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Vorwort

Vorwort

Politiker*innen, so eine gängige Meinung, sollten daran arbeiten, ihre Politik besser zu 
erklären. Bundesfinanzminister Christian Lindner scheint sich dies zu Herzen zu nehmen. 
Unter dem Hashtag „CL erklärt“ veröffentlicht das Bundesfinanzministerium regelmäßig 
kurze Videos auf YouTube. Darunter zu finden ist auch ein Clip zum Thema finanzielle Bil-
dung: „Geldfragen“, so erklärt Lindner hier, „durchdringen unseren Alltag. Da kann man 
gute Entscheidungen treffen und dann kommt man besser und schneller im Leben voran. 
Aber man kann auch schlechte Entscheidungen treffen – naja – und dann hat man eben 
Nachteile und weniger Chancen.“ 

Lindner nutzt den kurzen Clip, um die „Initiative Finanzielle Bildung“ vorzustellen, die 
sein Bundesministerium der Finanzen (BMF) gemeinsam mit dem Bundesministerium 
für Bildung und Forschung (BMBF) 2023 ins Leben gerufen hat. Bisheriges Herzstück der 
Initiative ist die sogenannte Finanzbildungsplattform mitgeldundverstand.de. Sie soll 
ein Angebot zur Weiterbildung für die Bürger*innen sein, damit diese in Zukunft bessere 
finanzielle Entscheidungen treffen können. Finanzielle Bildung, so ist auf der Website zu 
lesen, biete Chancen für mehr Teilhabe, Wachstum und Wohlstand. Chancen, die derzeit 
jedoch noch – aufgrund unzureichender Bildungsangebote – ungenutzt blieben. Erreicht 
werden sollen insbesondere, so betonen es die Verantwortlichen seit Beginn immer wie-
der, armutsbetroffene, „vulnerable“ Gruppen.

Die öffentliche Aufmerksamkeit für die Initiative der beiden FDP-geführten Ministerien 
ist bisher erstaunlich gering. Dabei stellen sich eine Reihe von Fragen, zu denen es im 
Video von Christian Lindner keine Erklärungen gibt: Welche Akteure aus dem breiten Feld 
der ökonomischen Bildung bindet die Initiative ein? Wie funktioniert die Zusammenarbeit 
zwischen den beiden Bundesministerien? Was genau erklären die auf der Plattform be-
reitgestellten Materialien? Wen adressieren sie, mit welchen Inhalten? Diesen Fragen geht 
der Erziehungswissenschaftler Thomas Höhne (Helmut-Schmidt-Universität Hamburg) in 
diesem Arbeitspapier nach und setzt sich damit erstmals systematisch mit den Motiven, 
Zielen und Schwerpunkten der Initiative auseinander.

Der sogenannten Finanzbildungsplattform stellt der Autor ein verheerendes Zeugnis 
aus: Die überwiegende Mehrzahl der zur Verfügung gestellten Materialien ist für Bildungs-
zwecke nicht geeignet. Grundlegende Bildungsprinzipien, wie sie etwa der Beutelsbacher 
Konsens formuliert, werden nicht berücksichtigt. Symptomatisch hierfür ist ein auf der 
Plattform bereitgestelltes Video zur Schuldenbremse, das durch thematische Einseitig-
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keit auffällt und in dem die von vielen Seiten geäußerte Kritik an dieser Regelung nicht 
einmal erwähnt wird. Auffallend ist zudem, dass Bildungsmaterialien zivilgesellschaft-
licher Organisationen nicht auf der Plattform präsent sind. Über die mangelnde Perspek-
tivenvielfalt hinaus fehlt es insgesamt an transparenten Kriterien zur Qualitätskontrolle 
der bereitgestellten Materialien. 

In der Studie werden Entwicklungsschritte der Initiative nachgezeichnet und kontex-
tualisiert, Expert*inneninterviews und eine teilnehmende Beobachtung der Konferenz 
„Finanzielle Bildung für das Leben“ ausgewertet sowie zentrale Akteure, Diskurse und 
Konfliktlinien identifiziert. So wird deutlich, dass es sich bei der „Initiative Finanzielle 
Bildung“ weniger um ein Bildungsprogramm als um ein steuerfinanziertes, parteipoli-
tisches Projekt handelt, das die Mittelschicht aktivieren will, ihr Erspartes am Aktienmarkt 
anzulegen. Ein Kern der FDP-Programmatik.

Der selbstformulierte Anspruch, Bildungsmaterialien für verschiedene Zielgruppen 
bereitzustellen, wird hingegen weit verfehlt. Existierende Angebote zur Finanzbildung 
werden ignoriert, nach didaktischen Konzepten und Formaten, die anschlussfähig für 
die Bedürfnisse unterschiedlicher Lernender sind, sucht man vergebens. Stattdessen 
wird suggeriert, es ließe sich das, was für Vermögende gilt, auf alle anderen übertra-
gen. Kehrseite hiervon sind stereotypisierende Darstellungen von Frauen, Geflüchteten, 
Senior*innen und jungen Erwachsenen. Ihre Darstellung folgt dem Narrativ einer geteil-
ten Unwissenheit in finanziellen Fragen, das wiederum zur Legitimierung der Initiative 
missbraucht wird. Soziale und strukturelle Voraussetzungen für einen Vermögensaufbau 
kommen hingegen überhaupt nicht zur Sprache.

Gemeinsam möchten Otto Brenner Stiftung und Attac mit dieser Studie zu einer brei-
ten Diskussion über Sinn und Zweck der FDP-Finanzbildungsinitiative beitragen. Denn die 
Ergebnisse machen mehr als deutlich, dass plurale Positionen zu Finanzen und Wirtschaft 
von ihr genauso ignoriert werden, wie die Lebensrealitäten vieler Menschen. Anders als 
es Christian Lindner suggeriert, geht es sowohl bei den Möglichkeiten der persönlichen 
Finanzplanung als auch in der ökonomischen Bildung nicht einfach um „falsche Entschei-
dungen“. Zeitgleich zur Studie veröffentlicht Attac deshalb auch die alternative Bildungs-
plattform geldmitverstand.de. Hier finden Sie eine breite Palette an Bildungsmaterialien, 
die von Ministeriumsseite bisher ignoriert werden.  

Jupp Legrand      
Geschäftsführer der OBS

Frankfurt am Main, im Oktober 2024                

Frauke Distelrath 
Geschäftsführerin von Attac Deutschland

https://www.geldmitverstand.de//
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1 Einleitung, Fragestellung und Arbeitsschritte

Bundesfinanzminister Christian Lindner und 
Bundesbildungsministerin Bettina Stark-Watzin-
ger haben im Rahmen ihrer Initiative „Aufbruch 
finanzielle Bildung“ am 23. März 2023 in Ber-
lin Eckpunkte vorgestellt (BMF 2023a), um nach 
eigenem Bekunden „die finanzielle Bildung in 
Deutschland zu verbessern“. Geplant sind „die 
Erarbeitung einer nationalen Finanzbildungs-
strategie in Zusammenarbeit mit der Organisa-
tion für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (OECD), die Schaffung einer zentra-
len Finanzbildungsplattform zur Bündelung und 
Vernetzung der Angebote in diesem Bereich und 
die Stärkung der Forschung zur finanziellen Bil-
dung“ (BMF 2023a: 8). 

Bemerkenswert ist, dass bei dieser von den bei-
den FDP-Ministerien vorangetriebenen Initiative 
zwei weitere, von den Grünen geführte Ministerien 
außen vor bleiben, die nah an Themen der ökono-
mischen Bildung sind und zudem als Anbieter von 
Bildungsmaterialien geeignet wären, an dem ge-
planten Projekt mitzuwirken: Zum einen das Bun-
desministerium für Wirtschaft und Klimaschutz 
(BMWK), das vielfältige Bildungsmaterialien zu 
Themen wie Existenz-/Unternehmensgründung, 
Energie, Finanzierungsplanung oder Innovation  
anbietet (BMWK 2023). Zum anderen das Bun-
desumweltministerium mit Bildungsmaterialien 
zu Nachhaltigkeit, kritischer Verbraucherbildung, 
Umwelt und Klimaschutz (BMUV 2023).  

Dass Ministerien eigene Bildungsmaterialien 
anbieten, ist seit etwa 15 Jahren gang und gäbe, 
was unter anderem mit veränderten Formen der 
politischen Öffentlichkeit (Fragmentierung, 
Nischenöffentlichkeiten) zusammenhängt, die 
durch Digitalisierung, soziale Netzwerke, mas-
senmediale Transformationen und Kämpfe um 
Erreichbarkeit und (neue) Zielgruppen charakte-
risiert sind (Seeliger/Sevignani 2021). Hier kön-
nen Ministerien als öffentlich-staatliche Akteure 
den rasant expandierenden digitalen Bildungs-
märkten, die von Angeboten privater Akteure 
dominiert werden, etwas Eigenes hinzufügen 
(Höhne 2018, Matthes u. a. 2016, Matthes 2014). 
 
Dennoch ist damit noch nicht die Frage nach den 
Motiven und Zielsetzungen dieses so prominent 
gemachten gemeinsamen Projekts zur Finanz-
bildung zweier Ministerien beantwortet. Die 
Ministerien werden zwar von derselben Partei 
geleitet, stehen aber mit Finanzen und Bildung 
für zwei ganz unterschiedliche Ressortbereiche. 
Die einfache Addition aus Finanzen + Bildung 
ergibt noch keine plausible Gleichung der Art 
„Finanzen + Bildung = Finanzbildung“. 

Darüber hinaus erscheint die Art der ministeriel-
len Arbeitsteilung und Verantwortung im Projekt 
durchaus widersprüchlich. Obwohl es sich pri-
mär um ein Bildungsprojekt handelt, wird es vom 
Finanzministerium organisiert und geleitet. Das 
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Einleitung, Fragestellung und Arbeitsschritte

Bundesministerium für Bildung und Forschung 
(BMBF) scheint sich auf die Rolle als ‚Juniorpart-
ner‘ zu beschränken, der die Forschung beisteu-
ert. Den eigentlichen Kern des Projekts bildet die 
Onlineplattform mitgeldundverstand.de, die ver-
antwortlich vom Bundesministerium der Finan-
zen (BMF) betrieben und gegenwärtig aufgebaut 
wird (BMF 2024).1 Sie bildet ein wesentliches In-
strument zur Koordination und Steuerung einer 
nationalen Finanzbildungsstrategie. 

Das Fehlen einer nationalen Finanzbildungsstra-
tegie wird von den Ministerien als grundlegendes 
Problem beziehungsweise Defizit kommuniziert 
und als zentrale Legitimation für die Finanzbil-
dungsinitiative herausgestellt. Hierbei beziehen 
sich die politisch Verantwortlichen immer auf die 
OECD, die eine entsprechende nationale Strate-
gie auch für Deutschland empfiehlt (OECD 2024). 
Worin die Bedeutung der OECD für die Finanzbil-
dungsinitiative besteht, soll in der Rekonstruk-
tion des Projektverlaufs genauer betrachtet und 
kritisch eingeordnet werden (Kapitel 2.1, 3.1).  

Wenn von einer nationalen Finanzbildungsstra-
tegie die Rede ist, ist es wichtig zu betonen, dass 
Finanzbildung seit vielen Jahrzehnten als um-
fangreiches und ausdifferenziertes Handlungs-
feld existiert, in dem ganz unterschiedliche zivil-
gesellschaftliche, private und wissenschaftliche 
Akteure arbeitsteilig operieren. Wenn nun BMF 
und BMBF mit ihrer Finanzbildungsinitiative in 
dieses Feld intervenieren, ist zu fragen, welche 

Auswirkungen dies auf das gesamte Feld und 
die darin aktiven Akteure hat. 

 
1.1 Zielsetzung und Fragestellung

Aus dem Problemaufriss, der hier vorgenommen 
wurde, lassen sich die Zielsetzungen und Frage-
stellungen für die Studie ableiten. Dies betrifft 
Fragen nach den Arrangements und der Arbeits-
teilung zwischen den beteiligten Akteuren, nach 
den Machtverhältnissen, der Kooperation zwi-
schen den politisch Verantwort lichen und der 
Partizipation der Stakeholder im Feld, nach der 
Art der politischen Steuerung, nach der Motiva-
tion und den Interessen der Akteure sowie den 
expliziten und impliziten Zielsetzungen des Pro-
jekts, den Legitimationsstrategien und Kritiken 
von Stakeholdern, den hegemonialen Diskursen 
und Kontroversen um den Gegenstand „Finanz-
bildung“ sowie den demokratiepolitischen und 
zivilgesellschaftlichen Auswirkungen. 

Die Fragestellungen lassen sich nach fünf zen-
tralen Fragedimensionen für die Untersuchung 
differenzieren und für die konkrete Analyse ope-
rationalisieren:

1. Projektpolicy: Wie sieht die Arbeitsteilung 
zwischen den verantwortlichen Akteuren 
(BMF/BMBF) aus? Wie werden externe Akteu-
re in den Projektprozess eingebunden? Von 
welcher Problemdefinition wird ausgegangen 
und welche Lösungsoptionen werden thema-

1 Die Plattform enthielt bis zum Abschluss der Studie am 30. Juni 2024 insgesamt 449 Dokumente auf 38 Webseiten.
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tisiert? Welche Phasen und Etappen lassen 
sich im Policyprozess erkennen? Welche Inte-
ressen und Interessenskonflikte lassen sich 
identifizieren? 

2. Diskurse und Positionierungen: Welche Moti-
ve, Ziele, Defizite, Zuschreibungen, Legitima-
tionsstrategien (Agenden, Programmatiken) 
und Kritiken zeigen sich im Diskurs um die 
Finanzbildung? Welche unterschiedlichen 
oder ähnlichen beziehungsweise identischen 
Positionierungen der verschiedenen Akteure 
lassen sich im Finanzbildungsfeld beobach-
ten? 

3. Finanzbildungsplattform: Welche politische 
Steuerungsfunktion kommt der Onlineplatt-
form in der Finanzbildungsinitiative und für 
das Finanzbildungsfeld zu? Welche Materiali-
en werden von welchen Akteuren eingebracht 
(und von wem nicht)? Welche sozialen und 
pädagogischen Zielgruppen werden adres-
siert?

 
4. Felder-Akteure-Positionen-Relationen: Wel-

che sind die relevanten Akteure und Akteurs-
konstellationen (‚Stakeholder‘) der Finanz-
bildungsinitiative? Wer kooperiert mit wem, 
welche Akteure bleiben außen vor und welche 
werden im Rahmen der Initiative sichtbar? 

5. Zivilgesellschaftliche und demokratiepoli-
tische Formen und Effekte: Welches zivilge-
sellschaftlich-politisches Selbstverständnis 
lassen die zentralen Feldakteure erkennen? 

Welche politischen Effekte (Inklusion/Exklu-
sion der Akteure, Heterogenität/Homogenität 
der Positionen) lassen sich aus den Hierarchi-
en, Kräfteverhältnissen und Machtkonstella-
tionen im Feld für die demokratiepolitische 
Gestaltung der Zivilgesellschaft ableiten? 
Wie werden die Bedarfe und Perspektiven der 
Stake holder berücksichtigt?

Die zentrale Hypothese der vorliegenden Studie 
lautet, dass es sich bei der Finanzbildungsinitia-
tive um ein liberales aktivierungspolitisches Pro-
jekt handelt, das dazu beitragen soll, ‚die Bevöl-
kerung‘ zu einer positiveren Haltung gegenüber 
Investitionen (Rente, Aktien, private Vorsorge) 
zu bewegen und individuell sowie gesamtgesell-
schaftlich zu einer verstärkten Investitionstätig-
keit anzuregen. 

Was unter der Politik der Aktivierung zu verste-
hen ist, wird zu Beginn von Kapitel 2 erläutert. 

1.2 Arbeitsschritte und Vorgehen

Ausgehend von ethnographischen Beobach-
tungen und ersten Einordnungen der Finanzbil-
dungsinitiative werden in den weiteren Kapiteln 
vertiefende Analyse zu Akteuren, Feldstrukturen, 
zentralen Dokumenten und der Finanzbildungs-
plattform unternommen, bevor abschließend auf 
Grundlage von Interviews die Entwicklung des 
Projekts aus der Binnenperspektive dargestellt 
und kritisch analysiert wird. Die verwendeten 
Methoden werden jeweils in den entsprechen-
den Kapiteln erläutert.
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Der argumentative Gang der Untersuchung ge-
staltet sich im Einzelnen folgendermaßen:

In Kapitel 2 wird die Finanzbildungsinitiative 
als politisches Projekt vorgestellt, wobei zwei 
Phasen unterschieden werden können: Zum 
einen die eigentliche Projekthauptphase mit 
unterschiedlichen Stationen beziehungsweise 
Meilensteinen – also Konferenzen, Workshops 
usw.  –, die das Jahr 2023 umfasst (siehe Info- 
kasten 1). Im Rahmen einer ethnographischen 
Erkundung wird in Kapitel 2.2 zunächst die Kon-
ferenz „Finanzbildung für das Leben“, die den 
Abschluss der Auftakt- und Entwicklungsphase 
des Projekts bildet, untersucht. Formen der In-
szenierungen, wichtige Themen und Diskurse 
werden genauer dargestellt und analysiert.

Zum anderen hat sich im Verlauf der Studie auf-
grund der Rekonstruktion zentraler Ereignisse 
wie Auftaktveranstaltung, Workshops und Kon-
ferenz im Jahr 2023 ein weiterer wichtiger An-
knüpfungspunkt ergeben, von dem auch für die 
Finanzbildungsinitiative ein Impuls ausgegangen 
zu sein scheint: Der Diskurs um die Aktienrente, 
die bekanntermaßen ein zentrales FDP-Projekt 
darstellt. In diesem Zusammenhang wird das Gut-
achten des wissenschaftlichen Beirats des BMF 
zum Thema „Kapitalgedeckte Rente – ein neuer 
Anlauf?“ vom Mai 2022, in Kapitel 2.3 analysiert. 
Denn es stellt insofern eine Art Framing für die 
Finanzbildungsinitiative dar, als dort aus verhal-
tensökonomischer Sicht entscheidende Punkte, 
Probleme und Fragen diskutiert werden, die auch 
für das Finanzbildungsprojekt zentral sind.

 Infokasten 1: 
 Chronologie der Ereignisse 
 zur Finanzbildungsinitiative

 

 Folgende Ereignisse werden in der Studie in 
ihrem übergreifenden Zusammenhang analy-
siert:

 8/2022: Gutachten des BMF-Beirats zu „Kapi-
talgedeckte Rente: Ein neuer Anlauf?“

 2/2023: Werkstattgespräch im BMBF zu „Öko-
nomische Bildung in Zeiten gesellschaftlicher 
Umbrüche“ am 1. Februar 

 3/2023: Offizielle Auftaktveranstaltung bei-
der Ministerien unter dem Titel „Aufbruch fi-
nanzielle Bildung“ am 23. März in Berlin

 3/2023: Im Nachgang zur Auftaktveranstal-
tung veröffentlicht das Präventionsnetzwerk 
Finanzkompetenz (PNFK 2023) eine grund-
legende Kritik an der Finanzbildungsinitiative

 10/2023: Stakeholder Workshop am 20. Okto-
ber im BMF mit 130 Personen 

 12/2023: Konferenz „Finanzbildung für das 
Leben“ am 5./6. Dezember mit Workshops

In Kapitel 3 wird ein Überblick über das Feld der 
Finanzbildung gegeben und eine Differenzie-
rung unterschiedlicher Akteure vorgenommen 
(Kapitel 3.1). Damit soll zum einen die Hetero-
genität der Akteurstypen mit entsprechend 
unterschiedlichen Interessen aufgezeigt und 
zum anderen die lange Historie des Feldes 
am Beispiel der Schuldnerberatung deutlich 

Einleitung, Fragestellung und Arbeitsschritte
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gemacht werden. Ziel ist es, für die komplexe 
Struktur zu sensibilisieren, in welche die Poli-
tik mit der Finanzbildungsinitiative gleichsam 
top-down interveniert. In Kapitel 3.2 wird der 
Frage nachgegangen, wer der (eigentliche) Ad-
ressat der Finanzbildungsinitiative ist und an 
welche sozialen Gruppen welche Anforderun-
gen adressiert werden. Anschließend wird in 
Kapitel 3.3 eine Grundlagenkritik an der Finanz-
bildungsinitiative aus Stakeholderperspektive 
vorgestellt.

In Kapitel 4 wird die Analyse der ‚Finanzbil-
dungsplattform‘ in den Fokus gerückt. Zu-
nächst wird in Kapitel 4.1 der Frage nachge-
gangen, inwieweit sie ein Mittel (aktivierungs-)
politischer Steuerung darstellt. Anschließend 
werden in Kapitel 4.2 aus didaktisch-bildungs-
theoretischer Perspektive Anforderungen for-
muliert, die eine Bildungsplattform erfüllen 
muss. In Kapitel 4.3 wird exemplarisch anhand 
der Analyse eines Erklärvideos zum Thema 
„Schuldenbremse“ gezeigt, dass das Material 
auf der ‚Finanzbildungsplattform‘ den formu-

lierten Anforderungen nicht genügt. Daran wird 
deutlich, wie einseitige politisch-weltanschau-
liche Positionen als Bildungsmaterial gerahmt 
werden und wie dabei unterschiedliche Formate 
wie Information, Kampagne, Parteienwerbung 
und Bildung unterschiedslos ineinanderfließen.

In Kapitel 5 werden auf Grundlage von sechs Ex-
perteninterviews „Innensichten aus der Finanz-
bildungsinitiative“ präsentiert, analysiert und zu 
den vorangehenden Analysen ins Verhältnis ge-
setzt. Dies wird in zweierlei Hinsicht thematisch 
umgesetzt: Zum einen werden in aktivierungspoli-
tischer Hinsicht die Strategien der politischen 
Akteure aus der Sicht der Beteiligten aufgezeigt. 
Ihre Fokussierung auf die Sichtbarkeit und Reich-
weite des Projekts wird einer kritischen Betrach-
tung unterzogen, die Aktienrente wird als ein ak-
tivierungspolitischer Anlass rekonstruiert. Zum 
anderen wird aus einer pädagogisch-bildungs-
theoretischen Sicht die aktivierungspolitische 
Dimension der Finanzbildungsinitiative, deren 
fragwürdige Adressierung und das Fehlen jedes 
Bildungsbezugs kritisch reflektiert.2

 

2 Dies gilt für den Untersuchungszeitraum von Februar 2023 bis zum 30. Juni 2024.
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Finanzbildung als politisches Projekt

2.1 Aktivierung und Aktivierungspolitik

Wie einleitend als These hervorgehoben, stellt 
die Finanzbildungsinitiative ein politisches Pro-
jekt der Aktivierung dar, das im Folgenden ge-
nauer erläutert wird. Dazu sollen zunächst die 
Begriffe „Aktivierung“ und „Aktivierungspolitik“ 
dargelegt werden. Mit Hermann Kocyba kann Ak-
tivierung als eine Art „Generalmobilmachung“ 
aufgefasst werden: 

 „Aktivierung und Reaktivierung, das ist zu-
nächst die militärische Sprache der Gene-
ralmobilmachung. Reserven und Reservisten 
werden aktiviert beziehungsweise reaktiviert 
[…] In der Psychologie meint Aktivierung 
die Anregung des Organismus durch Umge-
bungsreize. Werbebotschaften oder andere 
Anreize (beispielsweise eine Beförderungs-
chance) motivieren eine Person und stimu-
lieren so ein bestimmtes Verhalten. In einem 
sehr allgemeinen Sinne handelt es sich um 
die Mobilisierung von Reaktionspotentialen. 
Ruhende Kräfte werden wirksam, Latentes 
wird manifest gemacht.“ (Kocyba 2004: 18)

Spezifischer lässt sich Aktivierung als ein Modus 
der Steuerung von Verhalten definieren, durch 
den Individuen auf ein bestimmtes Ziel hin mo-
tiviert beziehungsweise deren Verhalten durch 

Anreize auf ein Ziel hin gesteuert werden soll. 
Marion Ott hebt hervor, „dass Aktivierung über 
das Zusammenspiel von verschiedenen (situ-
ierten, organisatorischen, programmatischen) 
Praktiken hervorgebracht wird und ihrerseits 
Handlungs- und Verhaltensweisen produziert“ 
(Ott 2015: 232), wobei „die Modi und die Logik 
(in-)direkter Steuerung von Lebens- und Verhal-
tensweisen in den Blick“ (Ott 2015: 233) geraten. 
Aktivierung richtet sich damit an das ganze Sub-
jekt, seine Überzeugungen, Haltungen, Werte 
und nicht zuletzt sein Verhalten und Handeln, 
das in eine bestimmte Richtung verändert oder 
beeinflusst werden soll.

Aktivierende Praktiken sind relational und asym-
metrisch (Ott 2015), denn sie beinhalten zum 
einen ein Agens, also eine dominante, legiti-
mierte, aktivierende und adressierende Instanz 
(Vorgesetzte, Anweisungen, gesetzte Regeln, 
normative Vorgaben) und zum anderen eine 
nach-/untergeordnete und adressierte Instanz, 
an die sich die Anweisungen, Regeln oder Vor-
gaben der Aktivierung richten. Das Besondere 
von Aktivierung in politischen Kontexten besteht 
darin, dass das Hauptziel die Selbst-Aktivierung 
der Individuen ist (Kocyba 2004: 19). 

Legitimiert wird der Aktivierungsdiskurs durch 
normative Prinzipien der „Eigenverantwortung, 

2 Finanzbildung als politisches Projekt
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sozialem Engagement, Eigeninitiative, Selbst-
vorsorge“ (Dollinger/Raithel 2006: 8). 

Der Verantwortungsbegriff im Sinne einer 
‚Pflichtschuld‘ bildet hierbei den zentralen nor-
mativen Bezugspunkt aktivierender Politik: „Ver-
antwortung lässt sich so als ein Effekt komplex 
organisierter (Zuschreibungs- und Zuweisungs-)
Praktiken“ (Ott 2015: 231) auffassen, durch die in 
aktivierenden Diskursen beispielsweise verant-
wortungsloses und verantwortungsvolles Ver-
halten in Bezug auf die Adressat*innen schon 
immer vordefiniert sind. 

Entscheidend dabei ist die (neo)liberale Ent-
gegensetzung von sozialer beziehungsweise 
staatlicher Verantwortung auf der einen Seite 
und individueller Selbstverantwortung auf der 
anderen Seite – also die Unterstellung, dass das 
eine das andere ausschließen würde. Subjekte 
werden gleichsam in Haftung beziehungsweise 
Verantwortung genommen, um das zu erreichen, 
was an Zielen und Erwartungen an sie adres-
siert und unabdingbar vorausgesetzt wird. Diese 
enge Kopplung von Freiheit und Zwang zeichnet 
Aktivierung und Aktivierungspolitik aus. Hier 
wird „Aktivität beziehungsweise die glaubhaft 
vermittelte Bereitschaft zur Aktivität bereits zur 
Voraussetzung dafür, überhaupt soziale Anrech-
te geltend machen zu können“ (Kocyba 2004: 
17). Dies bedeutet im Umkehrschluss, dass man 
auch der Rechte verlustig gehen kann, wenn die 
Aktivität nicht erfolgt oder nicht nachgewiesen 
werden kann. Dies wird aktivierungspolitisch als 
Konditionierung bezeichnet, bei der Rechte und 

Pflichten vom Erfolg der Aktivierung abhängig 
gemacht werden (Nullmeier 2021). Darin steckt 
gewissermaßen die Drohung mit einem subtilen 
Sanktionsmittel, das psychologisch auf die Indi-
viduen wirkt und ihr Verhalten beziehungsweise 
ihre Einstellungen in die ‚richtige Richtung‘ len-
ken soll: „Entscheidend ist […], dass spezifische 
Anreiz- und Steuerungssysteme geschaffen wer-
den, welche die Akteure dazu veranlassen und 
befähigen, eigenständig im Sinne vorgegebener 
Zielgrößen tätig zu werden“ (Kocyba 2004: 19). 
Diese Dialektik von Zwang-Autonomie wird auch 
als „regulierte Selbstregulierung“ (Collin u. a. 
2012) bezeichnet.

Exemplarisch kann dies an der engen Verknüp-
fung von Entscheidung und Verantwortung deut-
lich gemacht werden, die auch der Programmatik 
der liberalen Finanzbildungsinitiative zugrunde 
liegt und einen hegemonialen Kern des Diskurses 
bildet. Um einen Befund zur Veranschaulichung 
vorwegzunehmen: Vielmals wurde auf der Kon-
ferenz „Finanzbildung für das Leben“ die hohe 
Bedeutung „verantwortungsvoller Finanzent-
scheidungen“ unterstrichen, wobei eine Reprä-
sentantin des BMF apodiktisch erklärte: „Keine 
Entscheidung zu treffen, geht gar nicht!“ (siehe 
Kapitel 2.2). Hieran zeigt sich der normative 
Druck beziehungsweise Zwang, dem die Individu-
en durch eine unhintergehbare Erwartung – eben 
auf jeden Fall eine Entscheidung zu treffen – aus-
gesetzt sind. Dabei wird der Appell an das Indivi-
duum mit der vermeintlichen Freiheit verknüpft, 
seine (Finanz-)Entscheidungen selbst zu treffen. 
So lässt sich das Motto „Jeder hat die Pflicht, 
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initiativ zu werden“ (Kocyba 2004: 17) auch als 
Leitmotiv auf die Finanzbildungsinitiative anwen-
den, auf das sich die dominierenden Akteure auf 
der Konferenz konsensual verständigten und in 
dieser Hinsicht Impulse von der OECD und einer 
nationalen Finanzbildungsstrategie erwarten.

Aktivierungspolitik bezeichnet zudem im Kon-
text der Sozial- und Wohlfahrtsstaatsforschung 
eine neue Form staatlichen Regierens und der 
politischen Steuerung, bei der die Individuen 
grundsätzlich bei der rechtlichen Inanspruch-
nahme von (Transfer)Leistungen zu ‚Gegenleis-
tungen‘ verpflichtet sind (Nullmeier 2021). Im 
Zentrum stehe, so Hermann Kocyba „die Idee 
der ‚Koproduktion‘ sozialer Leistungen, die das 
Engagement der Leistungsbezieher zu einer ent-
scheidenden Größe“ und die Einzelnen durch 
ihre Mitwirkungspflicht zu „Koproduzenten der 
Leistung macht“ (Kocyba 2004: 20).

Der Begriff der Aktivierungspolitik impliziert also 
ein bestimmtes Politikverständnis, das sich 
proto typisch in der Hartz-IV-Formel des ‚Fördern 
und Fordern‘-Prinzips ausdrückt. Aktivierungs-
politik ist sowohl präventiv als auch investiv ori-
entiert und „auf die Integration und Inklusion in 
den Marktprozess gerichtet“ (Nullmeier 2021). 
Dabei zielt Prävention individuell-biographisch 
auf die ‚Sicherung von Zukunft‘, wenn zuvor die 
‚richtigen‘ Entscheidungen getroffen wurden – 
auch, um den Staat von hohen Kosten infolge 
‚schlechter‘ Entscheidungen zu entlasten. Hie-
rin liegt der grundlegende Aufforderungscharak-
ter aktivierender Politik an die Einzelnen, wenn 

etwa „mit Nachdruck aufgefordert wird, selbst 
Initiative zu entfalten“ (Kocyba 2004: 20) – und 
damit die Nichtbefolgung der Aufforderung auto-
matisch als Unterlassung gewertet werden kann. 
Auf dieser diskursiv-performativen Ebene der 
Adressierung und normativen Anrufung wirkt die 
Finanzbildungsinitiative mitsamt des Material-
angebots auf ihrer Onlineplattform.   

An der investiven Funktion wird die ökonomi-
sche Dimension von Aktivierungspolitik deut-
lich. Staatliche Leistungen, politische Hilfe- und 
Unterstützungsprogramme werden als Investi-
tionen in Personen verstanden (Angebotsori-
entierung), die einen entsprechenden ‚Ertrag‘ 
implizieren. Aktivierungspolitik ist daher out-
putorientiert, weil sich der Erfolg des erwünsch-
ten Verhaltens an der Zielerreichung der fest-
gelegten Standards bemisst.

Michael Opielka versteht daher Aktivierungs-
politik auch als eine „sozialpsychische Steue-
rungsstrategie, die individuelle Einstellungen 
und habituelle Orientierungen einer umfassen-
den Marktorientierung unterwerfen möchte“ 
(Opielka 2013: 3).

Die Verhaltensökonomie kann als wichtigste 
theoretische Referenzdisziplin für aktivierungs-
politische Diskurse und Programme betrachtet 
werden, da Individuen primär im Kontext von 
Homo-oeconomicus-Vorstellungen als ein Sys-
tem aus (An-)Reizen und entsprechenden Ver-
haltens-Reaktionen gedacht und konstruiert 
werden (Infokasten 2). 

Finanzbildung als politisches Projekt
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 Infokasten 2:
 Die Figur des Homo Oeconomicus 
 und die Kritik daran 

 Die Figur des Homo oeconomicus ist ein 
theoretisches Konstrukt der Wirtschaftswis-
senschaften, mit dem modelltheoretisch 
beschrieben wird, wie sich Menschen unter 
der Annahme eigennützigen, opportunis-
tisch-nutzenmaximierenden und rationalen 
Entscheidens verhalten (vgl. Kortendieck 
2020). Jedoch sind diese „Modellannahmen 
des Homo oeconomicus innerhalb wie außer-
halb der Volkswirtschaftslehre heftig kritisiert 
worden. Die Vorstellung eines allwissenden, 
kalt kalkulierenden und stets seinen Nutzen 
maximierenden Subjekts hat ökonomisches 
Verhalten insgesamt in Misskredit gebracht. 
Die Versuche, fehlendes Wissen und einge-
schränkte Rationalität als ebenso nutzenori-
entiertes und rationales Verhalten zu inter-
pretieren, führten zu dem Vorwurf, eine nicht 
überprüfbare Tautologie zu formulieren, weil 
jedes Verhalten als rational gedeutet und 
damit nicht mehr widerlegt werden könne“ 
(ebd.). 

 Eine Art kritische Alternative der ökonomi-
schen Dimension menschlichen Verhaltens 
bietet die Verhaltensökonomie. Sie „hinter-
fragt die grundsätzliche Sinnhaftigkeit eines 
Homo oeconomicus und will über die Expe-
rimente und Beobachtung realen Verhaltens 
tatsächliche ökonomische Verhaltensmuster 
ableiten“ (ebd.). Denn Menschen verhalten 

sich, so die Befundlage, nur eingeschränkt ra-
tional, „begehen systematische ‚Fehler‘ und 
sind bei der Informationsverarbeitung über-
fordert […] Eine Reihe systematischer ‚Feh-
ler‘ lässt sich beobachten, wie zum Beispiel 
die Überschätzung der Gegenwart gegenüber 
der Zukunft, die Höherschätzung von Verlus-
ten gegenüber Gewinnen oder systematische 
Überschätzung verfügbarer Daten. Schließ-
lich konnte in verschiedenen Experimenten 
nachgewiesen werden, dass Menschen sich 
nicht nur eigennützig, sondern ebenso sozial 
verhalten und Ungerechtigkeiten nicht ohne 
weiteres akzeptieren“ (ebd.).

 

Insgesamt haben aktivierungspolitische Prinzi-
pien seit 2000 über den Arbeitsmarkt und die 
Sozialpolitik hinaus eine Ausweitung auf wei-
tere Lebensbereiche erfahren (vgl. Nullmeier 
2021).

Die aktivierungspolitische Funktion der Finanz-
bildungsinitiative wird im Folgenden als Ergebnis 
eines längeren Prozesses seit 2022 rekonstruiert. 
Es soll aufgezeigt werden, inwieweit die Finanz-
bildungsinitiative der beiden FDP-geführten Mi-
nisterien die genannten aktivierungspoli tischen 
Prinzipien (Konditio nierung, marktförmig- öko-
nomistisches Entscheidungshandeln, Selbst-
verantwortung statt sozialer/staatlicher Verant-
wortung, Zwang-Freiheit-Verknüpfung, Output-
orientierung) beinhaltet, wie diese in Diskursen 
zum Ausdruck kommen und welche Effekte da-
von für das Feld der Finanzbildung insgesamt zu 
erwarten sind.
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2.2 Finanzielle Bildung für das Leben – 
Eine ethnographische Erkundung 

Akteure und Diskurse
Unter dem Titel „Finanzielle Bildung für das Le-
ben“ fand am 5. und 6. Dezember 2023 nach 
dem Auftakt der Finanzbildungsinitiative im 
März und einem Stakeholdertreffen im Septem-
ber 2023 die erste größere und öffentliche Ver-
anstaltung zur sogenannten Finanzbildungsplatt-
form in Berlin statt. Neben Plenarveranstaltun-
gen und einzelnen Panels wurden am zweiten 
Tag auch Workshops zu verschiedenen Schwer-
punkten von Finanzbildung angeboten.

Der Konferenztitel „Finanzielle Bildung für das 
Leben“ markiert die größtmögliche thematische 
Klammer für die Finanzbildungsinitiative: Das 
Thema Finanzbildung zieht sich für das Indi-
viduum durch die gesamte Biographie und ist 
unausweichlich im Alltag der Menschen veran-
kert. Zudem impliziert „Finanzbildung für das 
Leben“ die beabsichtigte Lebens-/Alltagsnähe 
der Initiative mit dem Ziel, die Menschen dort 
pädagogisch abzuholen, ‚wo sie stehen‘. Der 
Titel symbolisiert den offiziellen und demons-
trativ kommunizierten inklusiven Charakter des 
Projekts: Potenziell ist es an alle Menschen so-
wie Stakeholder adressiert, die nun ihrerseits – 
nach der Kritik an der Auftaktveranstaltung im 
März 2023 – eingeladen wurden, an der Initia-
tive mitzuwirken. Letzteres spiegelt sich in den 
sieben Themenforen des Konferenzprogramms 
am zweiten Tag wider, die sich wie eine stille 
Antwort auf die erwähnte Kritik lesen und nun 
alle Themen repräsentieren, die aus zivilgesell-

schaftlicher Stakeholdersicht von Bedeutung 
sind (Infokasten 3). 

 Infokasten 3:
 Themenforen der Konferenz 
 „Finanzielle Bildung für das Leben“

 Themenforum 1 | Finanzbildung im Internet: 
Spannungsfeld zwischen Bildung, Beratung 
und Information 

 Themenforum 2 | Verbraucherschutz und 
finanzielle (Grund-)Bildung: Präventive Fi-
nanzbildung durch zielgruppenorientierte 
Bildungsangebote

 Themenforum 3 | Finanzbildung und lebens-
langes Lernen: Bildungsauftrag der Erwach-
senenbildung

 Themenforum 4 | Finanzkompetenz und Gen-
der Gaps: Frauen im Fokus der Finanzbildung

 Themenforum 5 | Bildung für nachhaltige Ent-
wicklung (BNE) und Sustainable Finance: Ge-
meinsam Nachhaltigkeit in der Finanzbildung 
verankern

 Themenforum 6 | Erfahrungen bei der Ent-
wicklung einer nationalen Finanzbildungs-
strategie: Blick in andere Länder

 Themenforum 7 | Finanzbildung für Jugend-
liche: Was müssen sie wissen und können? 
Schulische und außerschulische Impulse

Im Folgenden sollen einige Schlaglichter der 
Diskurse, des Ereignisses über zwei Tage und 
insgesamt auch der Atmosphäre dargestellt 
werden, die mittels teilnehmender Beobach-

Finanzbildung als politisches Projekt
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tung, einem Feldprotokoll sowie Fotos doku-
mentiert wurden. 

Methodisch lässt sich dieses Vorgehen in der 
Kombination aus Beobachtung, Protokollierung, 
Kommentierung, theoretisch-interpretativer Ver-
tiefung und schlussendlicher Deutung in An-
schluss an Clifford Geertz als „dichte Beschrei-
bung“ (Geertz 1987) auffassen. Geertz hat damit 
die Aufdeckung komplexer, öffentlicher und über-
einander gelagerter Bedeutungsebenen beschrie-
ben, die es zu differenzieren gilt. Zwischen der 
dünnen, vor allem vortheoretisch- deskriptiven 
Beschreibung, der Beobachtung, und der dichten 
Beschreibung liege eine „geschichtete Hierarchie 
bedeutungsvoller Strukturen“ (Geertz: 1987: 12), 
die rekonstruiert werden soll.

Diese Rekonstruktion ist Teil einer Policyana-
lyse des Entwicklungsprozesses der Finanz-
bildungsinitiative. Die moderne Policy-Analyse 
beziehungsweise Politikfeld-Analyse, die hier 
zum Einsatz kommt, ist wesentlich von Herold 
Lasswell entwickelt worden, dessen vier grund-
legenden Fragen lauteten „Who gets What, When 
and How, welche bis heute die Grundlage für 
die Analyse von Regierungspolitiken darstellen“ 
(Fereidooni 2011: 31). Hierbei geht es im Kern um 
„politische[ ] Entscheidungen und deren Umset-
zung in konkreten Handlungszusammenhängen 
unter Berücksichtigung ihrer Bedingungsfakto-
ren“, wobei gefragt wird, „was politische Akteu-
re tun, warum sie es tun und was sie letztlich 
bewirken“ (ebd.). Die Legitimationsstrategien 
der Akteure, die formale sichtbare Vorderbühne 
und unsichtbare Hinterbühne politischer Prozes-
se sowie die zeitlichen Verläufe (Vorgeschichte, 

Diskursentwicklung, Akteurskonstellationen) 
spielen eine zentrale Rolle für die Rekonstruk-
tion der Ereignisse im jeweiligen Politikfeld – 
hier also dem Handlungsfeld der Finanzbildung.

 „Der Policy-Prozess beginnt mit der Erkennt-
nis eines Problems, das politische Relevanz 
besitzt. Die Grundlage des Problems besteht 
in der sog. ‚Diskrepanz zwischen der Norm 
und der Faktizität‘ […]. Die ‚Politisierung‘ 
(d. h. Thematisierung als politisch relevantes 
Pro blem) der Differenz zwischen Erwartungs-
niveau und aktuellem Zustand […] kommt in 
diesem Stadium entweder staatlichen Macht-
zentren oder nichtstaatlichen Akteuren zu“ 
(ebd.: 33).

Mit der Finanzbildungsinitiative der beiden 
FDP-Ministerien kommt eine neue Dynamik ins 
Feld der Finanzbildung. Ausgangspunkt dafür ist 
die Behauptung der verantwortlichen Akteure, 
es gebe in der Finanzbildung in Deutschland zwei 
grundlegende Defizite: Zum einen fehle eine nati-
onale Finanzbildungsstrategie, wie sie die OECD 
empfiehlt, zum anderen sei der Angebotsmarkt an 
Materialien für Inte ressierte zu unübersichtlich. 
Daher bedürfe es einer Plattform, um die Ange-
bote zu bündeln und übersichtlicher zu machen.

Policyanalyse und Feldethnographie durch teil-
nehmende Beobachtung werden folgend insofern 
miteinander verknüpft, als erstere die Rekon-
struktion der einzelnen Phasen und Etappen 
(Meilensteine) des Projektprozesses ermöglicht, 
während die teilnehmende Beobachtung als 
ethno graphische Methode der Datenerhebung 
genutzt wird, um eine zentrale Etappe der Ent-
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wicklung, nämlich die Konferenz „Finanzbildung 
für das Leben“ im Dezember 2023 aus der Teilneh-
merperspektive zu beschreiben.3 Die Konferenz 
markiert hinsichtlich der Konzeption der Initiative 
wie auch der Kooperation mit Akteuren gewisser-
maßen den vorläufigen Schlusspunkt eines Fin-
dungs- und Auswahlprozesses in 2023, der unter 
ministerieller Leitung und Prozesssteuerung, also 
im Wesentlichen top-down organisiert wurde.  

Da es sich um ein öffentliches Event handelt, 
sollen wichtige Akteure und deren Bedeutung 
für die Konferenz kurz vorgestellt und die Insze-

nierung relevanter Akteure4, die atmosphärische 
und arrangierte Gestaltung von Gesprächsforma-
ten und die Organisation der Diskurse analysiert 
werden. Methodisch-inhaltlich geht es hierbei 
um eine punktuelle Rekonstruktion von Ereig-
nissen und Inszenierungsformen sowie um eini-
ge neuralgische thematische Knotenpunkte und 
Aussagen des Diskurses, wie sie immer wieder 
von Sprecher*innen hervorgekehrt und zumeist 
unhinterfragt bekräftigt wurden (siehe Infokas-
ten 4). So etwa die Rede von ‚vulnerablen Grup-
pen‘ oder das Fehlen und die Bedeutung einer 
‚nationalen Finanzbildungsstrategie‘.

3 Bei der teilnehmenden Beobachtung wurden mittels Aufzeichnungen Beobachtungen und Diskurse (Zitate) proto-
kolliert, die mit ersten Kommentaren versehen schließlich zu weiteren vertiefenden und theoretisch ‚angereicherten‘ 
Interpretationen geführt haben.

4 Im Allgemeinen wird hier die gendersensible Schreibweise verwendet mit der Ausnahme, wenn organisationale Ak-
teure gemeint sind.

Finanzbildung als politisches Projekt

Infokasten 4:
Diskurse, Knotenpunkte und Leerformeln

Die immer wiederkehrenden und hegemonialen Auffassungen und Positionierungen in 
einem Diskurs werden von Chantal Moffe und Ernest Laclau in ihrer Hegemonietheorie als 
„diskursive Knotenpunkten“ (Laclau/Mouffe 1991: 214) bezeichnet. Dabei handelt es sich 
um typisierte, redundante und dominante Themen-/Aussagekomplexe oder Topoi, die 
in einem Diskurs Wahrheitsansprüche (objektiv, realistisch, richtig usw.) repräsentieren.
Zugleich werden damit bestimmte Bewertungen und Prioritäten vorgenommen, spezifi-
sche Entgegensetzungen (Antagonismen) und Differenzen realisiert, Implikationen und 
Bedeutungen unhinterfragt mittransportiert und nicht zuletzt Ausschlüsse anderer gegen-
sätzlicher Positionen legitimiert. So wurde auf der Konferenz beispielsweise immer wieder 
die ‚Angst der Deutschen‘ als Argument für eine ‚falsche Haltung‘ – nämlich ‚Sparen‘ – ge-
nannt, der man mit einem ‚besseren Finanzwissen‘ begegnen müsse. Nicht thematisiert 
wurde dabei, dass ökonomisch prekäre Situationen oder ‚Sparen‘ möglicherweise sehr 
rationale Handlungsstrategie sein können. 
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Gleich nachdem sich die Gäste auf der Konfe-
renz „Finanzielle Bildung für das Leben“ regis-
triert hatten, wurden sie mit Catchwords wie 
Nachhaltigkeit, Motivation, Transparenz oder 
Information auf das Event eingestimmt. Die-

se standen aufmerksamkeitswirksam auf der 
Vorderseite der Treppenstufen. Durch diesen 
buchstäblichen ‚Aufstieg zur Finanzbildung‘ 
(siehe Abbildung 1) wurden den Besucher*innen 
bereits die programmatisch leitenden Prinzipien 
der Finanzbildungsinitiative symbolisch nahege-
bracht. Besonders bemerkenswert dabei: Der 
Bildungsbegriff tauchte nicht auf, obwohl es 
sich doch erklärtermaßen um eine Bildungs-
initiative handelt.

Adressierung: Vulnerable Zielgruppen 
als Legitimationsmittel 
Ein zentrales Thema des Konferenzdiskurses 
waren die Adressat*innen von Finanzbildung 
und die Zielgruppen, die mit der sogenannten 
Finanzbildungsplattform angesprochen werden 
sollen. Im Fokus der Aufmerksamkeit der Mi-
nisterien und Protagonist*innen der Konferenz 
standen die vulnerablen Zielgruppen. Dabei 
handelt es sich um einen mittlerweile in Politik 
und politischer Programmatik etablierten Aus-
druck. Er ist insofern erhellend, als mit ihm auf 
Formen struktureller Diskriminierung und ihre 
Auswirkungen auf Identität, Verletzungen und 
(fehlende) gesellschaftliche Anerkennung aus 

Treppenaufgang bei der Konferenz 
„Finanzielle Bildung für das Leben“.

Abbildung 1: 
Der Aufstieg zur Finanzbildung

Bild: Thomas Höhne

Eine zentrale hegemonial-machtvolle Funk tion in Diskursen entfalten auch sogenannte 
„leere Signifikanten“ (Laclau 2010: 65), also eine Art semantischer Leerformeln. Beispiele 
dafür sind die Worte „Nachhaltigkeit“ oder „Transparenz“ auf der Konferenztreppe. Sie 
haben im Kontext der Finanzbildungsinitiative keine eigentliche (fixierte) Bedeutung, die 
konkreter oder kontrovers diskutiert werden könnte. Vielmehr repräsentieren sie einen 
vorgeblichen oder imaginären Konsens beziehungsweise eine Gemeinschaft von Befür-
worter*innen, von denen jede*r seine*ihre Bedeutung hineinprojizieren kann.
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Perspektive der Betroffenen fokussiert werden 
kann. Nicht selten jedoch wird der Begriff der 
‚vulnerablen Zielgruppen‘ einseitig identitäts-
politisch umgedeutet, indem die strukturellen 
Bedingungen außen vorgelassen werden. Ein 
Effekt ist, dass Strukturprobleme damit indi-
vidualisiert oder kollektiv typisiert, also einer 
Problemgruppe zugeschrieben werden (siehe 
Infokasten 5) – was für den öffentlichen Konfe-
renzdiskurs zutraf. 

Die zentrale Thematisierung von ‚vulnerablen Grup-
pen‘ in Videos, Vorträgen, Moderatorkommenta-
ren und Podiumsdiskussionen auf der Konferenz 

lässt sich unter anderem mit der Kritik von Schuld-
nerberatungen und des Präventionsnetzwerk Fi-
nanzkompetenz erklären, der sich die Ministerien 
nach der Auftaktveranstaltung am 23. März 2023 
ausgesetzt sahen (siehe Kapitel 3.3). Sie lautete 
in Bezug auf die Finanzbildungsinitiative, dass 
die Belange vulnerabler Gruppen – wie etwa junge 
Menschen aus einkommensschwachen Familien, 
Geflüchtete oder Senior*innen mit geringer Rente 
nicht ausreichend berücksichtigt worden seien 
(PNFK 2023). Darauf reagierten die politischen Ver-
antwortlichen mit einer offensiven Strategie, bei 
der die vulnerablen Gruppen zumindest öffentlich 
in den Vordergrund gerückt wurden. 

Finanzbildung als politisches Projekt

Infokasten 5:
Vulnerabilität als Individualisierung struktureller Probleme

 

Vulnerabilität lässt sich ganz allgemein mit ‚Verletzlichkeit‘ übersetzen und hat seit der 
Coronakrise eine umfassende Popularisierung und Entgrenzung gegenüber wissenschaft-
lichen Bereichen wie Medizin, Psychologie, Geographie, Soziologie usw. erfahren, in denen 
der Begriff konzeptionell verwendet wird (Rostalski 2004: 8). Ein Grund für seine Beliebt-
heit ist, dass er das Stigma sozialer beziehungsweise sozioökonomischer Kategorisie-
rungen (Unterklasse/Unterschicht, prekäre Milieus, soziale Probleme oder Risikogrup-
pen usw.) sprachlich ausblendet. Damit erscheinen soziale Strukturprobleme wie soziale 
Ungleichheit als individuelle und pädagogisch zu bearbeitende Bildungsprobleme, also als 
ein letztlich pädagogisiertes Anerkennungsverhältnis.
 
Zudem individualisiert der Begriff der ‚vulnerablen Gruppe‘ auch auf kollektiver Ebene, weil 
die intersektionalen strukturellen Zusammenhänge unterschiedlicher Ungleichheitslinien 
(sozioökonomischer Status, Geschlecht, Migration, Alter) nicht mehr aufeinander bezogen 
sind, sondern die Gruppen selbst lediglich als homogene und abgeschlossene Einheiten 
betrachtet werden: Frauen, Jugendliche, Ältere, ‚Bildungsferne‘, prekär Beschäftigte, arme 
Familien oder sozioökonomisch schwache Milieus.  
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Als Diskursobjekt und Gegenstand der Pro-
blematisierung waren vor allem die vulnerablen 
Ziel-/Problem-/Risikogruppen auf der Konferenz 
thematisch dauerpräsent, was aber in erster Linie 
eine legitimatorische Funktion hatte. Denn sie 
wurden als Hauptgrund für die Gründung der Fi-
nanzbildungsinitiative kommuniziert und bilde-
ten den zentralen Knotenpunkt des Konferenz-
diskurses, an den alle Vortragende, Podiums-
teilnehmer*innen sowie der Moderator mühelos 
anschließen und sich rasch über Probleme und 
Defizite verständigen und einig sein konnten. 

Ein Indiz für die Art der Thematisierung von 
Frauen, Migrant*innen, Älteren und Armen als 
Problemgruppen lieferte das Einspieler-Video, 
in dem vor allem Repräsentant*innen der vulne-

rablen Gruppen zu Beginn der Konferenz in Sze-
ne gesetzt wurden (siehe Abbildung 2). Gezeigt 
wurden Szenen mit kurzen Statements, in denen 
sie in einer Form der stellvertretenden Rede über 
eigene Bedarfe und Bedürfnisse sowie zu eige-
nen Defiziten und Inkompetenzen bezüglich des 
eigenen Finanzwissens Auskunft gaben. Damit 
formulierten sie gleichsam authentisch aus Be-
troffenenperspektive die Ziele des Projekts. 

Das Video von etwa zweieinhalb Minuten wurde 
vor der offiziellen Begrüßung der Gäste durch den 
Moderator Patrick Dewayne zur Einstimmung ge-
zeigt, womit zugleich das Problemframing gesetzt 
war. Es waren verschiedene Gesprächs- und Inter-
viewpartner*innen in unterschiedlichen Alltags-
szenen und Konsumsituationen (Kaufen, Shop-

Abbildung 2: 
Vulnerable (Ziel-)Gruppen

Bilder: Thomas Höhne
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pen, Bezahlen usw.) zu sehen, die sich zu Fragen 
von Geld, Finanzen und Wirtschaft äußerten5:

 Zwei Jugendliche mit Basecap traten mit der 
Aussage auf, dass man in Deutschland nicht 
über Geld reden dürfe und unterstreichen: 
„Hey, jeder muss über Geld reden […] Man 
hat ja selber so gar keine Ahnung davon in 
dem Alter, was auf einen zukommt, auch so 
was, wie Steuererklärung zu machen.“

 Eine Frau mittleren Alters in einem Mantel 
wurde mit folgender Aussage gezeigt: „Wie 
verdiene ich mein Geld? Wie komme ich zu ei-
nem Vermögen? Wie funktioniert das mit der 
Wirtschaft […] Diese Fähigkeit, die Informa-
tionen richtig einzuordnen und die Entschei-
dungen zu treffen, das soll in jungen Jahren 
passieren.“

 Ein junges Paar wurde auf dem Markt mit Kin-
derwagen gezeigt und die Frau hob hervor: 
„Also ich glaube, übersichtliche Informatio-
nen fehlen schon […] Ich versuche mich da-
mit zu beschäftigen, auch mit nachhaltigen 
Geldanlagen, aber ich habe überhaupt keine 
Ahnung, weil andere Leute immer sagen, das 
ist unsicher.“

 Ein Junge und ein Mädchen, circa 16 Jahre, äu-
ßerten sich: „Es ist halt immer die Frage, wel-
che Beratungsstelle ist die beste? Wo sollte 
ich am besten hingehen.“ Das Mädchen sag-
te: „Ich glaube, die Anlaufstellen sind auch 

wirklich nicht bekannt […] Also wenn ich mich 
richtig informieren wollen würde, dann wäre 
natürlich die erste Idee: Online“.

 Einer von zwei jungen Erwachsene mit anzuneh-
menden Migrationshintergrund sagte in einem 
Geschäft: „Bei der Bank hatte ich so zum 21. Ge-
burtstag (…) einen Termin bekommen und dann 
hat die mir so ein bisschen erklärt, so du musst 
jetzt langsam für die Zukunft was machen.“

 Ein junger Mann um die 30 äußerte an einem 
Stand in einer Shopping-Mall: „Ein Kollege 
investiert seit Jahren in Bitcoins. Da überle-
ge ich dann doch schon mir da die App mal 
runterzuladen und einfach mal so ein paar 
hundert Euro in Bitcoins zu investieren. Was 
weg ist, ist weg.“

 Eine Mutter – eventuell alleinerziehend – mit 
Kinderwagen, die eigentlich keine Zeit hatte, 
macht die Aussage: „Das ist erstmal momen-
tan finanziell bei mir gar nicht möglich, was 
auf die Seite zu legen. Geht gar nicht bei drei 
Kindern. [Kind schreit] Ja, wir gehen. Tut mir 
leid, ich muss es hier abbrechen. Es funktio-
niert nicht länger.“

 Ein Jugendlicher mit Brille, etwa 16 Jahre, sagt 
auf die Frage zu Investitionen in Aktien: „Ich 
hab’s für mich selbst rausgefunden, einmal 
unter anderem über ChatGPT und eben auch 
über Bekannte, die halt eben selbst über De-
pots einzahlen.“

5 Fragesteller*innen und Fragen waren nicht zu sehen beziehungsweise zu hören und die Statements wurden szenisch 
ähnlich, aber inhaltlich unzusammenhängend präsentiert. 

Finanzbildung als politisches Projekt
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 Ein älteres Ehepaar um die 70 erzählt: „Mit In-
formationen wird es eigentlich nicht leichter, 
sondern schwieriger, herauszufinden, was 
tatsächlich weiterführt.“ 

Dieser alltags- und zielgruppennahe Auftakt 
enthielt die Botschaft: Finanzbildung ist wich-
tig und die Initiative notwendig, weil sie auf 
Defizite und Bedürfnis unterschiedlicher und 
‚durchschnittlicher‘ Menschen aus heteroge-
nen gesellschaftlichen Gruppen trifft. Mit den 
Szenen wurden auch habituelle Stilmerkmale 
als Indizien für soziale Milieus und Herkunft 
vermittelt (Bourdieu 1983), was etwa Eloquenz, 
Kleidungsstil und unterschiedliche Formen von 
Selbstwirksamkeit (Souveränität, Unsicherheit) 
betrifft. Insgesamt wurde in den Szenen das 
Bild eines gesellschaftlichen Durchschnitts be-
ziehungsweise einer breiten gesellschaftlichen 
Mitte mit ihren unterschiedlichen Befindlichkei-
ten (Wünsche, Unsicherheiten) ohne sichtbare 
‚Ausschläge‘ gezeichnet, denn weder reiche be-
ziehungsweise wohlhabende noch besonders 
arme Milieus wurden in dem Video gezeigt. Die 
Protagonist*innen blieben anonym und hatten 
die Funktion, typische Mitglieder ‚ihrer Gruppe‘ 
zu repräsentieren und in deren Namen ein State-
ment abzugeben. Diese mediale (Re)Präsenta-
tion hatte etwas Bekenntnishaftes und setzte 
den Ton dafür, dass im Plenum über Problem- 
und Risikogruppen geredet wurde, auch wenn 
vermeintlich im Video mit ihnen gesprochen 
wurde.6

Akteure, Diskurse, Inszenierungen
Der Ablauf der beiden Tage hatte folgende Glie-
derung und Hauptakteure (siehe Infokasten 6): 
Am ersten Tag gab es zur Einstimmung ein Vi-
deo (siehe oben) und eine Begrüßung durch den 
Moderator Patrick Dewayne7, der durch die zwei 
Tage führte und immer wieder auf zwei, seiner 
Meinung nach zentralen Punkte, verwies: „Angst 
und Scham im Umgang mit Geld“ und „falsche 
Glaubenssätze“, die viele Leute schließlich zu 
Unsicherheit, keinen oder falschen Entscheidun-
gen führten. Was die falschen Glaubenssätze 
und die Gründe dafür genau sind, wurde zwar 
nicht erläutert. Dem schlossen sich jedoch Jens 
Brandenburger (BMBF) und Eva Wimmer (BMF) in 
einer abschließenden Gesprächsrunde an. Letz-
tere unterstrich: „Keine Entscheidung zu tref-
fen, geht gar nicht!“. Sie bemängelte, dass „das 
Geld auf der Bank liegen“ bleibe und dass es 
zur Finanzbildung gehöre, „mündig zu werden“. 
Brandenburger kritisierte mit Blick auf Finanz-
entscheidungen die Haltung ‚der Deutschen‘: 
„Wir sind in Deutschland zu risikoavers.“ Mit die-
sen Themen sind wesentliche Knotenpunkte im 
Diskurs der Konferenz beschrieben: Risikoaver-
sion, falsches Sparverhalten, mangelhafte und 
schlechte Entscheidungen sowie die Unterstel-
lung finanzieller Unmündigkeit.

Annamaria Lusardi, Professorin in Standford und 
OECD-Expertin, wurde dann zugeschaltet und 
trug die Ergebnisse international-vergleichender 
empirischer Forschungen zur Finanzbildung vor 

6 Es geht in dieser Interpretation um eine Analyse der Wirkung dieser medialen Inszenierungsform der Veranstaltung und 
darum, die typisierende Art und Weise zu analysieren, in der Zielgruppen mit Bild und Ton in Szene gesetzt wurden.

7 Die Informationen zu den hier erwähnten Akteuren wurden sowohl dem offiziellen Konferenz-Programm entnommen 
als auch entsprechenden Wikipedia- oder Webseiteneinträgen der Akteure.
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allem mit Blick auf vulnerable Gruppen vor. Sie 
betonte unter anderem die hohen Kosten von „fi-
nancial illiteracy“, die Notwendigkeit einer Stei-
gerung der „Resilienz“ durch Bildung sowie den 
generellen Zusammenhang von „literacy und 
wellbeing“. Saidi Sulilatu von Finanztip, der nach 
eigenen Angaben über alle Social Media- Kanäle 
„hunderttausende Zuschauer erreicht“, unter-
strich einerseits die Bedeutung besagter sozia-
ler Medien und Influencer*innen für die Finanz-
bildung und wies andererseits auf das Problem 
des „Konsumverzichts“ bei Jugendlichen hin. Die 
Position von Prof. Dr. Dirk Loerwald hob sich von 
anderen Beiträgen ab, da er die bildungstheore-
tische Bedeutung von Finanzbildung unterstrich 
wie unter anderem Weltverstehen und ethische 
Aspekte ökonomisch-finan zieller Bildung.  

Am zweiten Tag wurden die Themenforen in Work-
shops diskutiert, bearbeitet und anschließend 
die Ergebnisse im Plenum vorgestellt. Darauf 
folgte ein so im Programm bezeichnetes „high le-
vel Gespräch“ mit der Ministerin für Bildung und 
Forschung, Bettina Stark-Watzinger, Dr. Carmine 
Di Noia (OECD) und Florian Toncar, Parlamenta-
rischer Staatssekretär beim Bundesminister der 
Finanzen. In diesem Gespräch erwähnte Toncar 
ganz nebenbei, dass auch „private Anbieter in 
die Plattform inte griert“ werden sollen, was aber 
weder zu einer Nachfrage oder Diskussion führte 
noch weiter erläutert wurde. Zudem wurde die 
„kapitalgedeckte Rente“ (Aktien rente) als ein 
Grund für die Plattform erwähnt, weil „das Um-
lageverfahren Risiken birgt“. Im BMF, so Toncar, 
würde man an der „Befähigung des Einzelnen 
arbeiten“, was konkret bedeute: „Da musst du 
dich dahinterklemmen.“

 Infokasten 6:
 Zentrale Akteure der Finanzbildungs-
 konferenz

 Die folgenden Personen können als zentrale 
Akteure der Konferenz „Finanzielle Bildung 
für das Leben“ bezeichnet werden. Sie mo-
derierten die Konferenz, gaben das Framing 
vor oder leisteten an prominenter Stelle in-
haltliche Inputs zum Thema.

 Patrick Dewayne 
 Finanzjournalist und Moderator, war Aktien-

händler, unter anderem bei der Deutschen 
Bank in New York. Er moderiert Podiums-
diskussionen, Fachveranstaltungen sowie 
TV-Formate, wie zum Beispiel „Börse am Mit-
tag“ (WELT). Er ist Autor des Buches „Geld 
kann jeder & du jetzt auch“.  

 Dr. Jens Brandenburg 
 Parlamentarischer Staatssekretär des BMBF. 

Er war Sprecher des BMBF für Studium, beruf-
liche Bildung und lebenslanges Lernen und 
leitete die AG Bildung und Forschung.

 Prof. Dr. Annamaria Lusardi 
 Leitende Wissenschaftlerin am Stanford In-

stitute for Economic Policy Research. Bei den 
von der OECD durchgeführten PISA-Studien 
leitet sie seit 2009 die Expertengruppe für fi-
nanzielle Allgemeinbildung. Seit 2014 ist sie 
zudem für das entsprechende Forschungs-
programm des International Network on 
Finan cial Education bei der OECD verantwort-
lich.

Finanzbildung als politisches Projekt
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 Saidi Sulilatu 
 Chefredakteur und Geschäftsführer des 

YouTube-Kanals Finanztip. Der ehemalige 
Finanz- und Honorarberater erreicht mit sei-
nen Videos jeden Monat hunderttausende 
Zuschauer*innen.

 Prof. Dr. Dirk Loerwald 
 Professor für Ökonomische Bildung an der 

Universität Oldenburg, Wissenschaftlicher 
Leiter und Geschäftsführer des Oldenburger 
Instituts für Ökonomische Bildung. Er ist Vor-
standsvorsitzender der Deutschen Gesell-
schaft für Ökonomische Bildung (DeGÖB) und 
im Vorstand des Bündnisses Ökonomische 
Bildung Deutschland (BÖB).

Finanzbildung – für wen und für welches Leben?
Neben den bereits genannten Punkten können 
folgende Beobachtungen kritisch zu Programm, 
Veranstaltungsformat und Diskursen der Konfe-
renz festgehalten werden:

 Einseitig-stereotype Diskussion zu ‚vulne-
rablen Gruppen‘: Die Diskussion zu den ‚vulne-
rablen Gruppen‘ blieb im Wesentlichen abstrakt 
und beschränkte sich auf Zuschreibungen, die 
sie als gemeinsame Defizit-/Problem- und Risi-
kogruppen darstellten, an die sich die Initiative 
richte. Dabei blieben die klassischen Ungleich-
heitsstrukturen und verschiedenen intersek-
tionalen Linien der Ungleichheit außen vor 
(Geschlecht, Klassenmilieus, Migration, Alter), 
gleichwohl sie in dem Zusammenhang durchaus 
hätten diskutiert werden können. Kritisch anzu-

merken ist, dass diese Form der gruppenidenti-
tären Festschreibung einen fragwürdigen iden-
titätspolitischen Effekt zur Folge hat, mit dem 
die Strukturpro bleme in ein Bildungs- und Kom-
petenzproblem umdefiniert und als individuelle 
Verantwortung an die Gruppe(n) adressiert wer-
den. Dies führte teilweise zu stereotypen Wieder-
holungen und Verfestigungen von Figuren wie 
etwa ‚die Frauen‘, die kein oder nur wenig Inte-
resse an Geld- und Finanzfragen hätten oder sich 
dies nicht zutrauten. Weder der soziale Status 
noch die geschlechterungleiche Arbeitsteilung 
oder andere strukturellen Machtverhältnisse ka-
men in dem Zusammenhang zur Sprache – was 
auch dadurch erklärbar ist, dass dies von der in-
dividualisierend-typisierenden Perspektive weg-
geführt hätte, die auf der Konferenz dominierte. 

 Auslagerung und Neutralisierung von Kritik: 
Die Möglichkeit zu kritischen Kontroversen mit 
Teilnehmer*innen wurde in die teilöffentlichen 
Themenforen verlagert beziehungsweise ausge-
lagert, die die Stakeholder mitorganisiert und 
gestaltet hatten. Kritisch lässt sich anmerken, 
dass diese Trennung der Formate von Plenums- 
und Workshopöffentlichkeit eine Art Kanalisie-
rung und Segmentierung von Kritik und mög-
lichen Einsprüchen darstellte, von denen im 
Plenum nichts ankam, beziehungsweise die in 
der offiziellen Ple numsöffentlichkeit gleichsam 
neu tralisiert wurden. Kritische Fragen hatten 
in der Form, wie die Veranstaltung durch Pro-
grammstruktur, Inszenierungs- und Kommuni-
kationsformat (Bühne mit zentralen Akteuren) 
und die Diskurssteuerung durch die Moderation 
strukturiert war, im Grunde keinen Raum. So wur-
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de etwa die Frage nach der Rolle von privaten An-
bietern bezüglich der ‚Finanzbildungsplattform‘ 
in der Teilöffentlichkeit des Workshops8 mit Sta-
keholdern durchaus kritisch diskutiert, erreich-
te dann aber nicht die Ebene des öffentlichen 
Ple numsdiskurses. Ein direkter Austausch oder 
eine offene Diskussion mit dem Publikum fand 
mit der Ausnahme weniger Interaktionen nicht 
statt. Fragen konnten zwar synchron im Chat 
gestellt werden, wurden dann aber für die Dis-
kussion in der abschließenden Gesprächsrunde 
zu den Themenforen ausgewählt, also selektiv 
vorgefiltert und inhaltlich an den bereits beste-
henden Diskursstand angepasst. Damit war die 
Diskussion wenig überraschungsoffen und es 
gab für das Plenum keine einzige kritische Frage 
mit Blick auf das Projekt, die auch nur in Ansät-
zen eine Kontroverse hätte auslösen können. So 
wurde letztlich eine Atmosphäre der relativen 
Harmonie aller Beteiligten kreiert.

 Bildungstheorie versus Entscheidungslogik: 
Bildungstheoretische oder pädagogische As-
pekte von Finanzbildung wurden – genauso wie 
sozialökonomische Dimensionen – kaum bis 
gar nicht thematisiert, so dass auch in dieser 
Hinsicht eine notwendige Zielgruppendifferen-
zierung jenseits der als homogen konstruierten 
‚vulnerablen Gruppen‘ fehlte. Stattdessen wurde 
immer wieder paradigmatisch auf die individu-
elle Entscheidungskompetenz des Homo oeco-
nomicus abgehoben, so dass die Komplexität 
von Gesellschaft und Leben auf eine Verkettung 

von individuell zu verantwortenden Einzelent-
scheidungen reduziert wurde. 

 OECD-Fokussierung: Die Art der Konferenz-
inszenierung rückte primär die Programmatik 
und Perspektive der OECD als internationale 
Autorität in den Vordergrund. Mit der Autorität 
dieses transnationalen Akteurs wurde der Nach-
holbedarf Deutschlands, die Dringlichkeit von 
Finanzbildung und damit die Notwendigkeit ei-
ner nationalen Finanzbildungsstrategie deutlich 
gemacht. 

Gemäß der OECD-Programmatik geht es vor al-
lem darum, ‚vulnerable Gruppen’ zu adressieren 
und zu aktivieren (vgl. Schönig 2006). Diese sol-
len verstärkt an ein privates Engagement in den 
Bereichen Vorsorge- und Investitionsstrategien 
herangeführt werden. Dafür stellen bestimmte 
Finanzbildungskompetenzen die Voraussetzung 
dar, so die generelle Annahme (OECD 2024). 
Diese politische Programmatik rahmt auch die 
gesamte Finanzbildungsinitiative und legitimiert 
sie zudem mit der Autorität der OECD als starkem 
Partner. Darüber hinaus war die OECD auch aktiv 
in den Prozess der Auswahl von Stakeholdern 
für weitere Kooperationen mit den Ministerien 
eingebunden (Datenerhebung über Fragebögen, 
Mitorganisation eines Stakeholderworkshops, 
Präsentation von Good-Practice-Beispielen). 
In der Wissenschaft wird die Frage nach einer 
„nationale[n] Finanzbildungsstrategie“ kon-
trovers diskutiert (z. B. Hellmich/Hedtke 2023).

8 Ich kann dies zumindest für den Workshop sagen, an dem ich selbst teilgenommen habe.
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Denn auch OECD-Studien kommen zu dem Er-
gebnis, dass nicht mangelndes Wissen in Sa-
chen Finanzen das Problem in Deutschland 
sei, sondern „Einstellungen und Verhaltens-
muster“ (Hellmich/Hedtke 2023: 16). So stellt 
sich unter anderem die Frage, welche nationale 
Finanzbildungsstrategie denn überhaupt ge-
meint ist, wenn sich unterschiedliche Akteure 
mit sehr spezifischen Interessen, Perspektiven 
und Zielsetzungen positiv darauf beziehen. So 
etwa das einflussreiche Bündnis Ökonomische 
Bildung (BÖB), dessen Vorsitzende Verena von 
Hugo bei der Auftaktveranstaltung mit Lindner 
und Stark-Watzinger gemeinsam auftrat. Außer-
dem das Präventionsnetzwerk Finanzkompetenz 
(PNFK), das trotz seiner grundlegenden Kritik an 
der Finanzbildungsinitiative betonte: „Das PNFK 
setzt sich seit vielen Jahren für eine natio nale 
Strategie für finanzielle Bildung ein und be-
grüßt diesen Meilenstein ausdrücklich“ (PNFK 
2023). Diese Formulierung lässt offen, welche 
Finanzbildungsstrategie aus Sicht des PNFK ge-
meint ist – im Unterschied etwa zur Position des 
BÖB-Netzwerkes, das explizit die OECD-Strategie 
befürwortet (Wübben-Stiftung Bildung 2023).

 Risiko-Resilienz-Altersvorsorge: Ein zentraler 
Diskursknotenpunkt bildet der Risikodiskurs, 
in dem Risikoaversität sowie „falsches Sparver-
halten“ als zentrale Probleme und als kollektive 
Haltung ‚der Deutschen‘ konstruiert wurden.9 Zu-
gleich wurde normativ unhinterfragt unterstellt, 
dass mehr Finanzwissen automatisch zu einem 
risikoaffineren Entscheidungshandeln führe, 

da die Risikoabschätzung besser sei. Gestützt 
wurde dies von der wiederholten Behauptung, 
dass risikoaverses Handeln auf „Glaubenssät-
zen“, also falschem Wissen beruhe und dies 
letztlich auf „Angst und Scham“ und damit irra-
tionale Gründe zurückzuführen sei, wie von ver-
schiedenen Seiten im Konferenzdiskurs zu hören 
war. Dies macht deutlich, in welch nachhaltiger 
Weise das rationalistische Entscheidungspara-
digma des Homo oeconomicus den Diskurs do-
minierte und wie Individuen schnell zu irrationa-
len ‚Handlungsobjekten‘ gemacht wurden, die 
sich von ihren Ängsten zu falschen Entscheidun-
gen ‚treiben lassen‘. Ein prototypisches Beispiel, 
auf das redundant Bezug genommen wurde, war 
Altersarmut. Für diese wurde die Aktienrente als 
Lösung ins Spiel gebracht – und dies nicht ohne 
Grund, wie im folgenden Kapitel zur Aktienrente 
und deren Bedeutung für die Finanzbildungsini-
tiative eingehender dargestellt wird.

2.3 Rente, Sparen, Aktien 

Von falschem Sparen und richtigem Investieren 
Unter dem Titel „Aufbruch finanzielle Bildung: 
für mehr Teilhabe, Wachstum und Wohlstand“ 
wurde im BMF-Monatsbericht im April 2023 fol-
gende Zielsetzung der Finanzbildungsinitiative 
beschrieben: Eine „bessere finanzielle Bildung 
[stärkt] die Fähigkeit und Bereitschaft zur Partizi-
pation am Finanzmarkt – damit befähigt sie mehr 
Menschen zum individuellen Vermögensaufbau 
und trägt zudem zur Stabilität der Finanzmärk-
te bei“ (BMF 2023a: 10). Hier wird die aktivie-

9 Im BMF-Monatsbericht zum Schwerpunkt Finanzbildung wird als ein wichtiges Problem beschrieben: „Ein Viertel der 
Erwachsenen versteht das Konzept der Risikostreuung nicht“ (BMF 2023a: 11).
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rungspolitische Dimen sion der Finanzbildungs-
initiative explizit deutlich gemacht: Der Ausdruck 
„Bereitschaft und Fähigkeit“ beschreibt ein wei-
tes Spektrum möglicher Verhaltensanforderung 
beziehungsweise Aufforderungen, die mit dem 
Ziel, am Finanzmarkt aktiv zu investieren, direkt 
verknüpft sind.

In einem Interview im zitierten BMF-Monats-
bericht April 2023 schildert Marianne Kothé, 
Leiterin der Abteilung für Leitung und Kommu-
nikation im BMF, den Hintergrund zur Finanz-
bildungsinitiative: 

 „Denken wir an den BMF-Vorschlag, ein ak-
tienbasiertes Generationenkapital zur Mit-
finanzierung des Rentensystems einzufüh-
ren: An einigen Reaktionen im öffentlichen 
Raum konnte man erkennen, dass viele gar 
nicht wissen, wie die Rente aktuell überhaupt 
finanziert wird und was eine staatliche Ak-
tienanlage tatsächlich an Chancen bringen 
würde – und was es wiederum bedeuten wür-
de, mit dem Umlageverfahren so weiterzuma-
chen wie bisher“ (BMF 2023a: 15).

Mögliche Kritik, Skepsis oder Ablehnung der 
Aktienrente wird so als reines Informations- be-
ziehungsweise Bildungsproblem umdefiniert. 
Die aktivierungspolitische Funktion tangiert 
auch die politischen Erwartungen an die per-
formativen Wirkungen der ,Finanzbildungsplatt-
form‘. Denn damit werden generelle präventive 

Erwartungen artikuliert, die ein wichtiges akti-
vierungspolitisches Merkmal darstellen.10 Legi-
timiert wird diese Position mit der spekulativen 
Behauptung, dass ‚richtige‘ Entscheidungen 
zur „Finanzmarktstabilität“ beitragen würden, 
es also eine Verknüpfung von individueller und 
systemischer ‚Resilienz‘ gäbe.

Der diffuse Zusammenhang aus Motiven, Ent-
scheidungen, performativen Wirkungserwartun-
gen und ökonomischen Auswirkungen in den 
zitierten Passagen ist auch in der folgenden Aus-
sage erkennbar, in der es um die beiden Haupt-
adressat*innen der Initiative geht: Potentiell die 
gesamte Bevölkerung aber insbesondere Grup-
pen, die „besondere Finanzbildungsbedarfe“ 
hätten, wie es explizit in der Antwort auf eine 
parlamentarische Anfrage von DIE LINKE (2023) 
zu den Zielen der Initiative formuliert wird:

 „Die Initiative Finanzielle Bildung soll grund-
sätzlich die gesamte Bevölkerung erreichen. 
Zentrale Aufgabe des Prozesses zur Erarbei-
tung einer nationalen Finanzbildungsstrate-
gie wird es jedoch sein, die Zielgruppen zu 
identifizieren, bei denen besondere Finanz-
bildungsbedarfe bestehen und die daher vor-
rangig erreicht werden sollen […] Grundlegen-
des Wissen über finanzielle Zusammenhänge 
und Produkte befähigt Bürgerinnen und Bür-
ger, ihr ökonomisches Umfeld einschätzen, 
sich in diesem Umfeld verorten und auf dieser 
Basis potenzielle Erträge und Risiken eigen-

10 Diese Form der Generalprävention, bei der die politische Botschaft potentiell an die gesamte Bevölkerung adressiert 
wird, ist beispielsweise aus der Gesundheitsprävention oder von Aufklärungskampagnen bekannt, mit denen in Einrich-
tungen wie Schulen sozialpädagogisch vorbeugende Aufklärung etwa zu Drogen- und Alkoholkonsum betrieben wird.
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verantwortlich abwägen sowie entsprechen-
de Entscheidungen treffen zu können. Dies 
hat auch Einfluss auf den Erwerb von Eigen-
tum und Aufbau von Vermögen“ (Bundes-
regierung 2023a: 2–4).

Die hier unterstellte Wirkungskette – dass Bil-
dung, Wissen, Aktivierung zu ökonomischer 
Kompetenz führt, die effiziente Investitions-
entscheidungen ermöglicht, Vermögensaufbau 
und Eigentumserwerb positiv beeinflusst und 
letztlich makroökonomisch „Finanzmarktstabi-
lität“ zur Folge hat – findet sich auch in anderen 
liberalen Herzensprojekten, nämlich der Aktien-
rente beziehungsweise dem Generationen-
kapital. Dieses zeitlich vorgelagerte Projekt der 
Aktienrente gehört zur Vorgeschichte der Finanz-
bildungsinitiative und das Ziel, einen systema-
tischen privaten Vermögensaufbau in der deut-
schen Bevölkerung zu initiieren, ist eine wichtige 
Schnittstelle zwischen beiden Projekten. Diese 
Vorgeschichte soll im Folgenden rekonstruiert 
und die gemeinsamen Schnittmengen zwischen 
beiden Projekten anhand der Positionen des 
wissenschaftlichen Beirats des BMF exempla-
risch dargestellt werden. 

Die Aktienrente und die Kooperation 
zwischen BMF und BMBF
In Kapitel 2.2 wurde gezeigt, wie zur Legitimierung 
der Finanzbildungsinitiative ein Zusammenhang 
zwischen einer mangelnden Finanzkompetenz 
in der Bevölkerung und Altersarmut hergestellt 
wurde. Damit wurde auch begründet, wie wichtig 
eine private Altersvorsorge sei – einem Thema, 
dessen sich auch der wissenschaftliche Beirat 
des BMF (siehe Infokasten 7) angenommen hat. 

 Infokasten 7:
 Wirtschaftspolitische Beratung 
 im Zeichen von Austerität

 In einer kritischen Netzwerkstudie wurde die 
Rolle von wirtschafts- und finanzpolitischen 
Beiräten für Politik und Ministerien untersucht 
(Plehwe u. a. 2024). Dazu gehören neben dem 
Sachverständigenrat die Beiräte für das Wirt-
schaftsministerium (BMWK) und das Finanz-
ministerium (BMF). Zusammenfassend wurde 
festgestellt, dass sich die Beratungsgremien 
durch eine „hohe personelle Kontinuität und 
geringe Perspektivenvielfalt“ auszeichneten 
(vgl. Plehwe u. a. 2024: 1).

 Weiter stellt die Studie fest, dass von den 
Beiräten in den vergangenen 40 Jahren stets 
restriktive Fiskal-, Sozial- und Arbeitsmarkt-
politiken befürwortet wurden (Plehwe u. a. 
2024). Sparen und die Politik der Austerität 
spielten hierbei eine zentrale Rolle. Kritische 
Stimmen zu Sozialstaatsabbau, Privatisierung 
und Deregulierung blieben hingegen in der 
Minderheit. In der Studie wird Austerität als 
„ökonomischer Denkstil“ (ebd.: 20) bezeich-
net, „der weit über das Konzept von möglichst 
ausgeglichenen staatlichen Haushalten und 
dem Abbau bestehender Staatsschulden hi-
naus geht. Er beinhaltet mindestens auch die 
Reduktion der Lasten der privaten Wirtschaft 
für die soziale Sicherung (Arbeitslosigkeit, 
Rente, Sozialhilfe) sowie die Flexibilisierung 
des Arbeitsmarktes. Austeritätspolitik zielt 
damit weit ausgreifend auf die Umkehr der 
historischen Entwicklung der Ausweitung des 
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öffentlichen Sektors und des Aufbaus und 
der Verteidigung eines starken Sozialstaa-
tes. Eine Reduktion sozialer Leistungen und 
eine Einschränkung öffentlicher Dienste wird 
von Vertreter*innen der Austerität befürwor-
tet, weil grundsätzlich das Ziel von niedrigen 
Steuern und Abgaben verfolgt wird“ (ebd.). 

 Hier zeigt sich, dass das liberale Rentenpro-
jekt der Aktienrente Teil eines umfassenderen 
politischen Projekts ist. Sparen auf der Ebene 
öffentlicher Haushalte wird zur notwendigen 
Tugend und die Schuldenbremse zur „höhe-
ren Weisheit“ (Lindner 2023: 4) erklärt, wäh-
rend private Haushalte genau zum Gegenteil 
angehalten werden, nämlich zu investieren.  

Der wissenschaftliche Beirat des BMF veröffent-
lichte am 17. August 2022 ein Gutachten mit dem 
Titel „Kapitalgedeckte Rente: Ein neuer Anlauf?“, 
in dem die Probleme und Möglichkeiten der als 
wenig erfolgreich eingestuften Riester-Rente 
beleuchtet werden. Das Gutachten liefert zum 
einen eine mögliche Schnittstelle für die Koope-
ration von BMF und BMBF und zugleich Gründe 
für die Zusammenarbeit der beiden FDP-geführ-
ten Ministerien in der Finanzbildungsinitiative. 
Denn inhaltlich und organisatorisch repräsen-
tieren die beiden Ministerien zunächst einmal 
zwei völlig unterschiedliche Politik- und Res-
sortbereiche, bei denen eine Kooperation selbst 
durch die sprachliche Verknüpfung von Finanzen 
und Bildung nicht unmittelbar auf der Hand liegt. 
Das BMBF könnte Finanzbildung beziehungswei-
se ökonomische Bildung fördern – was auch im 
Werkstattgespräch des BMBF so diskutiert wurde 

(vgl. Kapitel 5) –, ohne auf eine Zusammenarbeit 
mit dem Wirtschaftsministerium angewiesen zu 
sein. Umgekehrt wäre das Projekt einer kapital-
gedeckten Rente nicht auf Finanzbildung ange-
wiesen – zumindest auf den ersten Blick, denn 
im Gutachten wird vom Beirat ein grundlegendes 
Problem bei der Durchsetzung der Aktienrente 
ausgemacht, für dessen Lösung Finanzbildung 
möglicherweise ein Mittel darstellen könnte. 

Mehr über die genaue Arbeitsteilung beider Mi-
nisterien und die Verteilung der Verantwortung 
erfährt man aus einer kleinen parlamentarischen 
Anfrage von CDU/CSU zur Finanzbildungsinitia-
tive. Die erste Frage lautete dabei: „Unter der 
Federführung welches Ressorts werden die ein-
zelnen Maßnahmen innerhalb der Initiative ‚Fi-
nanzielle Bildung‘ nach Kenntnis der Bundes-
regierung umgesetzt (bitte je Ressort tabella-
risch auflisten)?“ (Bundesregierung 2023b: 2). 
Die Antwort lautete: 

 „Die Initiative Finanzielle Bildung wird in en-
ger Abstimmung von BMF und BMBF umge-
setzt. Die Federführung für einzelne Maßnah-
men ist dabei wie folgt verteilt:

Maßnahme Federführung

Nationale Finanzbildungs-
strategie BMF

Finanzbildungsplattform BMF
Förderung von Forschung zur 
finanziellen Bildung BMBF

außerdem:

Konferenz ‚Finanzielle Bil-
dung für das Leben‘ BMBF

Quelle: Bundesregierung 2023b: 2; Formatierung 
angepasst.
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Demnach beschränkt sich der Beitrag des BMBF 
auf die Forschung und die Ausrichtung der Kon-
ferenz, während die Konzeption, also „Finanz-
bildungsstrategie“ sowie die Organisation des 
Hauptinstruments zur Umsetzung, also die „Fi-
nanzbildungsplattform“, komplett in den Händen 
des BMF liegt. Salopp ließe sich sagen, dass der 
Faktor „Bildung“ durch den BMF-lead gleichsam 
eingeklammert wird, und sich kurz und bündig 
die Art der Partnerschaft als ‚BM(B)F‘ symbolisch 
darstellen ließe. Hierbei entsteht die wichtige 
Frage, wie sich diese strategische Leitungsfunk-
tion des BMF in diesem ‚Bildungsprojekt‘ auf der 
einen Seite und dessen inhaltlich-sachlicher Be-
zug zur ‚Bildung‘ auf der anderen Seite überhaupt 
plausibilisieren und legitimieren lassen. 

Eine mögliche Erklärung liefert der diskursive Zu-
sammenhang der beiden Projekte Aktienrente 
und Finanzbildung, aus dem sich die erwähnten 
Impulse für die Finanzbildungsinitiative herlei-
ten lassen.11 Und das gilt völlig unabhängig da-
von, ob dies von den politisch Verantwortlichen 
beabsichtigt war oder nicht. Die thematische 
Ähnlichkeit und Kontinuität von Aussagen kann 
losgelöst von den Subjekten hergestellt werden, 
die diese Aussagen tätigen. Der Diskursanaly-
tiker Michel Foucault spricht in dieser Hinsicht 
von „Aussagefunktion“ und „diskursiver For-
mation“ (Foucault 1995: 169), bei der sich die 
Relevanz von Aussagen und Positionen daran 
bemisst, wo sie auftauchen und was sie rahmen. 

Im Rahmen der vorliegenden Studie gilt das be-
sonders für die Positionen und Argumentatio-
nen im BMF-Gutachten zur „Kapitalgedeckten 
Rente“. Es zeigen sich thematische Affinitäten 
und Anschlüsse zum Finanzbildungsdiskurs von 
BMF und BMBF, die für die Rekonstruktion des 
Kontexts der Finanzbildungsinitiative wichtig 
sind. Diese thematischen Ähnlichkeiten und 
Anschlüsse werden im Folgenden aufgezeigt und 
analysiert. 

Die entscheidende Schnittmenge zwischen Gut-
achter- und Finanzbildungsdiskurs – so viel sei für 
das Verständnis vorweggenommen – liegt zum ei-
nen in der detaillierten verhaltensökonomischen 
Analyse zu den Wirkungen der unterschiedlichen 
Modelle der privaten Altersvorsorge, die im Gut-
achten vorgenommen wird und zum anderen in 
der hohen Bedeutung von Informationen und 
Bildung, die im Gutachten der Überwindung der 
aufgezeigten Probleme beigemessen wird. In 
Kapitel 2.1 ist deutlich geworden, welch hohen 
Stellenwert verhaltensökonomische Annahmen 
für die Wirkung von (Aktivierungs-)Politiken ha-
ben und das Gutachten zur Kapitalgedeckten 
Rente enthält über eine generelle ökonomische 
Stellungnahme hinaus auch spezifische Über-
legungen aus verhaltens ökonomischer Sicht. 
Dabei geht es darum, wie diese angesichts des 
konservativen Sparverhaltens der deutschen Be-
völkerung als politische Maßnahme überhaupt 
wirkungsvoll umsetzbar und der Bevölkerung zu 

11 Dies bildet zudem ein Momentum für die Umsetzung der OECD-Finanzbildungsstrategie, die nach Ansicht aller poli-
tisch Verantwortlichen auf der Berlin-Konferenz im Dezember 2023 überfällig war.
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vermitteln ist (Wissenschaftlicher Beirat beim 
Bundesministerium der Finanzen 2022: 5 f.). 
Umsetzung und Vermittlung sind die beiden Sei-
ten einer Medaille, aber analytisch zu trennen, 
denn zum einen geht es um die Abschätzung 
von Akzeptanz auf Seiten der Bevölkerung und 
zum anderen um die Form und Wahl der Mittel 
zur Umsetzung der Maßnahme. 

Wie aus der ethnographischen Beobachtung der 
Konferenz „Finanzbildung für das Leben“ deut-
lich wurde, wurde in steter Wiederholung von 
zahlreichen Beteiligten die risikoaverse Haltung 
in Deutschland als defizitär bemängelt, mit In-
kompetenz gleichgesetzt und als veränderungs-
würdig deklariert. An dieses hegemoniale ‚Psy-
chogramm‘ deutscher Befindlichkeiten, Ängste 
und Haltungen und die wirtschaftlichen Folge-
probleme der Rentenpolitik (siehe Infokasten 8) 
schließt das Gutachten an. Die zentrale Frage, die 
im Gutachten formuliert wird, lautet, „ob und wie 
der langfristige Vermögensaufbau breiter Bevöl-
kerungsschichten systematisch vorangebracht 
werden soll“ (Wissenschaftlicher Beirat beim 
Bundesministerium der Finanzen 2022: 5). 

 Infokasten 8:
 Die aktuelle Diskussion um die Altersvorsorge

 Die Altersvorsorge beruht in Deutschland auf 
dem sogenannten Drei-Säulen-Modell:

 1. Säule ist die gesetzliche Rentenversicherung 
(GRV), die im Zentrum der Altersvorsorge steht 
und auf dem Umlageverfahren beruht. Durch 

Pflichtbeiträge von Arbeitnehmer*innen und 
Arbeitgeber*innen sowie Zuschüssen aus dem 
Bundeshaushalt werden jeweils die aktuellen 
Renten der älteren Generationen bezahlt.

 2. Säule ist die betriebliche Altersvorsorge, 
die je nach Arbeitsverhältnis zu ergänzenden 
Zahlungen im Alter führen kann.

 3. Säule ist die private Vorsorge, das heißt 
die Investition von Einkommen in Fondsspar-
pläne und andere Finanzprodukte.

 Die FDP argumentiert, dass es sinnvoll sei, die 
Altersvorsorge stärker über die Finanzmärkte 
zu finanzieren. 2021 hat sie dementsprechend 
die Idee einer ‚Aktienrente‘ in die Diskussion 
gebracht. Demnach sollte ein bestimmter An-
teil (2,5 Prozent) der Beiträge zur GRV künftig 
über einen Staatsfonds nach schwedischem 
Vorbild in Aktien investiert werden. 

 Von der Ampel-Regierung wurde ein anderes 
Konzept, das sogenannte ‚Generationenkapi-
tal‘, umgesetzt. Dabei werden keine Beiträge 
der GRV in Aktien investiert, sondern es wird 
ein Fonds eingerichtet, der aus Steuern und 
Staatsschulden finanziert wird. Dieser legt 
sein Kapital von bisher zehn Milliarden Euro 
an den Finanzmärkten an. Die erwirtschafte-
ten Gewinne fließen gegebenenfalls in die 
Finanzierung der GRV und reduzieren so den 
Zuschuss aus dem Bundeshaushalt. Im Koa-
litionsvertrag wurde außerdem vereinbart, zu 
prüfen, ob ein staatlicher Fonds eingerichtet 
werden soll, in den die Bürger*innen im Rah-
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men der privaten Vorsorge (3. Säule) investie-
ren können, sofern sie die Mittel dazu haben.

Weiter wird ausgeführt, Deutschland liege „bei 
den Sparquoten der Bevölkerung in der europäi-
schen Spitzengruppe, aber das durchschnitt-
liche Finanzvermögen pro Kopf rangiert nur im 
Mittelfeld“ (ebd.). Denn die „starke Veranlagung 
von Mitteln in Spareinlagen und anderen Anla-
geklassen mit anhaltend geringer Verzinsung 
erschwert zunehmend den langfristigen Vermö-
gensaufbau und damit die Altersvorsorge vieler 
Menschen“ (ebd.). Im Klartext formuliert: Es wird 
zu viel konservativ, das heißt ‚risikoavers‘ ge-
spart und zu wenig ‚risikoaffin‘ investiert. Der 
genannte Begriff der „Veranlagung“ kann hier 
also durchaus im doppelten Sinne verstanden 
werden: ökonomisch als Anlageform und psy-
chologisch als Haltung. 

Darüber hinaus wird im Gutachten die Verknüp-
fung von Investitionszwang und gefordertem 
Vermögensaufbau als besonders problematisch 
und begründungsbedürftig erachtet – auch hier 
kann der Vermögensbegriff doppelt sowohl als 
ökonomische Ressource/Kapital als auch als 
Kompetenz/Wissen verstanden werden.  

Die Aktienrente enthält – ganz im Kontrast zum 
liberalen Credo der Freiheit – einen potentiellen 
Zwangsmechanismus, nämlich „die Verpflich-
tung der erwerbstätigen Bevölkerung zur Erspar-
nisbildung oder die Schaffung eines öffentlich 
verantworteten Fonds mit einem Standardpro-
dukt“, was grundlegende Fragen nach der „öko-

nomischen Rechtfertigung“ eines solchen staat-
lichen Handelns aufwerfe (Wissenschaftlicher 
Beirat beim Bundesministerium der Finanzen 
2022: 6). Das Problem seien mögliche „Markt- 
und Politikfehler“ und es zeige sich dabei, dass 
die Optionen für „die erforderlichen Maßnah-
men je nach Art der vorliegenden Fehlstellung“ 
(ebd.) unterschiedlich seien. 

Als zentrale „Fehlstellungen“ werden a) die „feh-
lenden Kenntnisse über Finanzmärkte und Anla-
geformen in Teilen der Bevölkerung“ und b) das 
Problem, dass es zukünftigen Aktienrentner*in-
nen an Liquidität für die Investition mangeln 
könnte, ausgemacht: 

 „Häufig werden fehlende Kenntnisse über Fi-
nanzmärkte und Anlageformen in Teilen der 
Bevölkerung als Argument für den Staatsein-
griff genannt. Allerdings wäre dann weder 
die Schaffung eines Kapitalstocks noch ein 
staatlicher verwalteter Fonds das erste Mittel 
der Wahl. Der Staat könnte durch Bereitstel-
lung von Informationen das Defizit beheben. 
Studien dazu, ob und wie solche Interven-
tionen tatsächlich das Spar- und Anlagever-
halten von Erwachsenen ändern, kommen 
allerdings zu unterschiedlichen Ergebnissen 
[…] Ein wichtiger Faktor ist die Vermeidung 
von Komplexität bei der Bereitstellung von 
finanziellen Informationen und Handlungs-
regeln; einfache Schulungsprogramme und 
Daumenregeln erhöhen die Wirksamkeit der 
Informationsbereitstellung gegenüber um-
fassenderen, komplexeren Ansätzen“ (ebd.: 
7).
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Im Klartext: Zum Ausgleich fehlender Finanz-
kenntnisse wäre die Schaffung eines staatlichen 
Fonds oder Kapitalstocks allein keine Lösung. 
Durch die „Bereitstellung von Informationen“ 
könne dieses Defizit hingegen behoben werden. 
Dies könnte etwa eine Plattform leisten, die – ob 
als Informations- oder Bildungsplattform apo-
strophiert – den Informationsmangel ausglei-
chen könnte.

Bemerkenswerterweise gibt der Beirat weiter-
gehende Empfehlungen zur Wirksamkeit von 
Informationen und hebt an erster Stelle „die 
Vermeidung von Komplexität“ hervor: „Einfache 
Schulungsprogramme und Daumenregeln“ sind 
in puncto „Wirksamkeit der Informationsbereit-
stellung“ gegenüber „umfassenderen, komple-
xeren Ansätzen“ zu bevorzugen. 

Man kann also festhalten, dass sich die Vor-
schläge im Gutachten mit dem Ziel, eine be-
völkerungsweite Streuung von Informationen, 
Finanzkompetenzen und Analageprodukten zu 
erreichen, gleichsam wie eine Vorlage zur Ein-
führung einer Finanzbildungsplattform lesen 
lassen. 

Aus Sicht des Beirats löst ein Mehr an Informa-
tion allerdings nicht alle Probleme. Bestehen 
bleiben die bereits erwähnten Probleme eines 
Mangels an Liquidität und der Legitimierung des 
Aktivierungszwecks, der mit einer Aktienrente 
einhergehen würde:

 „Selbst wenn die Bevölkerung vollumfänglich 
über die Chancen und Risiken von Kapital-

märkten informiert wäre, könnte eine Recht-
fertigung für eine staatliche Intervention in 
der Liquiditätsbeschränkung bei Investitio-
nen am Kapitalmarkt liegen. Ein Haus lässt 
sich auf Kredit kaufen; dieser Kredit wird 
dann mit den späteren (Arbeits-) Einkommen 
getilgt. Vergleichbares ist bei Anlagen am Ka-
pitalmarkt in der Regel nicht möglich, da Fi-
nanzinstitutionen finanzielle Vermögenswer-
te nicht im selben Umfang wie Immobilien als 
Sicherheiten für Kredite akzeptieren. Insofern 
könnte diese Liquiditätsbeschränkung zu 
einer Unterinvestition und Verzerrung zuun-
gunsten der Anlagen am Kapitalmarkt führen. 
Wenn der Staat einen Fonds bereitstellt und 
sich die dafür benötigten Mittel später über 
Steuern zurückholt, ersetzt er gleichsam die-
sen fehlenden Kreditmarkt“ (Wissenschaft-
licher Beirat beim Bundesministerium der 
Finanzen 2022: 7).

Im Klartext: Bei armen, prekär beschäftigten 
und verschuldeten Menschen stellt primär das 
fehlende Kapital und nicht die Information das 
Hauptproblem dar. Der Markt ermöglicht keinen 
gleichen Zugang für alle – im Unterschied zur 
Kreditvergabe beim Immobilienerwerb, bei der 
es Sicherheiten für Banken gibt. Daher kann eine 
private und rein kreditfinanzierte Aktienrente 
weder ökonomisch noch politisch die Lösung 
sein. So bleibt nur noch die über einen staatlich 
finanzierten Fonds abgesicherte Aktienrente, 
bei welcher der Staat zum Gläubiger und Inves-
tor wird, der private Akteure auf dem Markt wie 
Banken und Kreditinstitute gleichsam ersetzt, 
um die möglichen sozialen Folgekosten abzufe-
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dern. Beim staatlich finanzierten Fonds handelt 
es sich um Steuergelder, die zukünftig zur Auf-
stockung des Kapitalstocks genutzt werden sol-
len. Dennoch gibt es auch hier das Folge problem 
einer auseinandergehenden Schere zwischen 
Anleger*innen und Sparer*innen und zwar auf 
Grundlage staatlicher Förderung:

 „Studien zeigen, dass die Partizipation am 
Kapitalmarkt in Deutschland wie in ande-
ren Ländern positiv korreliert mit Vermögen. 
Verschiedene empirische Studien zeigen zu-
dem, dass Anlagerenditen positiv korreliert 
sind mit dem Vermögen der Anleger: Wohl-
habende Anleger erzielen deutlich höhere 
Renditen als weniger wohlhabende Anleger 
[…] Besonders die über die letzten Jahre zu 
verzeichnenden signifikanten Aktienrendi-
ten und eine gleichzeitig weitgehend aus-
bleibende Verzinsung bei Sicht- und Sparein-
lagen können damit zu einer Vergrößerung 
der Vermögensungleichheit führen, der der 
Staat mit einem Angebot für die nicht am Ka-
pitalmarkt investierten Bevölkerungsschich-
ten entgegnen möchte“ (Wissenschaftlicher 
Beirat beim Bundesministerium der Finanzen 
2022: 7).

 

Der Beirat plädiert am Ende für eine „Mischung 
aus Kapitaldeckungs- und Umlageverfahren“ 
(ebd.: 8), was nun auch umgesetzt werden soll. 
Ohne hier weiter auf die sozialen und ökonomi-
schen Untiefen des Aktienrentenmodelles ein-
gehen zu können (z. B. das Samariterdilemma, 
ebd.: 8), zeigte die Rekonstruktion die enge poli-
tische und strategische Verbindung von Finanz-
bildungs- und Rentenprojekt. 

Dieser Nexus macht zudem deutlich, in wel-
cher Weise und welchem Ausmaß der ‚Faktor 
Bildung‘ für andersgelagerte politische Zielset-
zungen instrumentalisiert wird, was die unglei-
che Arbeitsteilung und Verantwortung beider 
Ministerien erklärbar machen würde. Und: Die 
Art des Zusammenspiels (Kollusion) verdeutlicht 
die politisch-ideologische Basis dieser strate-
gischen Partnerschaft von BM(B)F, bei der die 
grundlegenden Widersprüche nur mühsam zu 
kaschieren sind. Dies wird auf zwei Ebenen der 
Finanzbildungsinitiative noch deutlicher, die im 
Folgenden beleuchtet werden sollen: Zum einen 
die Wirkung der Initiative auf das etablierte Feld 
der Finanzbildung (Kapitel 3) und zum anderen 
der aktuelle Stand der Plattform und der darauf 
bereitgestellten Materialien (Kapitel 4).
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Das Feld der Finanzbildung

3.1 Das Feld und die Akteure 
 der Finanzbildung

Im Folgenden wird ein Überblick über das Feld 
der Finanzbildung gegeben und eine Differenzie-
rung unterschiedlicher Akteure und Akteursty-
pen vorgenommen. Es geht um die Darstellung 
der komplexen Struktur des Feldes, in welche 
das liberale Projekt interveniert und der damit 
verbundenen problematischen Effekte. In einem 
weiteren Schritt wird der Frage nachgegangen, 
wer der (eigentliche) Adressat der Finanzbil-
dungsinitiative ist und an welche sozialen Grup-
pen welche Anforderungen adressiert werden. 
Anschließend wird eine grundlegende Kritik an 
der Finanzbildungsinitiative aus Stakeholder-
perspektive zum Anlass für eine vertiefende kri-
tische Einordnung des FDP-Projekts genommen.

Methodisch wird hier heuristisch auf die Feldtheo-
rie nach Pierre Bourdieu zurückgegriffen (Bour-
dieu 1993, 1998), denn Finanzbildung wird hier 
als ein eigenes Handlungsfeld aufgefasst, das 
sich durch spezifische Akteure, Diskurse, eine 
Gegenstandsdefinition sowie Handlungslogiken 
und professionelle Kompetenzen besagter Ak-
teure auszeichnet. Felder sind keine statischen 
Gebilde, sondern dynamische und strategische 
Handlungsbereiche (vgl. Worschech 2019: 116), 
in denen die Akteure um materielle wie imma-
terielle Ressourcen, Positionen, Anerkennung, 

Autonomie, Abgrenzungen, Distinktion, Hierar-
chien, Macht und Wettbewerbsvorteile ringen. 
Jedes Feld, so Bourdieu, „ist ein Kräftefeld und 
ein Feld der Kämpfe um die Bewahrung oder Ver-
änderung dieses Kräftefeldes“ (Bourdieu 1998: 
20). Die Feldanalyse ermöglicht zum einen, eine 
Übersicht über die Relationen und Positionen der 
Akteure im Finanzbildungsfeld zu erhalten, das 
ein Unterfeld der übergreifenden Ökonomischen 
Bildung darstellt (Höhne u. a. 2024). Und sie ist 
zum anderen anschlussfähig an die Diskursana-
lyse, die in dieser Studie für die Untersuchung 
der öffentlichen Diskurse (offizielle Dokumen-
te zur Finanzbildungsinitiative und Statements 
politisch Verantwortlicher) sowie die Analyse der 
Experteninterviews verwendet wird.  

Akteure und Akteurstypen
Einen ersten Eindruck vom Feld der Finanzbil-
dung vermittelt ein Mapping der OECD (OECD 
2024). Diese hat Daten von 120 öffentlichen, 
privaten, gemeinnützigen und sonstigen zivilge-
sellschaftlichen Stakeholdern sowie von 35 im 
Bereich der Finanzbildung tätigen Einzelperso-
nen in Deutschland erhoben. Zu den untersuch-
ten Anbietern finanzieller Bildung, zu ihren In-
halten, Zielgruppen und ihren Reichweiten stellt 
die OECD folgendes fest (OECD 2024: 7–8):

 „Bei der Mehrheit der im Finanzbildungsbe-
reich tätigen Stakeholder handelt es sich um 
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zivilgesellschaftliche Einrichtungen wie Ver-
bände des Finanzsektors und gemeinnützige 
Organisationen (55 Prozent), gefolgt von Uni-
versitäten und anderen Wissenschafts- und 
Forschungseinrichtungen (13 Prozent), Ein-
richtungen des wirtschaftlichen und privaten 
Sektors (12 Prozent) sowie staatlichen Behör-
den (10 Prozent).

 Reichweite und Zugänglichkeit: Rund 70 Pro-
zent der Initiativen werden bundesweit oder 
online durchgeführt, 14 Prozent in einem oder 
mehreren Bundesländern und 6 Prozent auf 
lokaler Ebene, meist in den Landeshaupt-
städten. Bei fast 90 Prozent ist die Teilnahme 
kostenlos. 

 Formate: Etwa 70 Prozent der Initiativen um-
fassen praktische Übungsformate, ein eben-
so großer Anteil beinhaltet die Bereitstellung 
von Informationen. Rund 45 Prozent sind Teil 
regelmäßiger Kommunikationskampagnen 
auf globaler oder nationaler Ebene, zum Bei-
spiel der Global Money Week der OECD. Etwa 
ein Fünftel sieht auch allgemeine oder indivi-
duelle Finanzberatung vor.

 Inhalte: Die laufenden Finanzbildungsinitia-
tiven decken die meisten Themen, die für 
das finanzielle Wohlergehen wichtig sind, 
hinreichend ab. Besonders viele Initiativen 
beschäftigen sich mit Haushaltsplanung 
und Geldmanagement im Alltag, langfristi-
gem Sparen, Kapitalanlagen und Altersvor-
sorge sowie Krediten und Überschuldung. 
Die Initiativen befassen sich weitgehend 

mit ähnlichen Themen, auch wenn sie sich 
an unterschiedliche Bevölkerungsgruppen 
richten.

 Zielgruppen: Mehr als die Hälfte der Initiati-
ven richtet sich an Kinder und Jugendliche, 
ein Drittel an die gesamte Bevölkerung. Re-
lativ wenige Initiativen wenden sich an ältere 
Menschen, Geringverdiener*innen und Er-
werbslose, verschuldete oder überschuldete 
Personen, Kleinanleger*innen sowie Selbst-
ständige und Eigentümer*innen von Kleinst- 
beziehungsweise Kleinunternehmen“ (OECD 
2024: 7–8).

Das Feld der Finanzbildung bildet ein hybrides 
Handlungsfeld, in dem ganz unterschiedliche 
Organisationen und Akteure operieren, die sich 
folgendermaßen nach fünf Akteurstypen diffe-
renzieren lassen:

1. Zivilgesellschaftliche Akteursgruppen, die 
sich unterteilen in:

a) Öffentlich-zivilgesellschaftliche Akteure, 
die im Rahmen von Beratungsinstitutionen 
(Schuldnerberatung, Prävention, Verbrau-
cherberatung) präventiv-beratend tätig sind 
und auch Bildungsmaterialien anbieten

b) Privat-zivilgesellschaftliche Akteure wie Stif-
tungen, Vereine und Netzwerke mit Gemein-
nützigkeitsstatus 

2. Privatwirtschaftliche und partikulare Interes-
sengruppen, die sich unterteilen in:

a) Lobbygruppen (z. B. Initiative Neue Soziale 
Marktwirtschaft)
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b) Verbände (Arbeitnehmerverband, BDI)
c) Privatwirtschaftliche Unternehmen
 
3. Wissenschaftliche Akteure von Hochschulen, 

Instituten und privaten Universitäten.

4. Schulbuch- und Bildungsmedienverlage: Mit 
Blick auf die Finanzbildungsplattform als Ge-
genstand der vorliegenden Untersuchung, neh-
men Schulbuch- und Bildungsmedienverlage 
eine Sonderstellung ein, weil sie a) spezialisier-
te Anbieter von Bildungsmedien sind mit einer 
hohen fachdidaktischen Expertise (und damit 
Wissenschaftsaffinität) und päda gogischem 
Erfahrungswissen (Affinität zur institutionellen 
Bildungspraxis) in der zielengruppenspezifi-
schen pädagogischen Gestaltung von Materia-
lien sind und b) gleichwohl privatwirtschaftlich 
gewinnorientierte Unternehmen sind.

5. Finfluencer*innen: Dieser zeitlich jüngste Ak-
teurstypus verkörpert medial geradezu proto-
typisch ein performativ-wirkungsorientiertes 
und aktivierungspolitisches Leitbild: Extrem 
hohe Reichweiten, Selbstinszenierung und 
Personalisierung von Angeboten, marktför-
mig-zielgruppenaffines Auftreten (peers) und 
Ansprache von Adressat*innen, virales und 
hybrides Marketing (Infotainement) und re-
duzierte inhaltliche Komplexität der Vermitt-
lung (sprachlich-plakativ).  

Finfluencer*innen spielen eine wichtige Rolle 
für die Finanzbildungsinitiative. Sie waren nicht 
nur permanenter Gegenstand im Diskurs bei „Fi-
nanzbildung für das Leben“, sondern auch auf 

dem Stakeholderworkshop sowie auf der Konfe-
renz vertreten. Ihnen kommt dennoch eine hohe 
Relevanz für das Feld zu, weil sie oftmals mit 
ihren Darstellungen, Informationen und Infotain-
ment-Angeboten als ‚Bildungsersatz‘ betrachtet 
und auch so genutzt werden. Ihre Reichweite 
über die sozialen Medien ist immens. Die ak-
tuelle Studie „Finfluencer auf Instagram – neu 
vermessen“ zeigt, dass 357 Finfluencer*innen 
potentiell über zehn Millionen Follower errei-
chen (siehe Infokasten 9).

  
 
 Infokasten 9:
 Finfluencer*innen-Studie

 Als Finfluencer*innen werden Influencer*in-
nen bezeichnet, die sich in den sozialen 
Medien Finanzthemen widmen. Eine Studie 
dreier Fachhochschulen charakterisiert die 
auf Instagram aktiven Finfluencer*innen fol-
gendermaßen (HHL Leipzig Graduate School 
of Managament 2024):

 Es wurden 357 aktive deutschsprachige Fin-
fluencer*innen auf Instagram mit insgesamt 
über 10 Millionen Follower*innen identifiziert.

 Über 50 Prozent der Finfluencer*innen sind 
erst seit 2020 auf Instagram aktiv.

 Die Hauptthemen der Profile sind Analysen 
zu Einzelaktien (25 Prozent), Finanzen (11 Pro-
zent), Vermögensaufbau und Altersversorge 
(10 Prozent), Finanzbildung (10 Prozent) so-
wie Dividendentitel (8 Prozent).

 Rund fünf Prozent aller Accounts fokussieren 
sich auf „Finanzen für Frauen“.
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 81 Prozent der als Einzelperson auftretenden 
Finfluencer*innen sind männlich.

Zwei Paradigmen – zwei Fachgesellschaften 
Ein Indikator für die Polarisierungen im Feld der 
Finanzbildung ist die 2016 erfolgte Spaltung 
einer einzigen wissenschaftlichen Fachgesell-
schaft zur ökonomischen Bildung in zwei ver-
schiedene: In die „Deutsche Gesellschaft für 
ökonomische Bildung“ (DeGÖB) und in die „Ge-
sellschaft für sozioökonomische Bildung und 
Wissenschaft“ (GSÖBW). In ihnen haben sich 
die diskursiven und paradigmatischen Konflikt-
linien im Wesentlichen um zwei Hauptpole im 
Feld gleichsam institutionalisiert, die sich stich-
wortartig folgendermaßen zusammenfassen las-
sen (Höhne u. a. 2024):

 Die DeGÖB favorisiert ein eigenes Fach ‚Wirt-
schaft‘, richtet den Fokus auf primär ökono-
mische Phänomen- und Sachbereiche, aus 
denen weitere thematische Zusammenhänge 
(sozial, politisch, kulturell) abgeleitet werden. 
Sie nimmt eine Hierarchisierung von Wissens- 
und Reflexionsformen vor (Primat sogenann-
ten ökonomischen Faktenwissens gegenüber 
kritischem Reflexionswissen), verortet we-
sentliche Expertise und Kompetenzen bei 
ökonomischen Akteuren (Unternehmen), die 
pädagogisch-didaktisch in den Bildungspro-
zess eingebunden werden sollen. Sie univer-
salisiert ‚das Unternehmerische‘ als soziale 

Leitfigur, mittels derer gesellschaftlich-wert-
rationale soziale und politische Wertmaßstä-
be zweckrational-ökonomisch subsumiert 
werden (z. B. Mündigkeit und Handlungsauto-
nomie des ‚Unternehmerischen‘, vgl. Bröck-
ling 2007). Sie setzt den Homo oeconomicus 
und damit den rationalen Entscheider12 als 
universelles Handlungssubjekt jeglichen 
(Entscheidungs-)Handelns voraus.

 Im Kontrast dazu plädiert die GSÖBW für eine 
grundlegend interdisziplinär-plurale Aus-
richtung der ökonomischen Bildung, bei der 
ökonomische Gegenstände mit sozialen, kul-
turellen und politischen Kontexten und Effek-
ten verknüpft werden (komplexe Einbettung). 
Sie geht von einer Gleichursprünglichkeit von 
Wissen und Kritik in Bildungsprozessen aus, 
zieht eine vergleichsweise deutliche Grenze 
zwischen schulischen Lernprozessen sowie 
externen ökonomischen Akteuren und Inte-
ressen (Schulautonomie, Bildung als Schon-
raum) und definiert Mündigkeit und Autono-
mie auf Schüler*innenseite primär im Kontext 
der politischen Bildung und des Beutels bacher 
Konsenses (siehe auch Infokasten 12).    

Diese beiden heterogenen Positionierungen zur 
ökonomischen Bildung repräsentieren grosso 
modo nicht nur die grundlegenden Perspekti-
ven der unterschiedlichen Akteure (Höhne 2018, 
2024), die im Feld mitspielen, sondern sie ste-
hen allgemein für die damit verbundene Aus-

12 Das hier grammatikalisch bewusst verwendete Maskulinum soll zum Ausdruck bringen, dass mit dem rationalen Ent-
scheider primär männlich konnotierte Eigenschaften (wie ‚zielgerichtet‘, ‚durchsetzungswillig‘, ‚Zweck-Mittel orien-
tiert‘ usw.) verbunden sind (Habermann 2010, Bauhardt/Çaglar 2010).
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einandersetzung darum, was unter finanzieller 
Bildung zu verstehen ist. 

3.2 Eine Finanzbildung für alle? 

Mit Blick auf die Finanzbildungsinitiative und die 
‚Finanzbildungsplattform‘ stellt sich die Frage, 
welche Probleme und Kompetenzen welchen In-
dividuen oder Gruppen zugeschrieben und welche 
Verantwortung/Pflichten ihnen damit normativ und 
aktivierungspolitisch auferlegt werden. Denn ange-
sichts der Spezifik unterschiedlicher Problemlagen 
besteht bei der individualisierenden Adressierung 
das Problem, dass primär etablierte Milieus mit 
ihren ökonomischen Privilegien zum generellen 
normativen und dominanten Leitbild gemacht wer-
den, an denen die Probleme und ‚Lösungen‘ auch 
für schwächere und ärmere Gruppen bemessen 
werden. Insofern muss im Auge behalten werden, 
welche Zielgruppen im bereitgestellten Material 
adressiert beziehungsweise welche sozioökono-
mischen Kontexte thematisiert werden. 

Worin besteht die Bedeutung des Adressierungs-
begriffs in dem Zusammenhang?

Wie die ethnographischen Felderkundungen 
gezeigt haben (Kapitel 2.1), wurde über Finanz-
bildung in ganz unterschiedlicher Weise mit 
unterschiedlichen Adressierungen und Adressa-
tengruppen. Dazu gehört, dass auch verschie-
dene Problembereiche identifiziert wurden, für 
die Handyverträge oder zurückhaltendes Spar-
verhalten zwei prototypische Beispiele sind. 

Adressierungen (siehe Infokasten 10) dieser Art 
sind keine realen Beschreibungen, sondern „Ak-

teursfiktionen“ (Bröckling 2013: 56) und damit 
das Ergebnis von „Prozessen der Zuschreibung“ 
(ebd.: 55) bestimmter Merkmale, Probleme so-
wie Kompetenzen, denen Individuen oder Grup-
pen ausgesetzt werden. Mit den Annahmen, was 
sie können oder nicht können, welche sozialen 
oder individuellen Merkmale sie ausmachen 
oder welche Probleme sie haben, werden Indi-
viduen als prototypische Repräsentant*innen 
‚ihrer Gruppe‘ sehr unterschiedlich im Diskurs 
positioniert und konstruiert. Dies trifft auch für 
Diskurse in der ökonomischen und finanziellen 
Bildung zu, in der etwa über Schulden oder In-
vestitionen in sehr unterschiedlicher Weise ge-
sprochen wird und damit Gruppen und Individu-
en genauso unterschiedlich adressiert werden.
 
Hierbei beinhaltet das Sprechen über eine be-
stimmte Problemgruppe – zum Beispiel Frauen 
als vulnerable Gruppe, denen mangelndes Wis-
sen oder ein Kompetenzdefizit bezüglich Geld 
zugeschrieben wird – zugleich auch, dass die 
‚positive Vergleichsgruppe‘ stets implizit mitthe-
matisiert wird. Anhand dieser werden schließlich 
die zugeschriebenen Defizite bemessen: Frauen, 
die keine Wissens- oder Kompetenzdefizite ha-
ben, weil sie etwa – so in eine weitere Implika-
tion – aus bildungsnahen und sozioökonomisch 
starken sozialen Milieus stammen. 

 Infokasten 10:
 Zum Begriff der ‚Adressierung‘

 

 Der Adressierungsbegriff hat zwei Bedeu-
tungsdimensionen: Zum einen bezieht er 
sich in der soziologischen Variante auf die 
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Formen oder „Techniken der Subjektivie-
rung“ (Gelhard u. a. 2013), wodurch jemand 
einen Namen und eine gesellschaftlich aner-
kannte Identität verliehen bekommt – er*sie 
wird zum Beispiel als Mann/Frau mit den je-
weiligen dominierenden Merkmalszuschrei-
bungen ‚adressiert‘. Zum anderen meint Ad-
ressierung im pädagogisch engeren Sinn die 
Konstruktion eines Lernsubjekts, dem alters- 
und entwicklungsgemäß bestimmte Kom-
petenzen zugeschrieben werden, wie Lese-
fähigkeiten, Wissensstand, Lernziele und so 
weiter. Die Adressierung in Lernmaterialien 
impliziert immer diese beiden Dimensionen, 
also soziale wie pädagogische Annahmen 
und Zuschreibungen. Der Terminus Zuschrei-
bung beinhaltet im Übrigen keine Bewertung 
über den Realitätsgehalt einer Aussage, denn 
Probleme können real sein und zugleich ste-
reotyp im Diskurs konstruiert und einer*m Ad-
ressat*in zugeschrieben werden, weil a) die 
Komplextität und strukturellen Bedingungen 
ausgeblendet und b) die Homogenität aller 
Gruppen(mitglieder) mit entsprechend identi-
schen Problemen impliziert werden.

Exemplarisch lassen sich die unterschiedlichen 
Formen der Adressierung an den prototypischen 
Beispielen verdeutlichen, die auf der Dezember-
konferenz „Finanzbildung für das Leben“ immer 
wieder genannt wurden: Der Handyvertrag und 

der ‚unbedachte‘ Ratenkauf bei Konsumartikeln 
für die ökonomisch schwächeren Gruppen mit 
niedrigerem sozialen Status und Bildungsniveau, 
sowie ETFs oder Trading-Apps für Adressat*innen 
aus den vergleichsweise privilegierten Milieus. 
Konstruiert und adressiert werden zwei völlig un-
terschiedliche Zielgruppen, wirtschaftliche Kon-
texte, Bedarfe und Bedürfnisse: Auf der einen 
Seite ärmere und ressourcenschwache Milieus, 
denen es nicht nur an Geld, sondern auch an 
Wissen und Bildung mangelt, die rechtlichen Fal-
len von Verträgen zu erkennen und denen in der 
Regel auch implizit eine entsprechende Haltung 
wie fehlender Konsumverzicht oder mangelnde 
,Zahlungsmoral‘ zugeschrieben wird. Auf der an-
deren Seite ressourcenstarke soziale Milieus, bei 
denen die materiellen Ressourcen, Expertise, Bil-
dung und Haltung grundlegend als gegeben und 
‚unpro blematisch‘ vorausgesetzt werden und de-
ren ‚Pro bleme‘ eher auf der strategischen Ebene 
der angemessenen ‚Mittalallokation‘ konstruiert 
werden (Anlagewissen bzw. -kompetenzen).13 
Der Effekt dieser Trennung ist, dass Verteilungs-
fragen außen vorbleiben und damit die struktu-
rellen gesellschaftlichen und politischen Gründe 
für die Ungleichverteilung der Ressourcen dethe-
matisiert werden. 

Auch in der Finanzbildung werden diese beiden 
sehr unterschiedlichen Adressierungen und 
Ökonomiediskurse gar nicht oder kaum mitei-
nander verknüpft. Ob Menschen Schulden ha-

13 Es wird sich aber in der Auswertung der Experteninterviews (siehe Kapitel 5) noch zeigen, dass sich die Konstruktion 
der Probleme der ‚Mittelschicht‘ im Zusammenhang mit der privaten Altersvorsorge mittlerweile auch auf die Dimen-
sion der ‚Haltung‘ erstreckt und das falsche, sprich konservative, Sparverhalten thematisiert. 
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ben und lernen müssen/sollen, in der Schul-
densituation mit dem Geld ‚umzugehen‘ und die 
Schuldensituation zu ‚meistern‘, unterscheidet 
sich elementar von einer ökonomisch etablier-
ten Situation, in der nach Anlagemöglichkeiten 
und Investitionen gesucht wird.

Die Differenzierung der unterschiedlichen Ad-
ressatengruppen und ökonomischen Kontexte 
ist für die folgende Feld- und Diskurs Analyse 
wichtig, weil sie 

a) für die verschiedenen Perspektiven unter-
schiedlicher Akteure im Finanzbildungsfeld 
konstitutiv ist und von diesen etwa in den 
Interviews auch deutlich zum Ausdruck ge-
bracht wird,

b) und weil sie für die Art der Thematisierung 
von ökonomischer beziehungsweise finan-
zieller Bildung entscheidend ist. Damit sind 
beispielsweise folgende Fragen verbunden: 
Was bleibt in diesen Thematisierungen außen 
vor? Welche Perspektive wird als repräsenta-
tiv erachtet und vorherrschend thematisiert? 
Wer wird wie aus- und eingeschlossen? Über 
wen und mit wem wird gesprochen? Und nicht 
zuletzt: Wie werden Probleme, Bedarfe und 
Bedürfnisse im Diskurs konstruiert und wem 
werden sie zugeschrieben? 

3.3 Eine Kritik aus Stakeholder -
perspektive

Eine Kritik an der liberalen Finanzbildungsinitia-
tive wurde bereits in einer Frühphase des Pro-

jekts von einem wichtigen Feldakteur formuliert, 
die als repräsentativ für alle Akteure aus dem 
Verbraucherschutz und der Schuldner-/Finanz-
beratung gelten kann.

Nach der Vorstellung der Initiative am 23. März 
2023 in Berlin veröffentlichte das Präventions-
netzwerk Finanzkompetenz (PNFK 2023) im 
Nachgang eine Stellungnahme mit grundlegen-
der Kritik an dem Projekt, die hier ausführlich 
dokumentiert und eingeordnet werden soll. 

Mit der Kritik des PNFK wird erstens ein Blick 
‚von unten‘ repräsentiert, der auf Erfahrungen 
in Beratung und (Weiter-)Bildung sowie eigenen 
Angeboten zur Finanzbildung beruht und werden 
zweitens wesentliche Defizite und Blindflecken 
der top-down organisierten Initiative der beiden 
Ministerien aufgezeigt. Die daran anschließende 
Frage lautet, ob beziehungsweise wie die kriti-
sierten Punkte im weiteren Verlauf des Projekts 
aufgenommen und angemessen berücksichtigt 
wurden und zukünftig werden. Dies gibt Aus-
kunft darüber, wie inklusiv oder auch exklusiv 
das Projekt ist und ob im Prozess der Organisa-
tion der Stakeholder über die Ministerien auch 
in angemessener Weise zivilgesellschaftliche 
Akteure mit eingebunden wurden: Werden die 
genuinen Anliegen und spezifischen Bedarfe 
der unterschiedlichen Zielgruppen und deren 
zivilgesellschaftliche Fürsprecher im Finanzbil-
dungsbereich ausreichend berücksichtigt und 
wie sind sie strukturell im Projekt verankert? Die 
besonders neuralgischen Kritikpunkte sollen im 
Folgenden aufgezeigt und vertiefend eingeord-
net werden. 
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Vulnerable Zielgruppen, Qualität 
und Marginalisierung
Das Präventionsnetzwerk Finanzkompetenz, in 
dem auch zentrale Akteure aus der Schuldner-
beratung vertreten sind (siehe Infokasten  11), 
formulierte in seiner Stellungnahme (PNFK 2023) 
zentrale Kritikpunkte an der Finanzbildungsini-
tiative. Diese werden im Folgenden ausführlich 
zitiert und eingeordnet:

 Vulnerable Gruppen nicht berücksichtigt: 
Grundlegend problematisch sei, dass „vulne-
rable Gruppen“ nicht ausreichend berücksich-
tigt worden seien:

„Die angekündigten Pläne zur Umsetzung ha-
ben mit Blick auf die Belange vulnerabler Grup-
pen  – wie u. a. junge Menschen aus einkom-
mensschwachen Familien, Geflüchtete oder 
Senior:innen mit geringer Rente – Luft nach oben 
[…] das Projekt […] ist nur sehr bedingt geeig-
net, diese oft vergessenen Zielgruppen abzuho-
len“ (PNFK 2023). Dieser Punkt schließt an das 
genannte Problem von hegemonialen ökonomi-
schen Vorstellungen an, die im Wesentlichen an 
etablierte und privilegierte Milieus adressiert 
aber zugleich mit einem Verallgemeinerungs-
anspruch verknüpft sind. 

 Infokasten 11:
 Kleine Geschichte der Schuldnerberatung

 Im Mittalalter war „Befreiung aus früherer 
Schuldknechtschaft zunächst vor allem ein 
Gnadenakt der kirchlich wie weltlich Herr-

schenden“ (Schwarze u. a. 2019: 12). Die dop-
pelte religiöse und ökonomische Bedeutung 
des Ursprungs von Schulden zeigt sich in dem 
Ausdruck ‚bei jemandem in einer Schuld ste-
hen‘, was „nicht nur ein religiös geprägtes 
gesellschaftliches Element war, sondern da-
mit bereits schon lange vor der Verbreitung 
des Geldsystems massive wirtschaftliche 
Abhängigkeitsverhältnisse verbunden wa-
ren“ (ebd.). Dies galt insbesondere für die 
im frühen und späten Mittelalter zahlenmäßig 
größte Gruppe der über Schuldverhältnisse 
abhängigen Bauern, Handwerker und Dienst-
kräfte: „Der Kampf um Freiheit der abhängigen 
Bauern und Leibeigenen im frühen Mittelalter 
kann auch als ein Kampf um Schuldenfreiheit 
gelesen werden. Ihnen ging es damals primär 
um die Befreiung aus feudalen, dienstlichen 
und rechtlich überlieferten Abhängigkeits- 
und Schuldverhältnissen“ (ebd.: 12–13). 
Die damit verbundenen Bauernaufstände zu 
Beginn des 16. Jahrhunderts waren der his-
torische Ausgangspunkt für zwei moderne 
Reaktionsformen auf Verschuldung: Schuld-
nerhilfe und Schuldenverweigerung. Ab dem 
18. und 19. Jahrhundert entstanden direkte 
Unterstützungsangebote in Form von Geld 
für Überschuldete und Arme: „Die öffentliche 
Pfandleihe, staatliche regulierte Ablösungs-
kredite im Zuge der Bauernbefreiung und die 
Förderung der Spartugend, die mit Gründung 
der Sparkassen und engen Kooperationen 
von öffentlichen Spar- und Leihkassen mit 
den Institutionen der Armenpflege einher gin-
gen, bilden hierfür anschauliche Beispiele“ 
(ebd.: 13).
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 Im weiteren historischen Verlauf lässt sich 
der Trend zu einer stärkeren Verrechtlichung 
und auch einer Verstaatlichung der damali-
gen Varianten einer Schuldnerhilfe erken-
nen. Erste staatliche Regelungen waren die 
Armenpflege verordnungen des 19. Jahrhun-
derts und gesetzlich regulierte Schuldensa-
nierungsverfahren in den 1920er und 1930er 
Jahren. Die Tendenz zur detaillierten Ver-
rechtlichung hält bis heute an. Hinzu kom-
men die neueren Entwicklungen einer Päda-
gogisierung und einer Kommerzialisierung 
von Schuldnerhilfe (ebd.: 13). Seit Mitte der 
1970er Jahre zeigt sich eine Differenzierung 
„der Schuldnerberatung als spezialisiertes 
(sozial-)berufliches Handlungsfeld in Träger-
schaft der Wohlfahrtsverbände und der Kom-
munen“ (ebd.: 14). Eng damit verknüpft ist 
die seit Mitte der 1970er Jahre entstehende 
Massenarbeitslosigkeit und die Zunahme 
von Konsumentenkrediten. Seit den 1980er 
Jahren lassen sich zunehmend „Interessen-
konflikte um die Deutungshoheit“ (ebd.) zwi-
schen Anwaltschaft, Verbraucherzentralen 
und Wohlfahrtspflege beobachten. 

 Fehlende Qualitätskontrolle: Generell ist die 
Frage der Qualitätskontrolle der angekündigten 
Bildungsmaterialien völlig ungeklärt und dies 
insbesondere, wenn es um die Kooperation mit 
sogenannten Finfluencer*innen geht: 

 „Es soll eine digitale Plattform geschaffen 
werden, auf der sich ausgewählte Akteure fi-
nanzieller Bildung präsentieren können. Da-

bei wurde die Kooperation mit Finfluencer:in-
nen in Aussicht gestellt. Die Verbraucherzen-
tralen haben bereits in der Vergangenheit da-
rauf hingewiesen, dass eine große Reichweite 
auf Social Media nichts über die Qualität von 
(Bildungs-)Angeboten aussagt […] So sprach 
BaFin-Präsident Branson darüber, dass wir für 
die Fahrerlaubnis einen Führerschein abzu-
legen haben, für den Umgang mit Geld aber 
ohne hinreichende Vorbereitung alleinverant-
wortlich ins Leben entlassen werden. Eines 
unserer langjährigen PNFK-Mitglieder, die 
Schuldnerhilfe Essen, hält mit dem Finanz-
führerschein seit vielen Jahren genau ein sol-
ches qualitätsgeprüftes Angebot bereit […] 
So verantwortet etwa Dr. Vera Fricke, Leiterin 
des Teams Verbraucherbildung beim Bundes-
verband der Verbraucherzentralen seit vielen 
Jahren den Materialkompass zur Qualitäts-
sicherung von Finanzbildungsangeboten. […] 
[Es] bleibt zu hoffen, dass die weiteren Akti-
vitäten zur Erarbeitung der für das Jahr 2024 
in Aussicht gestellten nationalen Finanzbil-
dungsstrategie diesen Aspekten mehr Raum 
geben“ (PNFK 2023).

Mit den kritischen Hinweisen der genannten 
Feldakteure zu den existierenden und erprobten 
Instrumenten in der Finanzbildung werden ganz 
offensichtlich auch Befürchtungen artikuliert, 
dass a) die existierenden Materialien ignoriert 
werden und b) die zukünftigen Plattformmateri-
alien in Konkurrenz zu den bestehenden Ange-
boten geraten könnten. Hier stellt sich die Frage, 
ob es sich nicht empfohlen hätte, im Vorfeld der 
Finanzbildungsinitiative die existierenden Ma-
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terialien zu sichten beziehungsweise den Sta-
tus quo des aktuellen Angebots zu ermitteln. 
Wahrscheinlich war dies nie beabsichtigt, denn 
die Erfahrungen, die in den Interviews von Teil-
nehmer*innen des Projekts mitgeteilt wurden, 
lassen eher darauf schließen, dass nicht nur kein 
Interesse an irgendeiner entsprechenden Son-
dierung bestand, sondern auch proaktiv von ein-
zelnen Akteuren vorgetragene Angebote schlicht 
ignoriert wurden (siehe Kapitel 5).

 Marginalisierung gewachsener Strukturen: 
Es wird auf die Gefahr hingewiesen, dass die 
„gewachsenen Strukturen“ – und mithin die zi-
vilgesellschaftlichen Akteure, deren Erfahrungs-
wissen, Materialangebot und lokale Aktivitäten 
marginalisiert  werden und „ins Abseits geraten“.

 „Hingegen steht zu befürchten, dass über 
Jahre gewachsene Strukturen der Präven-
tionsarbeit aufgrund eines geringeren Ver-
marktungspotenzials ins Abseits geraten 
[…] Eine Vernetzung und Übersicht verschie-
denster Aktivitäten bietet das PNFK auf seiner 
Internetseite übrigens schon jetzt. Mit über 
70 Mitgliedern aus Praxis, Hochschulen, Wis-
senschaft, Verbänden und Stiftungen ist ein 
breites Spektrum an Präventions- und Bil-
dungsprojekten vertreten“ (PNFK 2023). 

Um die gewachsenen Strukturen und die Kom-
plexität im Finanzbildungsfeld exemplarisch zu 
illustrieren, wird in Infokasten 11 die Geschichte 
der Schuldnerberatung, deren Wurzeln bis in die 
frühe Neuzeit zurückreichen, kurz dargestellt. Die 
aktuellen Strukturen im Feld existieren seit den 

1980er Jahren als gewachsenes und ausdiffe-
renziertes regionales und überregionales Hand-
lungsfeld, das als „institutionalisiertes Hilfesys-
tem“ (Schwarze u. a. 2019: 7) bezeichnet wird.

Die beiden FDP-Ministerien intervenieren mit 
der Initiative – so wird deutlich – in ein komple-
xes Feld mit vielfältigen Akteurskonstellationen, 
unterschiedlichen Handlungsebenen, Praxisbe-
reichen (Beratung, Bildung, Weiterbildung) und 
Interessen, ohne diese ausreichend zu berück-
sichtigen. Das kann nachhaltige Folgen für das 
gesamte Feld haben, die hier weiter betrachtet 
werden sollen. 

Legt man die historisch gewachsenen Struktu-
ren und die originäre zivilgesellschaftliche, wis-
senschaftliche und länderspezifische Verfasst-
heit des Feldes der Finanzbildung zugrunde, 
zeigt sich die mögliche disruptive Wirkung des 
Projekts der beiden FDP-Ministerien: Die beab-
sichtige staatlich-politische Zentralisierung der 
Finanzbildung könnte eine neue Phase der poli-
tischen Governance und Umgestaltung des Fel-
des nach politischen Opportunitäten einläuten. 
Damit könnten – so wird aus der Kritik des Prä-
ventionsnetzwerkes deutlich – die existierenden 
korporatistisch-subsidiären Strukturen der loka-
len Versorgung mit einem Beratungs- und (Fort-)
Bildungsangebot geschwächt beziehungsweise 
entwertet werden, weil sich die Aufmerksam-
keit für das Thema und damit die Sichtbarkeiten 
verschieben. Der Hinweis, dass die Produkte 
zivilgesellschaftlicher Anbieter auf einem neu 
entstehenden Aufmerksamkeits- und Sichtbar-
keitsmarkt weniger „marktgängig“ sein könnten, 



43

ist vor dem Hintergrund dieser Entwicklung ernst 
zu nehmen. Zudem könnten inhaltliche Schwer-
punktsetzungen durch die angesprochene Gate-
keeper-Funktion beeinflusst werden und zu einer 
Relativierung beziehungsweise zur befürchteten 
Marginalisierung existierender zivilgesellschaft-
licher Stakeholder führen: Ihre Bedeutung könn-
te reduziert und ihr Erfahrungswissen entwertet 
werden. Darüber hinaus könnten ihre Angebote 
insofern unsichtbarer werden, als sich mit der 
Plattform andere inhaltliche Schwerpunktset-
zungen durchsetzen: Denn die über die Plattform 
politisch gesteuerte Sichtbarkeit für Materialien 
der Finanzbildung könnte aufgrund der Prioritä-
ten und Interessen des BMF (z. B. Aktienrente, 
privater Vermögensaufbau) zu einer Verände-
rung der Definitionsmacht über das, was in der 
Finanzbildung als wichtig erachtet wird führen.

Insofern sind die in der kritischen Stellungnah-
me zum Ausdruck gebrachten Befürchtungen 
nachvollziehbar und nach Lage der Dinge (Füh-
rungs-/Leitungsanspruch des BMF, Organisation 
der Finanzbildungsplattform, Materialangebot, 
usw.) auch nach über einem Jahr der Entwicklung 
der Finanzbildungsplattform noch aktuell. Denn 
ganz im Unterschied etwa zu Österreich, das von 
Politiker*innen immer als Vorbild deklariert wird, 
hat dieses bei der Umsetzung seiner nationalen 
Finanzstrategie die zivilgesellschaftlichen Orga-
nisationen von Beginn an inklusiv in den Prozess 
mit eingebunden, ohne eine staatliche Konkur-
renz dazu aufzubauen.

 Individualisierung und Responsibilisierung: 
Die befürchtete Verdrängung eines seit langem 

bestehenden Angebots durch die Plattform wird 
vom Präventionsnetzwerk Finanzkompetenz mit 
der grundlegenden Frage der Adressierung und 
individuellen Verantwortungszuschreibung (Res-
ponsibilisierung) verknüpft:

 „Eine kuratierte und qualitätsgesicherte Fi-
nanzbildungsplattform kann allenfalls ein 
erster Schritt sein, um bestehende, qualitativ 
hochwertige Bildungsprogramme sichtbar zu 
machen. Die Informationsbeschaffung wird 
dabei an die Akteur:innen selbst delegiert. 
Die Gefahr, dass sich dabei nur jene Grup-
pen um Informationen bemühen, die per se 
schon sensibilisiert sind, wurde zwar ange-
sprochen, aber nicht abschließend disku-
tiert. Auch kann eine Plattform zweifelsohne 
keine strukturell bedingten Probleme lösen, 
etwa um verfestigter Armut entgegenzuwir-
ken“ (PNFK 2023).

In dieser Passage werden Strukturprobleme ei-
ner reinen Informationsplattform thematisiert 
und grundlegende Zweifel an deren Sinn geäu-
ßert, die auch nach wir vor aktuell sind, was vor 
allem die Interviews deutlich machen. 

 Repolitisierung der Finanzbildung: Weitere ele-
mentare Kritikpunkte werden in der Stellungnah-
me unter dem Titel „Lindners verkürzter Blick“ 
aufgezählt:

 „In einem Statement von Christian Lindner be-
tonte er die Ideologiefreiheit der finanziellen 
Bildung. Er wolle nicht, dass den Bürgerin-
nen und Bürgern etwas vorgeschrieben wird. 
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Sinngemäß führte er aus, ob sich jemand Fi-
nanzprodukte in Form von ETFs kaufe oder ein 
,Häuschen am Starnberger See‘ solle jedem 
selbst überlassen bleiben. Während wir selbst-
verständlich eine ergebnisoffene und nicht von 
Vertriebsinteressen geleitete finanzielle Bil-
dung erwarten, verdeutlichte diese Bemerkung 
die mögliche Schwerpunktsetzung der Kampa-
gne und den verkürzten Blick auf das Themen-
feld. Fast vollständig fehlte die Perspektive 
vulnerabler Zielgruppen. Auch die Sicht der 
Verbraucherzentralen blieb außen vor.

 Weder waren Akteure aus der sozioökonomi-
schen Bildung noch aus der Sozialen Arbeit, 
der politischen Bildung oder der Grundbil-
dung auf dem Panel vertreten. Die genannten 
Akteur*innen hatten sich jedoch im Vorfeld 
zu einem inoffiziellen Werkstattgespräch ge-
troffen und über die Zielsetzungen und Not-
wendigkeiten der Finanzbildungsstrategie 
ausgetauscht. Die Förderung eines kritischen 
Verständnisses des Finanzwesens scheint 
bisher kein Bestandteil der Überlegungen 
und geplanten Strategie zu sein. Themen wie 
Armut, soziale Ungleichheit oder Krisen wur-
den vermisst. Eine ausgewogene Besetzung 
des Panels wäre – der Sensibilität der Thema-
tik angemessen – zum offiziellen Startschuss 
der Finanzbildungsstrategie zu erwarten ge-
wesen“ (PNFK 2023).

Bemerkenswert ist, dass sich die hier geäu-
ßerte Kritik explizit nur auf den Finanzminister 
bezieht, während das BMBF zwar unerwähnt 
bleibt, aber gleichsam mitthematisiert wird. 
Denn das BMBF hatte das „inoffizielle Werk-
stattgespräch“ als ersten Auftakt für die Finanz-
bildungsinitiative organisiert, um relevante 
Stakeholder ins Boot zu holen. Dass dennoch 
„weder Akteure aus der sozioökonomischen 
Bildung, noch aus der sozialen Arbeit, der po-
litischen Bildung und der Grundbildung“ auf 
dem Panel vertreten waren, zeigt entweder die 
anfängliche Ignoranz beider Ministerien ge-
genüber zentralen Feldakteuren oder lässt den 
Schluss zu, dass das BMF von Projektbeginn an 
mit seinen Zielen und Ansprüchen gegenüber 
dem BMBF dominierte.14 

Dies wird auch durch die bereits erwähnte Par-
lamentarische Anfrage von CDU/CSU 2023 be-
stätigt (Bundesregierung 2023b: 2), wobei die 
Forschung weder konzeptionell noch inhalt-
lich erkennbar in die Finanzbildungsinitiative 
eingebunden zu sein scheint. Denn offiziell 
wurde bisher immer nur verlautbart, dass die 
Forschung zur Finanzbildung generell gestärkt 
werden soll. Eine Evaluation des gesamten Pro-
jekts oder der Plattform beziehungsweise eine 
kritische Begleitforschung dazu oder andere 
direkte Anknüpfungspunkte der beabsichtig-
ten Forschung an die Finanzbildungsinitiative 

14 Denn im Vorgriff auf die detaillierte Analyse der Interviews in Kapitel 5 zeigt sich, dass die Einschätzungen der befrag-
ten Akteure, die an dem Werkstattgespräch beteiligt waren, für die letztgenannte Option sprechen, da das BMBF mit 
der ,ökonomischen Bildung‘ ursprünglich wohl eine weitere Perspektive favorisiert hätte, die über reine Finanzbil-
dung hinausgehen sollte.
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sind bisher nicht erkennbar. Das heißt: Die For-
schung wird vom Projekt abgekoppelt organi-
siert und steht bisher in keinem systematischen 
beziehungsweise inneren Zusammenhang da-
mit. 

Dies könnte damit zu erklären sein, dass die 
Finanzbildungsplattform als aktivierungspoliti-
scher Teil des Projekts verantwortlich über das 
BMF betrieben wird, während Forschung, die 
davon abgekoppelt ist, vom BMBF organisiert 
wird. Diese funktionale Trennung der ministeri-
ellen Arbeitsteilung – finanzpolitische Aktivie-
rung durch das BMF und forschungspolitische 
Förderung durch das BMBF – wäre an sich wenig 
spektakulär, wenn nicht a) die gesamte Initiati-
ve als Bildungsprojekt deklariert wäre und ent-
sprechende Erwartungen an eine Bildungsplatt-
form mit originären Bildungsmaterialien wecken 
würde und hierbei b) das BMBF möglicherweise 
eine fragwürdige Rolle in dem ministeriellen Zu-
sammenspiel einnehmen würde, weil es letztlich 
das gesamte Projekt als Bildungsprojekt legiti-
miert. Denn damit würde die aktivierungspoliti-
sche Funktion des Projekts, die parteipolitisch 
leicht unter Ideologieverdacht geraten könnte, 
kaschiert, dem ein Bildungsprojekt nicht unmit-
telbar ausgesetzt ist, zumal es mit der fehlenden 
Finanzbildungsstrategie ein weithin anerkann-
tes Defizit aufgreift (PNFK 2023).

In diesem Zusammenhang ist die Behauptung 
Lindners von der „Ideologiefreiheit der finanzi-
ellen Bildung“ (zit. nach: PNFK 2023) durchaus 
vielsagend, weil damit das eigene aktivierungs-
politische Angebot des BMF als ‚ideologiefreie 

Bildung‘ verkauft werden könnte. Eine solche 
Instrumentalisierung von Finanzbildung und 
Forschung für ein im Kern aktivierungspoli-
tisch-liberales Projekt der FDP ließe zudem ein 
fragwürdiges Politik- und Demokratieverständ-
nis durchscheinen, weil im Zeichen der „Ideo-
logiefreiheit“ gerade eine ideologische Schlie-
ßung (Primat parteipolitischer Opportunitäten) 
und Repolitisierung der Finanzbildung durch 
staatliche Akteure und Maßnahmen befördert 
würde. Weniger demokratische Prinzipien und 
Regeln von Transparenz, kontroverser Kon-
fliktkultur und Einbindung aller betroffenen 
Akteure wären hier handlungsleitend, sondern 
primär die ideologische Selbstpositionierung 
der politischen Akteure. Dafür spricht auch die 
Kritik des PNFK, dass die „Förderung eines kriti-
schen Verständnisses des Finanzwesens bisher 
kein Bestandteil der Überlegungen und geplan-
ten Strategie“ zu sein scheint, was nach wir 
vor der Fall ist – wie die Interviewanalysen in 
Kapitel 5 zeigen. 
  
Wer zukünftig durch die Finanzbildungsinitiative 
adressiert werden soll und welches Spektrum 
an sozialen Akteuren und Adressat*innen die 
deklarierte ‚ideologiefreie‘ liberale Perspektive 
umfasst, wird an der kolportierten Aussage des 
Finanzministers deutlich, dass die Wahl zwi-
schen „Finanzprodukten in Form von ETFs oder 
ein[em] ‚Häuschen am Starnberger See‘ [...] je-
dem selbst überlassen bleiben“ (zit. nach PNFK 
2023) solle. Angesichts dieser Sichtweise sind 
die Befürchtungen von Schuldnerberatungen 
und den Akteuren des Präventionsnetzwerks si-
cherlich als realistisch einzustufen.  

Das Feld der Finanzbildung
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 Unabhängigkeit der Finanzbildung: Unter dem 
Titel „Finanzielle Bildung als Aufgabe unabhängi-
ger Institutionen“ wird vom PNFK schließlich die 
Befürchtung artikuliert, dass die Unabhängigkeit 
im Feld der Finanzbildung von finanzstarken 
und marketingaffinen Akteuren bedroht werden 
könnte:

 „Sorgsam beobachtet werden sollte auch, 
welche Akteur:innen gefördert werden. Dies 
gilt auch in Bezug auf öffentliche Vergabever-
fahren und das Antragswesen, das von finanz-
starken und marketingaffinen Akteur:innen 
erfolgreicher genutzt werden kann. Finanzi-
elle Bildung sollte vor allem die Aufgabe von 
unabhängigen Institutionen sein. Das sieht 
auch Christian Bock, Verbraucherschutzbe-
auftragter der BaFin, so […] Auch wenn fi-
nanzielle Bildung ein weites Feld ist, wird 
deutlich, wie wichtig es ist, immer wieder auf 
unsere Zielgruppen aufmerksam zu machen. 
Gerade jetzt!“ (PNFK 2023).

Auch diese Sorge vor dem verstärkten Einfluss 
privatwirtschaftlicher Akteure im Finanzbildungs-
feld ist nicht unbegründet, da der verantwort-
liche Staatssekretär im BMF, Florian Toncar, auf 
der Dezemberkonferenz öffentlich verlautbart 
hatte, dass die „Integration privater Akteure“ 
beabsichtigt sei. Für eine solche Ökonomisie-
rung der Finanzbildung sprechen zum einen 
die geplante Integration von Finfluencer*innen 
sowie die Tatsache, dass unterschiedliche For-
mate auf der Finanzbildungsplattform berück-
sichtigt werden sollen. So reichen die Formate 
von Information, Beratung und Bildung bis hin 
zu Finfluencer*innen-Kampagnen, wodurch die 
Bildungsplattform lediglich einem Marktplatz für 
ganz unterschiedliche Angebote entspräche. 

Im nächsten Kapitel zur Finanzbildungsplattform 
wird sich unter anderem zeigen, dass diese auch 
für die Selbstpräsentation des BMF genutzt wird, 
indem dort eigene Materialien unter dem Label 
‚Bildung‘ angeboten werden. 
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4 Die Finanzbildungsplattform

4.1 Bildungsplattform oder 
 politische Aktivierung? 

Plattformen sind vielfältige und multifunktionale 
Kommunikationsmedien, über die vernetzt, dar-
gestellt, informiert, geworben und präsentiert 
wird. Im Kontext der Digitalisierung von Politik 
und Öffentlichkeit (Jarren/Fischer 2022) sowie 
der zunehmenden digitalen Präsenz von Partei-
en ist es gang und gäbe geworden, dass die Web-
seiten der Ministerien multifunktional nicht nur 
zur Darstellung und Information über die eigene 
Politik, sondern auch zur Selbstdarstellung ge-
nutzt werden. Insofern ist es nicht ungewöhnlich, 
dass Parteien und Ministerien mit themennahen 
Angeboten von Informations- und Bildungsmate-
rialen aufwarten und dort entsprechende Ange-
bote machen.

Was die Informations- und Bildungsfunktion be-
trifft, so bietet etwa das BMUV Materialien zu 
Umwelt und Nachhaltigkeit an, die explizit an 
Schulen adressiert sind und sich an den föde-
ralen Vorgaben der Bildungspläne orientieren.15 
Auch auf den Seiten von Verbraucherzentralen 
wird auf entsprechende Informations- und Bil-
dungsmaterialen verwiesen. 

Das BMWK seinerseits bietet keine expliziten 
Bildungs-, sondern nur Informationsmateriali-
en zum Thema „Wirtschaft verstehen, Zukunft 
gestalten“ (BMWK 2023) an. Hierbei werden Vi-
deovorträge und Texte externer ökonomischer 
Expert*innen zu Themenschwerpunkten wie 
Wohlstand, Wachstum, Klimaschutz, Demogra-
fie, Lohn ungleichheit, Bildung oder Inflation 
präsentiert, in denen die als relevant erachteten 
politischen Themen gleichsam durch Wissen-
schaftler*innen kommentiert und in komplexere 
Zusammenhänge gestellt werden. Damit wird 
eine Schnittstelle zwischen Politik und Wissen-
schaft hergestellt, die sich dadurch auszeichnet, 
dass nicht nur ministerielle Positionen gleich-
sam verdoppelt, sondern zuweilen auch kriti-
sche Perspektiven eröffnet und einer interessier-
ten Öffentlichkeit präsentiert werden.

Betrachtet man die ‚Finanzbildungsplattform‘ 
der Initiative Finanzielle Bildung, die im Internet 
unter mitgeldundverstand.de zugänglich ist, so 
zeigt sich, dass es sich dabei nicht um eine Bil-
dungsplattform im genuinen Sinne, sondern um 
eine reine Informationsplattform handelt. Bil-
dungsplattformen – wie etwa die Bildungsser-
ver der Bundesländer – zeichnen sich durch ein 

15 Die Materialien des BMUV sind abrufbar unter: https://www.umwelt-im-unterricht.de/ueber-umwelt-im-
unterricht#lizenzen_nutzungsbedingungen.

https://www.umwelt-im-unterricht.de/ueber-umwelt-im-unterricht#lizenzen_nutzungsbedingungen
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Bildungsangebot aus, das entweder an bestimm-
te Zielgruppen oder an Lehrende beziehungs-
weise Multiplikator*innen adressiert ist. Für eine 
Bildungsplattform fehlen außerdem didaktische 
Formate, Lernziele oder konkrete pädagogische 
Handreichungen. Auf der ‚Finanzbildungsplatt-
form‘ finden sich fast ausschließlich Informa-
tionsmaterialien zumeist staatlicher Organisati-
onen und von Behörden, wie der BaFin oder der 
Bundesbank. Insofern wäre es treffender statt des 
irreführenden Begriffs ‚Finanzbildungsplattform‘ 
den Begriff Informationsportal zu verwenden. 
Eine Verlinkung, Erwähnung oder Auflistung be-
stehender Finanzbildungsangebote zivilgesell-
schaftlicher Akteure und Stakeholder (Verbrau-
cherschutz, Schuldnerberatungen, Präventions-
netzwerke), von Anbietern pädagogischer Mate-
rialien (Verlage, Plattformen, Stiftungen) oder 
wissenschaftlicher Akteure und Organisationen 
fehlt bisher gänzlich. Einige weitere Kritikpunkte 
an der aktuellen ‚Finanzbildungsplattform‘ sollen 
im Folgenden16 hervorgehoben werden:

Die Webseite wird ausschließlich durch das BMF 
betrieben, was im Kontrast zum offiziell dekla-
rierten gemeinsamen interministeriellen Koope-
rationsprojekt steht. Grafisch wird dies sichtbar 
gemacht durch die beiden Ministeriumslogos 
auf der Hauptseite der Plattform, wobei das 
BMBF lediglich seinen ‚Namen hergibt‘ (siehe 
Abbildung 3).

Die Plattform ist auch visuell ins Corporate De-
sign der BMF-Webseite integriert. Einige Links 
führen direkt auf Webseiten, Dokumente und Vi-
deos des BMF. Der Wechsel von einer Webseite 
zur anderen geht durch das einheitliche Design 
nahezu unbemerkt für den*die User*in vonstat-
ten.17 Die Finanzbildungsplattform wirkt damit 
wie eine um den Titel ‚Bildung‘ erweiterte Vari-
ante der BMF-Webseite.

Was die Materialien und Themenstruktur betrifft, 
so hatte Christian Lindner am 6. Dezember 2023 
erklärt: „Mit der digitalen Finanzbildungsplatt-
form schaffen wir eine zentrale Anlaufstelle, in 
der öffentliche Angebote von besonderer Qua-
lität auf einen Blick verfügbar sind. Das ist der 
Startschuss – wir wollen die Plattform weiterent-
wickeln und auf weitere qualitätsgesicherte An-
gebote ausweiten. Ziel ist, dass jeder ‚mit Geld 
und Verstand‘ Entscheidungen treffen kann“ 
(BMBF 2023d).

Was die „besondere Qualität“ der Materialien vor 
allem hinsichtlich der Bildungsdimension aus-
macht, bleibt bisher ungeklärt (dies wird auch 
von einer der interviewten Person so benannt; 
siehe Kapitel 5). Die unter der Ägide des BMF 
auf der Webseite gesammelten Themen und Ma-
terialen haben irgendwie etwas mit Finanzen und 
Geld zu tun, lassen jedoch zumindest bisher jeden 
inneren und inhaltlichen Zusammenhang vermis-

16 Die folgenden Analysen und Bewertungen zur Infrastruktur und den Materialangebot der Plattform beziehen sich auf 
deren Stand am 30. Juni 2024.

17 So werden Nutzer*innen der Plattform mit einem entsprechenden Hinweis auf die Informationskampagne und Er-
klärvideos von Lindner hingeleitet, die unter dem Label „#Finanzisch“ präsentiert und durch das framing ‚Bildungs-
plattform‘ gleichsam als Bildungsangebote gerahmt werden (https://www.mitgeldundverstand.de/fibi/Content/DE/
Artikel/finanzisch.html).

https://www.mitgeldundverstand.de/fibi/Content/DE/Artikel/finanzisch.html
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sen. Von der Steuererklärung und Altersvorsorge 
über Banken ABC und Versicherungen in leich-
ter Sprache bis hin zur Unternehmensgründung 
und Arbeitnehmersparzulage präsentiert die 
Webseite einen beliebigen Teller Buntes, ohne 
dass klar wird, welche Zielgruppe überhaupt wie 
damit wie angesprochen oder gar für finanzielle 
Zusammenhänge interessiert, geschweige denn 
‚begeistert‘ werden soll. Daneben werden die 
vom BMF angebotenen Erklär videos der Reihe 
„#Finanzisch“ verlinkt, die damit kommentarlos 
eingereiht werden in das als Bildungsmateria-

lien deklarierte Angebot: Allein auf der ersten 
Seite finden sich unter dem Reiter „Bildungsan-
gebote“ sechs #Finanzisch-Videos des BMF zu 
Schuldenbremse, Bundesanleihen, Sonderver-
mögen, G7/G20, Fonds und EFTs.18 

Was den quantitativen Umfang von Dokumenten 
betrifft, die sich explizit als Bildungsmaterialien 
identifizieren lassen, so sind dies lediglich 34 
der 449 Angebote, also nur 8 Prozent, der auf 
den insgesamt 38 Unterseiten angebotenen 
Materialien (Tabelle 1). 

18 Um kein Missverständnis aufkommen zu lassen: Die Kritik an der falschen Rahmung als ‚Bildungsmedien‘ besagt 
nichts über die Qualität der Videos oder ob sie potentiell auch für Bildung eingesetzt werden könnten, sondern be-
zieht sich auf die Falschdeklaration, die damit einhergeht.

Tabelle 1:
Bildungsmaterialien auf der Finanzbildungsplattform

Die Analyse aller auf der sogenannten Finanzbildungsplattform mitgeldundverstand.de zur Verfügung 
gestellten Materialien hat ergeben, dass lediglich 34 von 449 Materialien als Bildungsmaterialien klassifi-
ziert werden konnten (Stand 30. Juni 2024). Die Tabelle zeigt alle Materialien, die als Bildungsmaterialien 
bezeichnet werden können.

Anbieter Anzahl an 
Materialien Themen

Bundesbank 21
Wie funktioniert Geld, Geldpolitik, mit Geld um-
gehen, Anleihekaufprogramme, Aufgaben der 
Bundesbank, Privat Public Partnership 

Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales 2 Soziale Sicherung, Sozialpolitik

Bundesministerium für Wirtschaft 
und Klimaschutz 1 Unternehmensgründung

Deutsches Institut für Erwachsenbildung 4 Finanzielle Grundbildung, Altersvorsorge, Rente

Deutsche Rentenversicherung 5 Altersvorsorge, Rente, Zinsen

Zoll 1 Steuerarten

Insgesamt 34

Quelle: Eigene Erhebung und Darstellung. 
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Die Funktion der ‚Finanzbildungsplattform‘ 
entspricht einer Art digitalem Knoten (Gate-
keeper-Funktion), mit dem die unterschiedlichen 
Angebote und Materialien durch das BMF „gebün-
delt“, das heißt ausgewählt, kontrolliert, organi-
siert und präsentiert werden können. In einem 
BMF-Monatsbericht, der die geplante Plattform 
vorstellt, wird hierfür der Ausdruck „One-Stop-
Shop für Wissen“ verwendet, wobei die Plattform-
funktionen folgendermaßen beschrieben werden:

 „Finanzbildungsangebote für Bürgerinnen 
und Bürger sollen auf einer zentralen Fi-
nanzbildungsplattform gebündelt und, auf 
die Bedürfnisse unterschiedlicher Nutzerin-
nen und Nutzer abgestimmt, in adressaten-

gerechten Formaten bereitgestellt werden. 
Die Plattform wird zunächst bestehende, 
qualitätsgesicherte Angebote bündeln und 
den Zugang zu ihnen erleichtern, indem sie 
Informationen übersichtlich präsentiert und 
relevante Angebote leichter und nutzerori-
entiert identifizierbar macht. Zudem wird die 
Zusammenarbeit mit privatwirtschaftlichen 
Anbietern bei der Einrichtung einer sorgfäl-
tigen Qualitätskontrolle auch die Vernetzung 
von Akteuren im Bereich der finanziellen Bil-
dung fördern. Mit der Zeit soll die Plattform 
sowohl online als auch offline durch gezielte 
Kampagnen, Roadshows und Multiplikato-
rentrainings ergänzt und fortlaufend erwei-
tert werden“ (BMF 2023a: 11).

Abbildung 3: 
Die ‚Finanzbildungsplattform‘

Quelle: Screenshot der Webseite mitgeldundverstand.de.

https://www.geldmitverstand.de//
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Als „One-Stop-Shop“ wird „in der Wirtschaft wie 
auch in der öffentlichen Verwaltung die Möglich-
keit bezeichnet, alle notwendigen bürokratischen 
Schritte, die zur Erreichung eines Zieles führen, an 
einer einzigen Stelle durchzuführen. Hierzu zäh-
len Unternehmensgründungen, bürokratische All-
tagsaufgaben, Finanzaufgaben, Steuererklärun-
gen etc.“ (Wikipedia 2024). Die Zentralisierung 
der Materialien zur Finanzbildung ermöglicht zu-
nächst also die erwähnte hochgradige Kontrolle 
und Steuerung des Angebots durch den Anbie-
ter – eben das BMF. Inwieweit Fragen der Quali-
tätskontrolle, Kriterien der Auswahl, Sichtbarkei-
ten der unterschiedlichen Formate oder generell 
das Ordnungssystem der Materialieneinteilung 
intern oder mit Externen und Stakeholdern ge-
klärt werden, ist auch nach 18 Monaten Laufzeit 
des Projekts noch nicht klar (vgl. dazu Kapitel 5). 
Genauso unklar ist, wie, „die Bedürfnisse unter-
schiedlicher Nutzerinnen und Nutzer abgestimmt, 
in adressatengerechte Formate“ gebracht werden 
sollen. In diesem BMF-Monatsbericht von April 
2023 wird der reine Ministeriumsfokus sichtbar, 
bei dem die Stakeholder, deren Bedeutung, Ma-
terialangebot beziehungsweise mögliche Koope-
rationen mit keinem Wort Erwähnung finden. Die 
„Kampagnen, Roadshows und Multiplikatoren-
trainings“ deuten zudem auf das aktivierungs-
politische Ziel des Projekts hin, mit dem eine 
möglichst breite ‚Streuung‘ und Sichtbarkeit des 
Angebots auf der Plattform erreicht werden soll. 

Die Webseite gibt visuell, organisatorisch so-
wie inhaltlich eine Struktur vor, die nicht zum 
anvisierten Ziel einer Nutzer*innenorientierung 
passt. Angesichts dessen ist nach wie vor frag-
lich, ob, wie und in welchem Umfang zivilgesell-

schaftliche Akteure zukünftig darin überhaupt 
eingebunden werden sollen. 

Damit wird vor allem die angesprochene poli-
tisch-bürokratische Gatekeeper-Funktion der 
Plattform offenbar. Bisher finden sich auf den bis 
dato existierenden 38 Webseiten fast ausschließ-
lich Informationsmaterialien staatlicher Akteure 
wie BaFin, Bundesbank, Zoll und so weiter. 

Die offizielle Vorstellung des Projekts durch die 
Bundesministerin für Bildung und Forschung, 
Bettina Stark-Watzinger, vermittelte seinerzeit 
den Eindruck, als stände Deutschland bezüg-
lich des Angebots zur Finanzbildung noch am 
Nullpunkt:

 „Wir brauchen Lernangebote zur Finanziellen 
Bildung, die über Verbraucherinformationen 
hinausgehen und darüber hinaus die Men-
schen in die Lage versetzen, Wissen über 
wirtschaftliche Zusammenhänge zu erwer-
ben und im Alltag auch anzuwenden […] Den 
eigenen Arbeitsvertrag zu verstehen, gehört 
genauso dazu wie die Altersvorsorge in die 
Hand zu nehmen. Mit Forschung zur Finanziel-
len Bildung werden wir eine Grundlage schaf-
fen. Denn Wissen um ökonomische Zusam-
menhänge gehört genauso zum Bildungs-
kanon wie Geistes- und Naturwissenschaf-
ten“ (BMBF 2023b).

Abgesehen davon, dass die gewählten Beispie-
le des Arbeitsvertrags und der Altersvorsorge 
das umfassendere Feld der sozioökonomischen 
und politischen Bildung betreffen und sich nicht 
auf Fragen der Finanzierung reduzieren lassen, 

Die Finanzbildungsplattform
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wird durch die Differenzierung von „Verbraucher-
information“ und „Lernangebot“ im Statement 
der Eindruck erweckt, als beschränkten sich die 
Verbraucherschutz-Angebote auf reines Informa-
tionsmaterial und es herrsche ein grundlegen-
des Defizit im Bereich von Lern- und Bildungs-
angeboten. Dieses unterstellte Defizit ist jedoch 
mitnichten der Fall und dient vor allem dazu, den 
Bildungsaspekt strategisch zu unterstreichen 
und die Rolle des BMBF in der Initiative zu legiti-
mieren. Gegenüber der rein politisch motivierten 
Suggestion, dass angebotsseitig ein nachhalti-
ges Defizit an Materialien bestehe, zeigt schon 
ein oberflächlicher Blick, dass dies nicht der Fall 
ist. Denn zu den Angeboten, die nicht erwähnt 
werden, gehören etwa (Höhne 2018, Höhne u. a. 
2024):
 
a. Die bestehenden pädagogischen Angebote 

von Schulbuch- und Bildungsmedienverla-
gen, Stiftungen oder dem Netzwerk ‚Bündnis 
Ökonomische Bildung‘,

b. die Materialien der Bundes- oder Landeszen-
tralen und der Bildungsserver, die länder- und 
bundesweit existieren,

c. die Bildungsmaterialien der breiten Palette an 
zivilgesellschaftlichen Verbraucher(schutz)- 
organisationen, die über die reinen Informa-
tionen hinaus angeboten werden sowie 

d. das umfangreiche Spektrum der Angebote 
zur sozioökonomischen und ökonomischen 
Bildung, das von Stiftungen, Vereinen und so 
weiter zur Verfügung gestellt wird.

Wie der empirische Befund zum Material auf 
der Finanzbildungsplattform zeigt, enthält die-

se bisher nur zu knapp 8 Prozent überhaupt 
Material, das als Bildungsmaterial ausgewie-
sen ist. Der überwiegende Teil der Materialien 
sind reine Informationsmaterialien, die nicht 
spezifisch pädagogisch-didaktisch für Vermitt-
lungskontexte (Schule, Weiterbildung, Jugend-
bildung) ausgerichtet und damit adressaten-
orientiert sind. Im gängigen Finanzbildungsdis-
kurs der FDP-geführten Ministerien werden In-
formation und Bildung aber stets gleichgesetzt, 
was im folgenden Kapitel kritisch hinterfragt 
wird. 

4.2 Information = Bildung? 
 Didaktisch-bildungstheoretische 
 Einsprüche

Information beziehungsweise Informiertheit als 
Grundlage für Entscheidungen des*der Einzel-
nen anzusehen, wurde im Kontext der Finanz-
bildungsinitiative immer wieder hervorgehoben 
und auf Seiten von vulnerablen Gruppen ein 
Informations- beziehungsweise Wissensdefizit 
unterstellt. Insofern stellt diese Behauptung 
einen wichtigen Grund und legitimatorischen 
Ausgangspunkt für die Finanzbildungsinitiative 
dar. 

Zumeist wird hierbei jedoch fälschlich ein line-
ares Verhältnis von Information/Informiertheit 
und Entscheidung unterstellt, bei dem das sehr 
voraussetzungsvolle und komplexe Verhältnis 
von Entscheidungshandeln, Informationsaneig-
nung und Verstehen unberücksichtigt bleibt (sie-
he hierzu auch Infokasten 2 zur Figur des Homo 
Oeconomicus).
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Die entscheidende Frage, welche die Finanz-
bildungsinitiative ausspart, lautet: In welcher 
Beziehung stehen Information und Bildung zu-
einander beziehungsweise was verbindet sie? 
Den notwendigen Missing Link bildet hierbei 
der Wissensbegriff (Höhne 2003: 56 ff.). Denn 
neue Informationen müssen auf Subjektseite an-
schlussfähig an das eigene Vorwissen sein und 
sinnvoll in dieses integriert werden, um zu rele-
vantem Handlungswissen zu werden, das jeder 
reflektierten Entscheidung zugrunde liegt:

 „Wissen basiert [...] auf Informationen, die ver-
arbeitet und reflektiert worden sind. Informa-
tionen sind also gleichsam eine Vorstufe oder 
ein Rohstoff des Wissens. Sie müssen jedoch 
zunächst aufgenommen und dann auch bewer-
tet werden können, wenn sie in Wissen über-
führt werden sollen“ (Meusburger 1998: 70).

Der Neuigkeitswert von Informationen kann da-
her nur vor dem Hintergrund bereits vorhande-
nen Wissens auf Subjektseite erkannt und als 
handlungsrelevant eingeordnet werden. Umge-
kehrt bedeutet dies, dass Informationen – in 
Form von Texten, Bildern, Graphiken, Erklärun-
gen, Statistiken und so weiter – in ihrem Neuig-
keits- und Relevanzwert nicht erkannt werden, 
wenn sie nicht an entsprechendes Vorwissen 
anschlussfähig sind. Noch komplexer wird die 
Informations-/Wissensproblematik, wenn man 
Aspekte wie mangelndes Interesse oder Motiva-
tion beziehungsweise Indifferenz gegenüber der 
Relevanz möglicher Information hinzunimmt, 
also habituelle, soziale und bildungsbezogene 
Unterschiede berücksichtigt. 

An dieser Stelle kommt der Bildungsbegriff ins 
Spiel. Im Rahmen von Bildungsprozessen wer-
den notwendigerweise die sozialen Barrieren 
und Bildungsbarrieren, die unterschiedlichen 
Zugänge zu Information und Wissen sowie die 
differenten Interessen und alltagsweltlichen 
Verstehenskontexte berücksichtigt und pädago-
gisch bearbeitet.  

Analog gilt dies grosso modo auch für Bildungs-
materialien, also etwa für Schulbücher (Höhne 
2000), Arbeitsblätter oder auch Sprachkurse in 
Buchform, die ein Angebot an Lernformaten wie 
Aufgaben, Lernstandtests zum systematischen 
Selbststudium oder selbstorganisiertem Ler-
nen enthalten. Bildungsmedien sind also durch 
eine angemessene pädagogisch-didaktische 
Struktur charakterisiert, die über den bloßen 
potentiellen Informationsgehalt hinausgeht. Sie 
enthalten entweder eine mit Blick auf spezifi-
sche Lernziele und Zielgruppen (Lerner*innen, 
Multiplikator*innen) angemessene didaktische 
Strukturierung von Informationen (z. B. Aufga-
ben zu einem Text, Fragen zu einem Bild, hand-
lungsanleitende Hinweise) oder sind für einen 
pädagogischen und institutionellen Rahmen so 
thematisch zugeschnitten, dass systematisch 
pädagogische Funktionen wie Vermitteln und 
Aneignen von Wissen (Kade 1997) damit reali-
siert werden können. 

Dass die Bedeutung von Information für unter-
schiedliche Rezipient*innen sehr unterschied-
lich sein kann und von ganz unterschiedlichen 
Bedingungen wie (Vor-)Wissen, Bildung, Literali-
tät, Verstehenskontexten und sozialen Situatio-
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nen abhängt, macht auch deutlich, dass es keine 
‚objektiven‘ Informationen gibt, die für alle in 
gleicher Weise zugänglich, nachvollziehbar und 
(handlungs-)relevant wären. Zudem sind Infor-
mationen stets das Ergebnis eines Selektions-
prozesses und damit grundlegend selektiv, weil 
sie vor dem Horizont weiterer möglicher, anderer 
und alternativer Informationen ausgewählt wur-
den. Diese Selektivität und Kontingenz (siehe 
dazu Luhmann 1987: 152) betrifft die Vermittlung 
und Aneignung von Informationen und Wissen 
gleichermaßen.

So können beispielsweise die Informationen 
eines Medikamenten-Beipackzettels, die einer 
Entscheidung für oder gegen die Einnahme zu-
grunde liegen, je nach medizinischem Wissen, 
emotionaler und psychischer Verfasstheit einer 
Person sehr unterschiedlich ‚verstanden‘ wer-
den. Umgekehrt kann es sein, dass eine seltene 
Vorerkrankung der Person als Risikofaktor bei 
den Angaben des Beipackzettels zu den Ne-
benwirkungen nicht berücksichtigt wurde, was 
wiederum dramatische Folgen für sie nach sich 
ziehen kann. Kurzum: Diese doppelte Selektivi-
tät und Kontingenz von Information, Wissen und 
Verstehen (Luhmann 1984: 152 f.) ist für Entschei-
dungshandeln immer gegeben und verdeutlicht 
die hohe Bedeutung von Bildungsangeboten, 
die auf diesen offenen, mehrdeutigen und kon-
tingenten Handlungs- und Entscheidungsraum 
zielen. Sie stehen im Kontrast zu eher vereindeu-
tigend geschlossenen Informationsangeboten.

Vor dem Hintergrund der zuvor ausgeführten Un-
terscheidung von Information und Bildung, wird 

schnell klar, dass es sich bei den bis dato auf 
der ,Finanzbildungsplattform‘ vorliegenden Ma-
terialien – mit wenigen Ausnahmen – um reine 
Informationsmaterialien handelt mit denen die 
Nutzer*innen allein gelassen werden. Da es im 
BM(B)F-Projekt um Finanzbildung geht, ist die 
erwähnte Verkürzung der Perspektive bildungs-
theoretisch und didaktisch zu kritisieren. Finanz-
bildung ist sowohl inhaltlich-gegenständlich als 
auch wissenschaftlich ein Teil des umfassende-
ren Feldes der ökonomischen und politischen Bil-
dung. Denn wie generell ökonomische Themen, 
so beinhalten auch Fragen von Geld, Konsum, 
Finanzierung, Steuern, Rente und so weiter eine 
gesellschaftspolitische genauso wie eine ökono-
mische Dimension (vgl. Engartner u. a. 2018).

Die drei didaktisch-bildungstheoretischen 
Grundprinzipien des Beutelsbacher Konsenses 
für die politische Bildung – Überwältigungs-
verbot, Kontroversität und Adressat*innenori-
entierung (siehe Infokasten 12) – sind zudem 
auch grundlegend für ökonomische respektive 
finanzielle Bildung: Sie öffnen a) den Raum für 
kritische Reflexion und plurale Positionen, Per-
spektiven und Ansätze; b) sie ziehen eine Grenze 
gegenüber einseitiger und voreingenommener 
Darstellung und verhindern damit eine ideolo-
gische Schließung des Diskursraums und damit 
eine ‚Überwältigung‘ des*der Adressat*in; zu-
dem sind sie c) für die Art der Thematisierung 
finanzieller Bildung primär an den Interessen der 
Adressat*innen orientiert (Lebensweltbezug, 
Bildungshintergrund). Diese Prinzipien sind zu-
dem durch universelle gesellschaftliche Prinzipi-
en der Anerkennung des Anderen (Reziprozität, 
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Gleichheit und Argumentation auf Augenhöhe, 
Heterogentität der Sichtweisen, Multiperspek-
tivität usw.) gerahmt (Mead 1968).

 Infokasten 12:
 Beutelsbacher Konsens

 Nach längerer Auseinandersetzung um die 
Frage, wie politische Bildung bei unter-
schiedlichen politischen Positionen als of-
fener und emanzipatorischer Bildungs- und 
Lernprozess in der Schule gestaltet werden 
kann, wurden drei didaktische Kernprinzipien 
he rausgearbeitet, die seinerzeit als Beutels-
bacher Konsens bezeichnet wurden (siehe 
Wehling 1977):  

 
1. Überwältigungsverbot
 „Es ist nicht erlaubt, die AdressatInnen (Teil-

nehmerInnen) – mit welchen Mitteln auch 
immer – im Sinne erwünschter Meinungen zu 
überrumpeln und damit an der ‚Gewinnung 
eines selbständigen Urteils‘ zu hindern. Hier 
genau verläuft nämlich die Grenze zwischen 
Politischer Bildung und Indoktrination. In-
doktrination aber ist unvereinbar mit der Rol-
le des Lehrenden in einer demokratischen 
Gesellschaft und der – rundum akzeptier-
ten – Zielvorstellung von der Mündigkeit der 
AdressatInnen“ (Wehling 1977: 179 f.).

2. Kontroversität 
 „Was in Wissenschaft und Politik kontrovers 

ist, muss auch im Unterricht kontrovers er-
scheinen. Diese Forderung ist mit der vorge-
nannten aufs engste verknüpft, denn wenn 
unterschiedliche Standpunkte unter den 
Tisch fallen, Optionen unterschlagen werden, 
Alternativen unerörtert bleiben, ist der Weg 
zur Indoktrination beschritten“ (ebd.).

3. Adressat*innenorientierung 
 „LernerInnen/TeilnehmerInnen müssen in 

die Lage versetzt werden, eine politische Si-
tuation und eigene Interessenlagen zu analy-
sieren, sowie nach Mitteln und Wegen zu su-
chen, die vorgefundene politische Lage im ei-
genen Interesse zu beeinflussen. Eine solche 
Zielsetzung schließt in sehr starkem Maße die 
Betonung operationaler Fähigkeiten ein, was 
eine logische Konsequenz aus den beiden 
vorgenannten Prinzipien ist“ (ebd.).

Legt man die Prinzipien des Beutelsbacher Kon-
senses für eine Bewertung der bisher auf der 
‚Finanzbildungsplattform‘ vorfindbaren Materia-
lien zugrunde19, so lässt sich folgendes sagen:

 Es handelt es sich nicht um Bildungsmateri-
alien, sondern Informationsmaterialien ohne 
eine erkennbare Systematik.

19 Um Missverständnissen vorzubeugen: Es geht hier nicht um eine inhaltliche Qualitätsbewertung oder darum, die 
Richtigkeit der Darstellungen und Thematisierungen zu prüfen, sondern um deren Eignung für die Gestaltung von 
Lern- und Bildungsprozessen.
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 Die Materialien von BaFin, Bundesbank und 
anderen sind inhaltlich vorwiegend ökono-
misch-immanent, funktional-ökonomi(sti)sch 
und makroökonomisch-abstrakt und daher 
für Bildungszwecke ohne Kontextualisierung 
und Adressat*innenbezug ungeeignet.

 Gesellschaftliche und politische Aspekte 
bleiben aufgrund des funktionalistisch-öko-
nomischen Zuschnitts unterbelichtet oder 
ganz außen vor.

 Die neoklassisch-ökonomistische Einseitig-
keit der Darstellungen und Thematisierungen 
widerspricht dem Kontroversitätsprinzip und 
kann durch die monoperspektivische Aus-
richtung vieler Materialien überwältigend auf 
die Adressat*innen wirken.

 Eine Orientierung und Differenzierung vieler 
Materialien an den Zielgruppen und ihren In-
teressen ist nicht erkennbar (Adressat*innen-
orientierung).

Die zuvor ausgeführten Kritikpunkte sowie di-
daktisch-bildungstheoretischen Einwände wer-
den im folgenden Unterkapitel durch die exem-
plarische Diskursanalyse eines Videos auf der 
‚Finanzbildungsplattform‘ ergänzt.

4.3 Beispielanalyse: Erklärvideo zur 
„Schuldenbremse“

Die folgende Analyse des Videos „#Finanzisch – 
Was ist die Schuldenbremse?“20 soll zum einen 
exemplarisch einige Mechanismen der Diskurs- 

und Wissenskonstruktion aufzeigen und zum 
anderen einige der bereits zuvor dargestellten 
Kritikpunkte illustrieren. Das Video ist Teil der 
sechsteiligen Videoserie „#Finanzisch“ des BMF. 
Die komplette Serie ist über die ‚Finanzbildungs-
plattform‘ abrufbar. Für diese Studie wurde der 
Sprech-Text zum Video mit Hilfe einer thematisch 
orientierten Diskursanalyse untersucht (mehr 
zur Methode in Infokasten 13).

 Infokasten 13:
 Thematische Analyse von Diskursen 

 Zur Analyse des BMF-Erklärvideos zur Schul-
denbremse wird auf die thematische Dis-
kursanalyse zurückgegriffen, bei der unter-
sucht wird, wie ein Thema selektiv aus der 
Menge möglicher Thematisierungsformen 
entwickelt, präsentiert und mit welchen 
Wirkungen an wen adressiert wird (Höhne 
2010). Dazu gehören etwa Mechanismen wie 
die Form der Thematisierung/Dethematisie-
rung (was wird wie gesagt, wie wird das the-
matische Framing vorgenommen, was wird 
thematisch ausgespart), die Explikationen 
(grundlegenden Aussagen, Argumente und 
deren Verknüpfung), die Implikationen und 
Konnotationen (implizit mitgedachte Be-
deutungen, zusätzliche Bedeutungen und 
Bedeutungsverschiebungen) und zentrale 
Metaphern.

20 Abrufbar unter: https://www.mitgeldundverstand.de/fibi/DE/Bildungsangebote/bildungsangebote.html. 

https://www.mitgeldundverstand.de/fibi/DE/Bildungsangebote/bildungsangebote.html
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Die Botschaft des Videos zur Schuldenbremse ist 
von der ersten Aussage an auf unmissverständ-
liche Eindeutigkeit ausgerichtet und vermittelt 
dies dem*der Rezipient*in mehrfacher Weise:

Als Ausgangpunkt des Sprechtextes werden 
Schulden, insofern sie „außer Kontrolle“ geraten, 
zu einem „ernsthaften Problem“ erklärt. Dabei 
bleibt außen vor, was unter „außer Kontrolle ge-
raten“ genau zu verstehen ist. Zur Konkretisie-

rung trägt auch die anschließende Aussage, wenn 
„Staaten hohe Schulden“ haben, nichts bei. 
  
Die Definition des Schuldenthemas als Problem 
unmittelbar zu Beginn des Videos ist zentral, 
weil mit ihr das Framing, also der thematische 
Rahmen für den*die Rezipient*in gesetzt wird. 
Damit wird die Art und Weise vorgegeben, wie 
etwas überhaupt als Problem wahrgenommen 
werden soll (Teschendorf/Otto 2022: 22).

Die Finanzbildungsplattform

Infokasten 14:
Sprechtext des Videos „#Finanzisch – Was ist die Schuldenbremse“ 

„Geraten Schulden außer Kontrolle, kann sich dies zu einem ernsthaften Problem entwi-
ckeln. Denn oft führen hohe Schulden in einen Teufelskreislauf: Geld wird sich geliehen, um 
Schulden abzubezahlen, dafür fallen dann Zinsen an und wieder neue Schulden entstehen.

Haben Staaten hohe Schulden, kann das weitreichende Konsequenzen für Bürgerinnen 
und Bürger haben: zum Beispiel ein schwächeres Wirtschaftswachstum, eine marode In-
frastruktur oder steigende Steuern. Deshalb gibt es in Deutschland die ‚Schuldenbremse‘. 
Sie ist ein Stoppschild für die Regierung, wenn es darum geht, Geld auszugeben, das sie 
nicht hat […] 

Grundsätzlich darf der Bund maximal 0,35 Prozent der Wirtschaftsleistung im Jahr als neue 
Schulden aufnehmen. Bei einem wirtschaftlichen Abschwung erhöht sich diese Grenze et-
was. Im Fall eines Aufschwungs kann sie geringer ausfallen. Nur bei außergewöhnlichen Not-
situationen kann diese Regel ausgesetzt werden. Notsituation heißt: Die Sachlage entzieht 
sich der Kontrolle des Staates und sie beeinträchtigt die staatliche Finanzlage erheblich. In 
so einem Fall muss die Regierung jedoch einen Plan zum Abzahlen der zusätzlichen Schulden 
vorlegen. Wie ernst Deutschland die Haushaltsdisziplin nimmt, zeigt sich auch dadurch, 
dass sie im Grundgesetz verankert ist.

Die Schuldenbremse sorgt dafür, dass öffentlichen Finanzen tragfähig und verantwortungs-
bewusst aufgestellt werden. Damit Schulden von heute nicht Generationen von morgen 
belasten“ (BMF 2023b). 
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Der ‚Rahmen‘ dieser Problemperspektive auf 
Schulden stellt also bereits eine Einschränkung 
möglicher Thematisierungen dar, denn man 
hätte auch über das Für und Wider staatlicher 
Kreditaufnahme und Schuldenpolitik sprechen 
können. Mit Blick auf die Art der Darstellung und 
Argumentation wird eine Sachzwanglogik sich 
verschlimmernder Staatsverschuldung kon-
struiert, die etwa im Begriff der „Sachlage“ an-
klingt, für die dann anschließend die Lösung der 
„Schuldenbremse“ präsentiert wird. Diese Sach-
zwanglogik mit dem thematischen Topos der ‚Al-
ternativlosigkeit‘ ist seit dem TINA-Bonmot Mag-
gy Thatchers – ‚There Is No Alternative‘ (TINA) – 
bekannt. Jedoch ist die Festlegung von Zahlen, 
Grenzwerten und so weiter nie statisch-unver-
änderlich oder dogmatisch festlegbar, sondern 
einer Dynamik geschuldet, die neben wissen-
schaftlich-empirischen Befunden immer auch 
von politischen Entscheidungen abhängt und auf 
normativen Vorannahmen, Interpretationen und 
sich historisch ändernden Rahmenbedingun-
gen basiert (siehe dazu Lepenies 2013, Bloem 
2016). Die Eindimensionalität der Thematisie-
rung wird im Sprechtext durch temporalisieren-
de Adverbien („oft“) oder Modalverben („kann“) 
zwar relativiert, ohne dass jedoch konkretisiert 
würde, in welchen Fällen Staatsverschuldung 
kein Problem darstellen würde. 

Deutlich wird hierbei, wie die Auslassung bezie-
hungsweise Dethematisierung auf der einen Sei-
te und vereindeutigende Themenfokussierung 
auf der anderen Seite zusammenwirken, bei der 
alternative Thematisierungen von Schulden ein-
schließlich positiver Beispiele ausgeschlossen 
werden. Dies läuft den Prinzipien von Kontrover-

sität und Multiperspektivität zuwider. Dies gilt 
für die Finanzbildungsplattform, da mit dieser 
Thematisierungsform vor dem Hintergrund der 
Erwartung, dass es sich um ein Material für Bil-
dungszwecke handelt, ein alternativloser Ein-
deutigkeitszusammenhang suggeriert wird, der 
auf Rezipient*innen als unumstößlich und damit 
potentiell überwältigend wirken kann.

Entsprechend des Problem-Framings werden im 
weiteren Verlauf des Videos die Folgen von Ver-
schuldung thematisiert: Schulden können „weit-
reichenden Konsequenzen für Bürgerinnen und 
Bürger haben: zum Beispiel ein schwächeres 
Wirtschaftswachstum, eine marode Infrastruktur 
oder steigende Steuern“. Dass in dieser Argu-
mentation gerade die Verschuldung für eine „ma-
rode Infrastruktur“ verantwortlich gemacht wird, 
überrascht angesichts der grundlegenden Kritik 
vieler Ökonom*innen an der Schuldenbremse. 
So bezeichnete etwa der Ökonom Peter Bofin-
ger die Schuldenbremse als „zukunftsfeindlich“ 
(Deutschlandfunk 2024). Man könne sehen, wie 
die Bremse „in unsere Zukunftsgestaltung ein-
schneidet“ (ebd.). Als Beispiele nannte Bofinger 
notwendige Investitionen in Bahnmodernisie-
rung, Gebäudesanierung und Halbleiterfabriken. 
Jens Südekum, Ökonomie-Professor an der Hein-
rich-Heine-Universität Düsseldorf, stellte grund-
legend in Frage, ob die Schuldenbremse, „der 
Realität überhaupt standhält“ oder ob sie „ein-
fach nicht mehr in diese Zeit passt, wo wir diese 
riesigen Herausforderungen vor uns haben, ge-
rade im investiven Bereich“ (ebd.). Deutschland 
sei darüber hinaus „nie exzessiv verschuldet“ 
gewesen und die Schuldenquote im internatio-
nalen Vergleich „sehr niedrig“. Die Verschuldung 
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in den USA, Großbritannien und anderen Staaten 
sei wesentlich höher (ebd.). Solche alternativen 
und kontroversen Sichtweisen auf die sowie 
Kritik an der Schuldenbremse bleiben unthema-
tisiert, die Schuldenbremse erscheint damit als 
das einzig legitime Vorgehen. Diese Positionen 
konterkarieren die einseitige Problemkonstruk-
tion im FDP-Video und vermitteln hier zumindest 
einen Eindruck der Kontroversität des Themas 
und der Perspektiven, was für Bildungskontexte 
gemäß des Beutelsbacher Konsens zentral ist.

Den metaphorischen Kern der Problemkon-
struktion zur Schuldenbremse bildet im Video 
die alltagssprachliche Metapher des „Teufels-
kreislaufs“ – bekanntlich ein Bild, das in Kon-
texten von Armut, Verschuldung und gesell-
schaftlichem Abstieg, also einer Spirale nach 
unten verwendet wird. Damit wird ein katastro-
phisches Szenario angestimmt, in dem Staat-
verschuldung grundlegend negativ konnotiert 
ist: Die Kreislaufbewegung verläuft in einer 
selbsttreibenden, fatalistisch, also einer kaum 
beeinflussbaren Negativ-Entwicklung nach un-
ten.21 Insgesamt wird mit Blick auf Bildung kein 
offener multiperspektivischer Raum für Interpre-
tation oder alternative Lesarten von Schulden und 
Schuldenbremse geboten, sondern eindimensio-
nal ein bewertendes Problem- Lösung-Schema 
thematisiert, nach dem Verschuldung das Pro-
blem und offensichtlich nie die Lösung sein 
kann, weil sie unabdingbar negative gesell-

schaftliche und ökonomische Effekte nach sich 
zieht und zu einem entsprechenden Teufels-
kreislauf führt. Damit erscheint die Schulden-
bremse als alternativlos und alle, die sich für sie 
einsetzen, als Retter in der Not.

Wie eng die beschriebene Sachzwanglogik und 
die moralische Legitimation wirtschaftspoliti-
schen Handelns über die Schuldenbremse argu-
mentativ verknüpft sind, zeigt die Schlusspas-
sage des Videos: Die Schuldenbremse sei „ein 
Stoppschild für die Regierung, wenn es darum 
geht, Geld auszugeben, das sie nicht hat […] Die 
Schuldenbremse sorgt dafür, dass öffentliche 
Finanzen tragfähig und verantwortungsbewusst 
aufgestellt werden. Damit Schulden von heute 
nicht Generationen von morgen belasten.“ Damit 
wird jede Position, welche die Schuldenbrem-
se in Frage stellt oder kritisiert, gewissermaßen 
moralisch delegitimiert, weil sie unverantwort-
lichem politischem Handeln gleichkommt. Dass 
es umgekehrt gerade schuldenfinanzierte Inves-
titionen in Infrastruktur sein können, die verant-
wortliches politisches Handeln für zukünftige 
Generationen auszeichnen, bleibt hierbei außen 
vor. Und auch die saloppe Formulierung, dass 
die Regierung kein Geld ausgeben könne, „das 
sie nicht hat“, dethematisiert in bekannter Wei-
se, dass der Staat a) sein Geld nur über Steuern 
und Schulden erhält und die Steuerpolitik der 
entscheidende Faktor ist, über welches und wie-
viel Geld er verfügt, was er ausgeben kann und 

21 Auf einer zweiten tieferliegenden Ebene der Konnotation ließe sich weiter auch eine zusätzliche religiöse Überhö-
hung von Schulden durch die verwendete Metapher des „Teufelskreislaufs“ analysieren, was nicht zuletzt wegen des 
historischen Zusammenhangs von moralischer Schuld (Religion) und finanziellen Schulden (Ökonomie) durchaus 
naheliegen würde (Graeber 2022, Vogel 2022).
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b)  wie viele Schulden er überhaupt im Rahmen 
von Investitionen aufnehmen kann. 

Insgesamt zeigt die exemplarische Analyse des 
BMF-Videos zu Schulden und Schuldenbremse 
folgendes: Die Darstellung ist primär mono-
perspektivisch, bewertet die Schuldenbrem-
se als durchgehend politisch, wirtschaftlich 
und moralisch legitimes politisches Handeln, 
demgegenüber jede Relativierung oder Infra-
gestellung als nicht legitim erscheint. Im We-
sentlichen repräsentiert diese Darstellung die 
liberale Position des BMF, für die im Kontext 
der Parteienwerbung auch auf der Ministeri-
umsseite geworben werden kann (Infokas-
ten 15). Anders stellt sich diese Art der Parteien-
werbung dar, wenn Video, Text und Position 
unkommentiert als Bildungsmaterial auf einer 
eigenen Plattform verlinkt werden, die vorgibt, 
ganz unterschiedliche Materialien zu bündeln 
und für Lernzwecke zur Verfügung zu stellen – 
und dies auch dann, wenn die Plattform vom 
BMF betrieben wird. 

 Infokasten 15:
 BMF-Werbung für die Schuldenbremse 

 

 Ende Mai 2024 schaltet das BMF eine Anzeige 
in der FAZ zu 15 Jahre Schuldenbremse; das 
Motto: „Schuldenbremse abschaffen? Nich’ 
ok. Boomer.“ Nach Einschätzung der Verfas-
sungsrechtlerin Sophie Schönberger (Uni-
versität Düsseldorf) ist dieses Vorgehen ver-
fassungsrechtlich als unzulässige Parteien-
werbung einzustufen. Die Bundesregierung 

habe zwar „das verfassungsgemäße Recht, 
Öffentlichkeitsarbeit zu betreiben“, aber da-
bei dürfe, „die Grenze zur Partei- und Wahlwer-
bung nicht überschritten werden“ (zit. nach 
Funk 2024). Dies würde sonst „zum einen das 
Recht der Parteien auf Chancengleichheit, 
zum anderen das Demokratieprinzip verlet-
zen, das erfordert, dass sich die politische 
Willensbildung von unten nach oben vollzieht, 
das heißt von den Bürgerinnen und Bürgern zu 
den Staatsorganen, nicht in die umgekehrte 
Richtung“ (ebd.). Auch wenn die unscheinba-
re Verknüpfung offizieller BMF-Darstellungen 
mit FDP-Positionen auf der als Bildungsplatt-
form deklarierten Finanzplattform nicht als 
verfassungsrechtlich fragwürdig einzustufen 
sein dürfte, so stellt das Statement dennoch 
eine fragwürdige parteipolitische Werbung 
dar, das nun als ‚neutrales Bildungsmaterial‘ 
erscheint. 

Denn mit dieser Verlinkung ist ein grundlegender 
Kontext- beziehungsweise Rahmenwechsel ver-
bunden (von einer legitimen parteipolitisch-welt-
anschaulichen Positionierung hin zu einem Bil-
dungsrahmen), der mit Blick auf die Erwartungen 
der Rezipient*innen einer Irreführung, um nicht zu 
sagen Falschdeklaration gleichkommt. Bildungs- 
und lerntheoretisch werden die grundlegenden 
Prinzipien von Kontroversität, Multiperspektivität 
und Subjekt-/Interessenorientierung verletzt und 
damit die Parteienwerbung in den Bildungskon-
text verlängert. Damit ergibt sich die Frage, ob 
dadurch nicht auch das Überwältigungsverbot 
des Beutelsbacher Konsenses unterlaufen wird.    
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Innensichten aus der Finanzbildungsinitiative

5 Innensichten aus der Finanzbildungsinitiative

Nachdem in den vorangehenden Kapiteln die 
Initiative „Aufbruch finanzielle Bildung“ und die 
‚Finanzbildungsplattform‘ aus der Außenper-
spektive analysiert wurden, rückt im Folgenden 
die Innenperspektive von Beteiligten in den Fo-
kus. Dafür wurden sechs Expert*innen, die in 
unterschiedlicher Weise und Ausprägung sowie 
in verschiedenen Phasen in die Finanzbildungs-
initiative eingebunden waren, interviewt (siehe 
Infokasten 16).

 Infokasten 16:
 Experteninterviews und Diskursanalyse

 Im Experteninterview werden unterschied-
liche Personen befragt, die hinsichtlich der 
Finanzbildungsinitiative und des Finanzbil-
dungsfeldes über ein relevantes und gesell-
schaftlich anerkanntes institutio nalisiertes 
Wissen beziehungsweise Expertise und 
einschlägige Erfahrungen verfügen: Wissen-
schaftler*innen, Expert*innen mit profes-
sioneller Beratungserfahrung, Bildungsex-
pert*innen und politische Verantwortliche 
der Ministerien. Das macht sie zu spezifi-
schen Expert*innen aus unterschiedlichen 
Handlungsfeldern und geeigneten Interview-
partner*innen (vgl. Meuser/Nagel 2010). Mit 
Blick auf die verschiedenen Akteure sind dies 
Wissenschaftler*innen mit dem Schwerpunkt 

ökonomische/finanzielle Bildung, Politi-
ker*innen mit Expertise in Finanzen und Bil-
dung und zivilgesellschaftliche Akteure mit 
umfangreichem Erfahrungswissen in der öko-
nomischen und finanziellen Fort- und Weiter-
bildung sowie Beratungserfahrung in diesem 
Bereich. Die Interviews werden mittels der in 
Kap. 4.3 erwähnten Diskursanalyse analy-
siert, mit der die Positionierungen der Akteu-
re zum Thema ökonomische und finanzielle 
Bildung sowie speziell zur Finanzbildungsini-
tiative herausgearbeitet werden sollen. Hier-
bei sollen vor allem die Argumentationen, die 
thematischen Rahmensetzungen, die implizi-
ten Annahmen (Implikationen) sowie die zen-
tralen Differenzen herausgearbeitet werden 
(Höhne 2010).

 Da es sich um Teilnehmer*innen des Prozes-
ses und nicht nur externe Beobachter*innen 
handelt, sind zudem die Einschätzungen, die 
Erfahrungen und das berichtete ‚Insiderwis-
sen‘ für die Rekonstruktion der Entwicklun-
gen und Veränderungen des Projekts von zen-
traler Bedeutung.

Das Ziel der folgenden Rekonstruktion ist es, 
zum einen aus der Insiderperspektive mehr Licht 
in den Anbahnungs- und Entwicklungsprozess 
des Projekts zu bringen und zum anderen zu 
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beleuchten, wie die relevanten beziehungsweise 
von den politischen Entscheidungsträger*innen 
als relevant eingestuften Akteure ausgewählt wur-
den und welche mehr oder minder (un-)sichtbaren 
Mechanismen der Auswahl zugrunde lagen.22 Die 
Auswahl erfolgte oft informell und war offensicht-
lich unterschiedlichen Motiven, machtpolitischen 
Einflüssen und strategischen Entscheidungen ge-
schuldet. Dazu gehört unter anderem, an wen Ein-
ladungen zu Workshops ausgesprochen werden, 
wer im Prozess weiter berücksichtigt wird, mit 
wem Kommunikation kontinuierlich gepflegt, wo-
rauf reagiert oder auch nicht (mehr) geantwortet 
wird, wer welches Wissen und Zugänge hat und 
zum ‚inneren Kreis‘ der Gutinformierten oder nur 
zum weitläufigeren Gesprächskreis gehört. Denn: 
Die Pluralität von Stakeholdern an sich stellt noch 
kein Qualitätskriterium dar, sondern kann sehr 
feinen Formen der In-/Exklusion der verschiede-
nen Akteure in Projekt und Prozess unterliegen. 
Diese erhalten hierdurch graduell und qualitativ 
unterschiedliche Zugänge zu Ressourcen, Ent-
scheidungen und Entscheidungsträgern. 

Alle Interviewten wurden zu drei Themenberei-
chen befragt:

1) Zu ihren Erfahrungen hinsichtlich der zen-
tralen Kooperations-/Vernetzungstreffen und 

der Konferenzen von BMF/BMBF (Werkstatt-
gespräch, Auftaktveranstaltung, Stakeholder-
workshop und Berlin-Konferenz), 

2) zu ihrer allgemeinen Einschätzung der Initia-
tive (Relevanz, Organisation, Vernetzung, Pro-
bleme, Diskurse, Akteure),

3) zu ihrer fachlich-inhaltlichen Meinung zur 
Finanzbildungsplattform. 

Die Auswahl der Expert*innen erfolgte unter dem 
Gesichtspunkt der Repräsentativität relevanter 
Stakeholder*innen in Politik, Wissenschaft und 
Zivilgesellschaft.23 Die befragten Interviewpart-
ner*innen werden aus Anonymisierungszwecken 
generell als Interview-Personen (IP) bezeichnet. 
Sie lassen sich wie folgt charakterisieren:

 IP1 + IP2: Zwei wissenschaftliche Expert*in-
nen der ökonomischen beziehungsweise fi-
nanziellen Bildung, die eigene Forschungen 
und Publikationen zu dem Themenschwer-
punkt aufweisen.

 IP3 + IP4: Vertreter*innen zweier Organisa-
tionen aus dem Schnittbereich Verbraucher-
schutz und Schuldnerberatung, die seit lan-
gem Materialien, Informations- und Weiterbil-
dungsangebote zur Finanzbildung anbieten: 
a) Ein regionaler Akteur (Hauptstadt eines 
Bundeslandes), b) ein überregionaler Akteur. 

22 Bob Jessop beschreibt diesen Mechanismus, bei dem staatliche Akteure nicht-staatliche Akteure nach eigenen 
Opportunitäten in Kooperationen einbinden, um etwa ihre Legitimation zu erhöhen, als „strategische Selektivität“ 
(Jessop 2011: 62).

23 Zwei Bemerkungen dazu: 1. Ausgewählt wurden nur Akteure für die Interviews, die mindestens an einem der ge-
nannten Treffen/Events teilgenommen hatten und so auch aus einer Binnenperspektive berichten konnten. 2. Da die 
Plattform sich beständig weiterentwickelt, stellen die Einschätzungen der Expert*innen eine punktuelle, nur für den 
Befragungszeitraum (Februar bis Mai 2024) geltende Meinungsäußerung dar.
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 IP5: Ein*e Vertreter*in einer zentralen Insti-
tution zur politischen Bildung mit einem um-
fangreichen Bildungs- und Materialangebot 
zur ökonomischen und finanziellen Bildung.

 IP6: Eine politisch verantwortliche Person, 
der*die die Finanzbildungsinitiative für die 
beiden Ministerien repräsentiert.

Die Auswertung der erhobenen Daten erfolgte 
in klassischer Weise: Auf Grundlage der Inter-
viewtranskripte wurden die Interviews kodiert, 
wodurch ein Überblick über die Themenvertei-
lung gewonnen wurde. Dabei wurde nach Ober- 
und Unterthemen differenziert und so die Grund-
lage geschaffen, mit der im Folgenden thema-
tisch ähnliche Passagen vergleichend analysiert 
werden konnten. Als letzter Schritt wurden die 
Oberthemen nach Ähnlichkeiten geclustert und 
zu sogenannten Themenkomplexen verdichtet: 
Passende und sich ergänzende Themen wurden 
zu den vier Themenkomplexen kombiniert, an 
denen sich die folgende Darstellung der Befun-
de orientiert. Die ersten beiden thematischen 
Komplexe (Kapitel 5.1 und 5.2) verdeutlichen die 
(aktivierungs-)politische Dimension der Finanz-
bildungsinitiative, während die beiden abschlie-
ßenden (Kapitel 5.3 und 5.4) die bildungspoli-
tischen, bildungstheoretischen und pädagogi-
schen Aspekte zusammenfassen.

5.1 Politische Strategien und 
 Stakeholderkritik 

In den Interviews werden mehrere politische 
Strategien bezüglich des konzertierten Vorge-
hens beider Ministerien thematisiert, zu denen 

die ministerielle Arbeitsteilung, die Intranspa-
renz des Prozesses, die Nicht-Berücksichtigung 
kritischer und alternativer Perspektiven sowie 
die politische Selektivität in der Kooperation mit 
Akteuren gehören.  

Mehrere Interviewpartner*innen berichten von 
der strategischen Leitungsfunktion des BMF in 
der Finanzbildungsinitiative und monieren eine 
Intransparenz zu Beginn des Stakeholderpro-
zesses, auf den schließlich mit entsprechender 
Kritik reagiert wird, die die Grundlagenkritik des 
Präventionsnetzwerks Finanzkompetenz fort-
schreibt und vor allem auch mit Blick auf den 
Status der Bildungsplattform nach über einem 
Jahr Entwicklungszeitraum auch für 2024 aktua-
lisiert (siehe Kapitel 3.3). 

Die Dominanz des BMF 
in der Finanzbildungsinitiative
IP2 schildert zunächst die strategische Domi-
nanz des BMF gegenüber dem BMBF, die sich 
in der strategischen Leitung des Projekts aus-
drückt. Zugleich wird auf das Problem der In-
transparenz von Koordination, Kooperation und 
Verantwortung hingewiesen, wofür der Begriff 
der „Blackbox“ verwendet wird:

 „Die haben das ja so aufgeteilt, dass das 
BMBF diese Wissenschaftsförderung macht 
und das BMF eben die Strategie entwickelt hat 
[…] Also im Moment ist das eine totale Black-
box für alle Akteure. Ich habe ein bisschen 
das Gefühl, dass man um unsere Community 
einen Bogen macht, weil wir viel mit schuli-
scher Bildung zu tun haben und das Ganze im 

Innensichten aus der Finanzbildungsinitiative



Finanzbildung als politisches Projekt

64

Referat lebenslanges Lernen aufgehängt ist 
und sie das unbedingt als Bundesinstitution 
auch von der Schule wegkriegen wollen, weil 
sie sich sonst mit den Kultusministerien der 
Länder nachher anlegen.“ (IP2)

Eine von Beginn an systematische strategisch- 
konzeptionelle Einbindung wissenschaftlicher 
Akteure gab es nach dieser Einschätzung nicht 
(„Ich habe ein bisschen das Gefühl, dass man 
um unsere Community einen Bogen macht“). 
Mit Blick auf die „Community“ werden im Inter-
view unter anderem Stiftungen, Wissenschaft-
ler*innen, das Netzwerk Bündnis Ökonomische 
Bildung und Verbraucherschutzorganisationen 
genannt, also fast das gesamte Spektrum der 
Stakeholder (siehe Kapitel 2).24

IP2 verdeutlichte darüber hinaus die Rollentei-
lung der beiden Ministerien und differenziert, 
in welcher Weise das BMF agiert und das BMBF 
reagiert, obwohl das BMF „durchdachter“ (IP2) 
sei:

 „Das BMBF hat das Werkstattgespräch ge-
macht, hat die Akteure eingebunden, hat 
bis jetzt auch noch kein Papier oder so-
was vorgelegt, hält sich auch stark zurück 
und zieht sich jetzt vor allem auf diese 
Forschungsförder linie zurück. Das ist einfach 
stark unterschiedlich, wie die beiden Minis-
terien vorgehen.“ (IP2)

Die Hierarchie beider Ministerien bei der Projekt-
steuerung wird nicht nur in der Beschränkung 
des ‚Juniorpartners‘ BMBF auf die Forschungs-
förderung sichtbar, sondern auch in der bemer-
kenswerten Tatsache, dass das BMF die ,Finanz-
bildungsplattform‘ verantwortet25 – die ja erklär-
termaßen eine Bildungsplattform sein soll. 

IP3 äußert aus der Perspektive einer Verbraucher-
schutzorganisation folgende Wahrnehmung des 
Anbahnungsprozesses zum Projekt und bestätigt 
die Leitfunktion („Federführung“) des BMF:

 „[…] die Äußerungen, die es da sozusagen 
auch seitens des BMF oder von Bundesminis-
ter Lindner gab, […] das Gros der OECD-Staa-
ten hat so eine Finanzbildungsstrategie, 
Deutschland muss da jetzt endlich mal aktiv 
werden, die Vorgängerregierungen haben es 
liegen lassen. Jetzt packt das BMF die Sache 
an. So habe ich das wahrgenommen und dass 
das Thema Finanzbildung nicht ohne das Bil-
dungsministerium gemacht werden sollte 
und dass beide Ministerien FDP geführt sind. 
Also so habe ich mir das zusammengereimt 
[…]. Aber das Thema war gesetzt, da […] hat 
das BMF schon eher die Federführung bei der 
ganzen Geschichte. Und hat dann sozusagen 
das BMBF mit ins Boot geholt.“ (IP3)

IP6 beschreibt als politisch verantwortliche Per-
son des BM(B)F für das Finanzplattformprojekt 

24 Jedoch saß Frau Verena von Hugo, die Co-Vorsitzende des BÖB-Netzwerkes und zuständig für ökonomische Bildung 
bei der Flossbach von Storch Stiftung, im März 2023 bei der Auftaktveranstaltung auf dem Podium.

25 Als verantwortlich für die Webseite mitgeldundverstand.de wird dort „© Bundesministerium der Finanzen“ angege-
ben, siehe: https://www.mitgeldundverstand.de/fibi/DE/Home/home.html.

https://www.mitgeldundverstand.de/fibi/DE/Home/home.html
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die Arbeitsteilung der beiden beteiligten Minis-
terien folgendermaßen:

 „das haben sich die Ministerin Stark-Watzin-
ger und Minister Lindner zusammen überlegt, 
die nicht nur fachlichen, sondern auch per-
sönlichen Zugang zu dem Thema Finanzbil-
dung haben. Und das BMF hat natürlich auch 
das Thema finanzielle Bildung dann vor der 
Brust, wenn es auch um Fragen geht, wie Ver-
braucherregulierung und ähnliche Dinge […] 
Also wir haben im BMF sehr viel, politisch 
sehr viel, auch mit der Frage, wie ist eigent-
lich das Finanzwissen und wie kann man das 
so organisieren oder Prozesse organisieren, 
dass die Leute informiert, aber eben auch 
eine eigene Entscheidung treffen können. 
Und im Bildungs- und Forschungsministerium 
ist natürlich das gesamte Thema Bildung und 
Forschung sowieso da […] Also die beiden ha-
ben das zusammen entwickelt, die Idee und 
dementsprechend ja dann auch das Signal 
gegeben an ihre beiden Häuser, dass jeweils 
beide mit ihrem spezifischen Wissen und 
Background, dann entsprechende Konzep-
tion auch erarbeiten und gemeinsam durch-
führen. Was sollten Bürger über Finanzen wis-
sen?“ (IP6)

Demnach war der konzeptionelle Ausgangspunkt 
für die Finanzbildungsinitiative von Beginn an 
‚Chefsache‘ von Stark-Watzinger und Lindner. 
Dies steht im Kontrast zu den geschilderten 
Eindrücken anderer Beteiligter zum Hierarchie-
verhältnis beider Ministerien, dass beide Mi-
nisterien darauf verwiesen, dass sie das Projekt 
gemeinsam und ‚auf Augenhöhe‘ verantworten 

und realisieren würden. Eine Arbeitsteilung, in 
der sich beispielsweise das BMBF auf die For-
schungsförderung und das BMF auf Organisation 
der Plattform beschränkt, schließt eine unglei-
che Beteiligung und den ‚lead‘ des BMF nicht 
aus. Bleibt nur die Grundfrage, warum das BMF 
und nicht das BMBF verantwortlich die Bildungs-
plattform betreibt und organisiert. Das ist aus 
den Kompetenzen und Zuständigkeiten heraus 
alleine nicht zu erklären.

Die saloppe Bemerkung, dass auch das BMF 
nun „das Thema finanzielle Bildung […] vor der 
Brust“ habe, deutet weniger auf interesseorien-
tierte Leidenschaft, sondern eher auf eine prag-
matische Haltung hin, nach der man aus der Not 
nun eine Tugend machen muss. 

Stakeholder: Auswahl und Einbindung 
Befragt zur Rolle des grünen Verbraucherschutz-
ministeriums (BMUV) äußert IP3 Folgendes:

 „Also ich würde schon sagen, dass durch die 
Kooperation der beiden FDP- Ministerien sehr 
klar signalisiert wird, FDP-Projekt, von der 
FDP vorangetrieben. Ich weiß es jetzt nur vom 
BMUV, die sind in diesen Stakeholder-Pro-
zess mit eingebunden, geben da sozusagen 
auch Input mit rein, aber sind da eben auch 
ein Stakeholder unter vielen. Inwiefern sie 
da sozusagen als herausgehobener Stake-
holder irgendwie sich besonders einbringen 
konnten, ist mir nicht klar, ob […] sie im Grun-
de wie einer unter vielen behandelt wird oder 
da auch noch mal anders eingebunden wird. 
Aber es ist natürlich ein Punkt, der uns auch 
aufgefallen ist. Das ist natürlich ein Minis-

Innensichten aus der Finanzbildungsinitiative
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terium, wo es einfach auch Kompetenz zum 
Thema Verbraucherbildung, Verbraucherin-
formation, Verbraucherforschung gibt. Da ist 
natürlich einfach viel Wissen da, was auch in 
diesen Prozess zwingend mit einfließen muss 
[…] aber das ist ja insgesamt sehr unklar, bei 
dieser Initiative oder jetzt auch mit Blick auf 
die Finanzbildungsstrategie, die entwickelt 
wird, mithilfe von Stakeholdern, wie gezielt 
wurden die eigentlich eingebunden oder ist 
es einfach, wer will, bringt sich ein, aber wie 
wird es sozusagen geprüft, dass wirklich die 
dabei sind, die die Kompetenz haben, die 
Wissen mitbringen, in diesem Bereich Erfah-
rungen mitbringen. Ja, wie stark gesteuert ist 
der Prozess der Stakeholder-Einbindung? Das 
ist eine große Frage, die wir tatsächlich auch 
Anfang August letzten Jahres hatten.“ (IP 3)

Wie aus dem Statement von IP3 hervorgeht, ist 
für Beteiligte zum Teil nicht transparent, welche 
Stakeholder genau wie und in welchem Umfang 
in die Initiative eingebunden sind. Eine zweite 
Unsicherheit besteht hinsichtlich der Kompe-
tenzen und Kriterien, die die Stakeholder mit-
bringen beziehungsweise nach denen sie aus-
gewählt wurden. 

Eine systematische oder konzeptionelle Einbin-
dung des BMUV ist im Prozess nicht erkennbar, 
da auf der ‚Finanzbildungsplattform‘ aktuell le-
diglich Informationsmaterialien berücksichtigt 
sind. Aus Sicht der Verbraucherschutzorganisa-
tion stellt sich der Auswahlprozess der Stakehol-
der so dar:

 „Genau, also das war jetzt erstmal ein Frage-
bogen, das war unser Eindruck ein standardi-
sierter Fragebogen, den die OECD tatsächlich 
in allen Ländern so anwendet, ein bisschen 
auf Deutschland angepasst, wo man sich 
als Organisation vorgestellt hat und dann 
Bildungsinitiativen, wo man sich einbringen 
muss. [Wir fanden das] sehr schwierig [...], die 
[wir] zum Teil 60 Jahre Erfahrung mitbringen 
bei diesem Thema, wenn dann von ‚Initiati-
ve‘ gesprochen wird. Und also wir nehmen 
uns da schon als einen anderen Akteur wahr 
[…] Nach dieser Erhebung, nach Abschluss 
dieser Umfrage durch die OECD, wurde dann 
relativ zügig Ende September kommuniziert, 
dass diejenigen, die diesen ausgefüllt haben, 
auch nach Berlin eingeladen würden. Also es 
wurde gesichtet und ich glaube ein Großteil 
tatsächlich derjenigen, die da teilgenommen 
haben, wurden dann nach Berlin eingeladen. 
Ich glaube das war irgendwie so am 20. Ok-
tober herum, fand dann dieser Stakehol-
der Workshop im Bundesfinanzministerium 
statt.“ (IP3)

IP2 und IP3 kritisieren gleichermaßen den man-
gelnden Rückgriff auf existierende Expert*innen 
und Expertise im Bereich ökonomische bezie-
hungsweise finanzielle Bildung und die umfang-
reichen Erfahrungen in der Schuldnerberatung. 
Sie machen deutlich, wie unzufrieden sie mit 
dem Anspruch sind, dass erst die Ministerien 
‚initiativ‘ werden müssten, damit etwas in der 
Finanzbildung geschieht oder vorangeht. Damit 
wird der von BMF und BMBF zunächst suggerier-
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te grundlegende Mangel einer Finanzbildungs-
strategie (Stichwort ‚Nullpunkt der Expertise-
losigkeit‘) klar zurückgewiesen. 

Aktivierung durch Sichtbarkeit und Reichweite 
In einigen Interviews werden sowohl die par-
teipolitische ‚Werbefunktion‘ des Projekts 
beschrieben, mit dem sich die FDP profilie-
ren will, als auch die trivialen Wirkungsvor-
stellungen poli tisch Verantwortlicher in der 
Finanzbildungsinitiative problematisiert, mit 
der kampagnen artig Informationen zur Finanz-
bildung in der Bevölkerung ‚gestreut‘ werden 
sollen.

IP2 unterstreicht die Werbefunktion der Kurz-
videos zur Dezemberkonferenz „Finanzbildung 
für das Leben“:

 „Lindner will jetzt Aktivitäten sehen. Das 
muss jetzt losgehen, das müssen frische jun-
ge Gesichter sein, die glücklich sind, die ihre 
Finanzen endlich mal ordnen. Da gibt es ja 
diese ganzen Fotos von glücklichen jungen 
Leuten, die endlich sparen und ihr Geld zu-
rücklegen. So etwas will er sehen, der will 
die Finfluencer da haben und so, die dann 
auch teilweise ganz schrecklichen Unsinn er-
zählen. Da gibt es ja gute und schlechte, wie 
überall.“ (IP2)

Vor allem mit dem auch auf der Konferenz the-
matisierten Einsatz von Finfluencer*innen wird 
deutlich (gemacht), dass die Breitenwirkung 
vom BMF priorisiert wird, denn Finfluencer*in-

nen sichern die größtmögliche Reichweite in so-
zialen Medien. 

Dieser Aspekt der Reichweite schließt an die 
geäußerte Kritik an der mangelnden Trennung 
von „Information, Beratung und Bildung“ (IP2) 
an und wirft die Frage auf, inwieweit die begriff-
liche Diffusion und Unschärfe auch durchaus 
strategischer Art sein könnte. Denn die Rollen-
disparität zwischen beiden Ministerien kann 
mit Blick auf ein explizit als Bildungsprojekt 
(Finanzbildung, Bildungsplattform) deklariertes 
Unterfangen zumindest als widersprüchlich, 
wenn nicht gar als Etikettenschwindel betrach-
tet werden. 

An diese Haltung der Indifferenz gegenüber der 
Bildungsdimension schließt auch die Aussa-
ge an, dass beide Ministerien für die Plattform 
erklärtermaßen „keine Materialentwicklung 
finanzieren“ (IP2). Hinsichtlich des offensicht-
lich tiefsitzenden Wunsches des BMF an einer 
nachhaltigen Außenwirkung der Informations-
plattform wird von IP2 auf die „Verwechslung 
zwischen Information, Kampagne und Bildung“ 
hingewiesen.

Offenbar herrscht in den Vorstellungen des stra-
tegieführenden BMF weder ein Bewusstsein für 
noch ein Interesse an der Komplexität von Bil-
dungsmaterialien und -prozessen. 

Dies macht die Instrumentalisierung von Bil-
dung deutlich, bei der die Format- beziehungs-
weise Genregrenzen im Diskurs verschwimmen. 

Innensichten aus der Finanzbildungsinitiative
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Denn es handelt sich um eine Art Entdifferen-
zierung auf der Diskursebene, durch die unter-
schiedliche Wirkungen miteinander gekoppelt 
werden. Werbebotschaften verknüpfen Sichtbar-
keit und Eingängigkeit mit einfachen Informa-
tionen zu einfachen Botschaften an die Adres-
sat*innen. Prototypisch für einen solchen ‚Mix‘ 
stehen die Finfluencer*innen, denen auf der 
Konferenz „Finanzbildung für das Leben“ eine 
große Bedeutung für Sichtbarkeit und Reichwei-
te zugeschrieben wurde. Die Verbraucherschutz-
seite äußert sich skeptisch zur Seriosität, Qualität 
und Kompetenz solcher Anbieter:
 
 „Wo beginnt eigentlich Werbung, Einfluss-

nahme, mit welchen Interessen? Präsentiert 
mir die Person hier Informationen? Was hat 
die für ein Eigeninteresse? Wo liegt sozusa-
gen auch Werbung? […] was stecken da für 
Inte ressen dahinter, wer ist das eigentlich, 
was ist die Quelle dessen, was mir da an 
Information vermittelt wird, finde ich die In-
formation an anderer Stelle nochmal, kann 
ich beurteilen, wie seriös das Ganze ist?“ 
(IP3)

IP5 stellt die komplexen bildungs- und medien-
theoretischen Bedingungen dar, unter denen 
Influencer*innen für eine Zielgruppenanspra-
che und zur Vermittlung von Wissen eingesetzt 
werden könnten:  

 „Es ist wichtig, dass du eine didaktische Stra-
tegie hast, dass du Bildungsziele definierst 

und dass du die Influencer nicht alleine, son-
dern die Projekte und auch die Videos, die da 
hergestellt werden, dass die reflektiert wer-
den, dass die begutachtet werden durch Wis-
senschaftler*innen und da eben auch Hin-
weise kommen, das und das ist falsch, das 
müsst ihr noch korrigieren und dann werden 
die Sachen überarbeitet und das ist wirklich 
viel Arbeit. Das Besondere der sozialen Me-
dien ist ja, dass du diese einordnende Kraft, 
was früher Journalisten gemacht haben oder 
auch Lehrkräfte gemacht haben, die musst 
du sozusagen digital einholen. Die Social 
Media-Plattformen funktionieren so, dass es 
direkte Kommunikation gibt und keiner nach 
Expertise nach Didaktik, nach Bildungszielen 
und solchen Geschichten fragt, weil sich die 
Social Media selbst genügen. Und deshalb 
auch aggressiv eskalieren, Hass und so weiter 
[…] Oder es wird gesagt, was richtig und was 
falsch ist. Also da ist so eine Binarität in den 
Positionen. Da liegt die Wahrheit aber meis-
tens dazwischen oder in den Bereichen, aber 
nicht im Schwarz und im Weiß. Wir versuchen 
schon sehr reflektiert, Social Media einzuset-
zen.“ (IP5)

Die Problematik der „Binarität von Positionen“, 
also die unhinterfragten Wahrheits- und Ob-
jektivitätsansprüche von (F)Influencer*innen 
gelten  – insofern sie nicht mit einem pädago-
gisch-didaktischen Konzept verbunden sind, 
reflektiert und evaluiert werden – auch für die 
Finanzbildung. 
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Entwertung existierender Bildungsangebote 
zur Finanzbildung 
Was das Material auf der Plattform selbst betrifft, 
macht IP3 mehrere Kritikpunkte geltend:

 „Ich habe mir jetzt in Vorbereitung des Inter-
views die Plattform nochmal angeguckt, da 
sind jetzt irgendwie 400 Informationen öf-
fentlicher Stellen26 zu finden. Sie lädt nicht 
wirklich ein, das zu durchsuchen, unsere Er-
fahrung ist […] Multiplikatoren, Lehrer oder 
vielleicht auch Erwachsenenbilder, wird so 
eine Seite am ehesten ansprechen. Weil die 
es dann verteilen, sozusagen. Die müssen ja 
schnell finden, was sie suchen. Sie müssen 
was finden, was sie auch gut einsetzen kön-
nen. Also diese Seite ist nicht vom Nutzer her 
gedacht, und sie baut auch eine Doppelstruk-
tur auf, die unnötig ist.“ (IP3)

Die Materialien gehen nach Einschätzung von 
IP3 an der deklarierten Zielgruppe vorbei und 
müssen erst didaktisch-pädagogisch eingebun-
den werden. Daher sind eher „Multiplikatoren“ 
mögliche Adressat*innen des Infomaterials von 
BaFin und Bundesbank – womit die „öffentlichen 
Stellen“ in dieser Passage gemeint sind –, die 
es als ‚Rohmaterial‘ für didaktische Formate ein-
setzen können. Infolgedessen ist die Kritik, dass 
„diese Seite nicht vom Nutzer her gedacht“ sei, 
sicherlich konsequent, wenn ausschließlich in-
dividuelle Selbstlernprozesse darunter verstan-

den werden. Der Hinweis, dass damit eine unnö-
tige „Doppelstruktur“ aufgebaut würde, verweist 
auf das existierende breite und didaktisierte An-
gebot zur Finanzbildung.  

Zudem wird die Logik der politischen Umsetzung 
der „Finanzbildungsstrategie“ ebenso wie die 
Bedeutung der Plattform in Frage gestellt:

 „Was ich von Anfang an sehr schwierig fand, 
ist, dass gesagt wurde, es wird eine Finanzbil-
dungsplattform erstellt. Nicht: Wir gucken, wo 
stehen wir im Moment, welche Zielgruppen 
werden angesprochen, gibt es vielleicht blin-
de Flecken, entsprechend richten wir dann 
unsere Strategie aus und entwickeln Maß-
nahmen, um diese Zielgruppen zu erreichen, 
um gezielte Themen zu bedienen. Und dann 
wäre es aus der Logik heraus ja dann eher, 
im nächsten Schritt stellt man fest, okay, wir 
brauchen eigentlich mal so eine Plattform, 
die die vielen Informationen bündelt. Also 
die Plattform wäre aus meiner Sicht eher eine 
Folge der Strategie. Eine Maßnahme, um sie 
sozusagen von Anfang an umzusetzen, das 
hat sich mir nicht so richtig erschlossen oder 
nicht so sinnvoll, sage ich mal an der Stelle.“ 
(IP3)

Zwei Punkte werden aus dieser Einschätzung 
zum Projekt der Finanzbildungsplattform deut-
lich:

26 Die Zahl der hier angesprochenen 400 Materialen zum Zeitpunkt des Interviews (3/2024) beläuft sich gegenwärtig 
(6/2023) auf 449. 
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Zum einen zeigt sich, wie entgegengesetzt die 
unterschiedlichen Sichtweisen, Steuerungs-
logiken und Strategieoptionen sind. Die zivil-
gesellschaftliche Bottom-up-Sicht geht von den 
existierenden Feldbedingungen, den vorliegen-
den Erfahrungen und Materialien der regionalen 
Akteure aus. Demgegenüber werden die traditio-
nellen Feldstrukturen in der politisch-ministe-
riellen top-down-Perspektive ignoriert und die 
Finanzbildungsplattform an diesen vorbei orga-
nisiert.

Zum anderen wird deutlich, dass die ‚Finanz-
bildungsplattform‘ integraler Bestandteil eines 
Veränderungs- oder Reformprojekts der Finanz-
bildung ist und insofern ein Mittel zum Zweck 
der Durchsetzung der vorab beschlossenen 
Konzeption. Die Interviewten nannten spon-
tan zentrale Stellschrauben einer alternativen 
Bottom-up-Strategie: eine Bestimmung des 
Status quo hinsichtlich von Expertise und Ma-
terialangebot, die gemeinsame Identifikation 
von Blindflecken durch die Stakeholder, die Be-
rücksichtigung der unterschiedlichen Zielgrup-
pen(bedarfe). 

Von IP4, die für eine regionale Schuldnerbera-
tung arbeitet, kommt eine kritische Einschät-
zung zur sehr selektiven Thematisierung und 
Sichtbarkeit von Stakeholdergruppen auf der 
Dezember konferenz „Finanzbildung für das Le-
ben“: 

 „Ich hatte auch das Gefühl, die staatlichen 
Institutionen wurden sehr gesehen, der Be-

reich Schule und dann eben so die privat-
wirtschaftliche Seite wie für Influencer. Aber 
alles dazwischen und eben genau das, also 
die Angebote, die es schon gibt und auch die 
Fachkräfte, die es dazu schon gibt, die eigent-
lich ja da auch Prävention oder Finanzbildung 
leisten, da wurde wenig Fokus drauf gelegt.“ 
(IP4)

Anhand der teilnehmenden Beobachtung zur 
Inszenierung und Moderation der Dezember-
konferenz „Finanzbildung für das Leben“ (siehe 
Kapitel  2) kann die geschilderte selektive The-
matisierung der ‚relevanten Akteure‘ – staatliche 
Institutionen und Influencer*innen – bestätigt 
werden. Die Positionen und Diskurse waren öko-
nomisch dominiert, was IP4 mit der Einschätzung 
zum Ausdruck bringt: „Die Hauptteilnehmenden 
waren eher aus der privaten marktwirtschaft-
lichen Richtung.“

IP4 moniert in dem Zusammenhang auch, dass 
in der Finanzbildungsinitiative die Schuldner-
beratungen und „Beratungsstellen […] nicht 
mitgedacht“ würden sowie, dass das Angebot 
auf der Plattform „viel zu hochschwellig ist. Es 
ist nicht niedrig genug, um die, also gerade 
junge Menschen zum Beispiel, die informieren 
sich einfach nicht auf dieser Homepage.“ Zu-
dem gäbe es auf dem privaten Angebotsmarkt 
„viele schwarze Schafe“, worüber niemand ge-
sprochen habe. An einem seinerzeit aktuellen 
Beratungsbeispiel werden die Fallen und Un-
tiefen des privaten Beratungsmarktes deutlich 
gemacht:
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 „Wenn ich zum Beispiel ein Beispiel aus der 
Schuldenberatung heranziehen kann, es gibt 
total viele private Schuldenberatungsstellen, 
an die man sich auch wenden kann. Da geht 
es mehr oder weniger seriös zu. Ich hatte heu-
te Morgen ein Beispiel, wo eine Klientin zwei 
Jahre lang bezahlt hat, sehr zufrieden war mit 
dieser Stelle, für einen Vergleich, den sie gar 
nicht finanzieren konnte und sie eigentlich 
von vornherein in Insolvenz gehen wollte, 
dass keine zugelassene Stelle ist […] Es war 
ihr nicht klar, dass sie eigentlich einen abso-
lut ungünstigen Vertrag eingegangen ist. Sie 
hat das nicht erkannt, obwohl sie eine mündi-
ge Person ist. Ganz wo es um Finanzbildung, 
auch im Bereich Vermögensaufbau geht, also 
wo total viele Anbieter da sind und es Nut-
zer*innen oder Kunden, also einer Person 
schwerfällt, zu entscheiden, welche Anbieter 
sind seriös, weil einfach das eng schon auch 
mit viel Finanzkompetenz und ökonomischer 
Bildung zusammenhängt. Aber das ist auch 
eine gute Verkaufsstrategie, denn das ist gar 
nicht so leicht.“ (IP4)

Hier werden zum einen die hohe Komplexität, 
die Anforderungen und hohen rechtlichen und 
ökonomischen Kompetenzen hervorgehoben, 
die eine finanzielle Entscheidung unabdingbar 
mit sich bringt, seien es ein Konsumentenkre-
dit, eine Privatinsolvenz oder Immobilienfinan-
zierung. Zum anderen macht IP4 deutlich, dass 
auch Kompetenzen und Mündigkeit nicht vor 
schlechten oder nachteiligen Entscheidungen 
bewahren. Auf jeden Fall hebt der*die Schulden-

berater*in hervor, dass der angesprochene Pro-
blemkomplex (schwarze Schafe, unübersicht-
licher Markt, Seriosität privater Anbieter, kom-
merzielle Interessen) im Rahmen der Finanzbil-
dungsinitiative nicht thematisiert oder kritisch 
reflektiert wird.

Pädagogische Qualität und 
Instrumenta lisierung von Bildung
IP3, die bei einer Verbraucherschutzorganisation 
arbeitet, wirft die Frage nach der Qualität(ssiche-
rung) der Materialien auf, die auf der Plattform 
angeboten werden sollen und fragt wie mit den 
Interessen privat(wirtschaftlich)er Akteure wie 
Unternehmen, Dienstleister und Lobbygruppen 
umzugehen ist. Denn das sei 

 „wirklich ein ganz großes Fragezeichen […]. 
Da sind natürlich auch Eigeninteressen, Lob-
byinteressen mit dabei. Wie geht man damit 
um? Da sehen wir gerade noch nicht so eine 
richtig gute Antwort […] Es ist natürlich eine 
Befürchtung, die im Raum steht. Wir haben 
von Anfang an gesagt, dass Bildung frei von 
wirtschaftlichen Interessen sein muss. Es 
darf jetzt nicht Absatzmarkt von Finanzpro-
dukten werden und im Moment schafft es die 
Seite noch nicht, diese Befürchtungen auszu-
räumen.“ (IP3)

Hier wird die Bedeutung der engen Verknüpfung 
der Fragen von Qualität mit wirtschaftlichen In-
teressen in doppelter Weise sichtbar. Zum einen 
gibt es rein kommerzielle Interessen von Unter-
nehmen, der Versicherungswirtschaft, Finanz-
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dienstleistern und so weiter, eigene Produkte 
auf der Plattform sichtbar werden zu lassen. Zum 
anderen wird das Materialangebot von Unter-
nehmen oder Lobbygruppen als Bildungsmate-
rial gerahmt und damit eine unternehmensnahe 
Perspektive in der Finanzbildung verstärkt.

IP6 als politisch Verantwortliche*r für die Finanz-
bildungsinitiative positioniert sich zu Beratung 
und Provisionen folgendermaßen: 

 „Und vielleicht noch ein letzter Punkt, gera-
de auch weil wir ja politisch sehr viel über 
das Thema Beratung, Finanzvertrieb spre-
chen, das heißt auch der kommerzielle Fi-
nanzbetrieb, das ist ja nun politisch extrem 
vermintes Terrain, sage ich mal. Und wirklich 
auch im Fokus der verbraucherpolitischen 
Debatte. Letzten Endes ist es natürlich auch 
sinnvoll, dass man die Menschen, die eine Fi-
nanzberatung in Anspruch nehmen, auch mit 
einem, sagen wir mal, Informationsbackup 
ausstattet, dass die sich vorbereiten können, 
auf so ein Gespräch im Nachgang zu einem 
Gespräch noch nachschauen können: Was ist 
eigentlich eine Provision oder sowas, wofür 
gibt es sowas, warum darf es die geben, aber 
worauf muss man achten, welche Fragen 
muss ich stellen, wenn mir zwei Fonds ange-
boten werden oder drei oder was muss ich 
machen, wenn mir nur einer angeboten wird? 
Also wir werden natürlich nie die Informa-
tionsasymmetrien vollkommen beseitigen 
können, das liegt in der Natur der Sache und 
der Spezialisierung der Beratung. Es wird ja 

nie eine völlige Informationssymmetrie sein, 
aber dass wir den Anleger in die Lage verset-
zen zu fragen, habe ich jetzt eigentlich einen 
guten Berater, ist etwas komisch im Gericht 
gelaufen oder so, das zumindest kann auch 
sein Urteilsvermögen für solche Gespräche 
stärken.“ (IP6)

Beratungen und Provisionen werden in dieser 
Perspektive in keiner Weise in Frage gestellt, son-
dern verhaltensökonomisch legitimiert, denn 
der Begriff „Informationsasymmetrie“ reduziert 
a) die Komplexität der Beratungssituation auf 
ein einfaches Ungleichgewicht zulasten des*der 
Kunden*in und verschiebt b) die gesamte Ver-
antwortung der Entscheidung auch letztlich auf 
den*die Kunden*in.  

So, wie Provisionen anreizpsychologisch ge-
rechtfertigt (‚legitimer Bonus‘) werden und zu-
dem auf ein Verstehensproblem auf Kundenseite 
reduziert werden, dem mit einem „Informations-
backup“ der*des Kunden*in begegnet werden 
könne, so wird insgesamt Kund*innen jegliche 
Bringschuld von Beratung zugeschrieben (die 
richtigen Fragen stellen, den Sinn von Provisio-
nen erkennen und diese zu akzeptieren, usw.), 
was bedeutet: Das System der kommerziellen 
gewinnorientierten Beratung wird als an sich 
vollkommen unproblematisch betrachtet, denn 
lediglich der*die Verbraucher*in muss sich in 
puncto Informiertheit daran anpassen. So wer-
den vermeintliche „Informationsasymmetrien“ 
verhaltensökonomisch trivialisiert und eine fra-
gewürdige Beratungspraxis mit problematischen 
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Machtasymmetrien legitimiert, die normativ eine 
einseitige Verantwortungszuschreibung auf Kun-
denseite beinhaltet.

Damit können die unterstellten strukturellen und 
unveränderbaren „Informationsasymmetrien“ 
auf Verbraucherseite nur durch (die ‚richtigen‘) 
Informationen ausgeglichen und damit das „Ur-
teilsvermögen“ gestärkt werden. Das an dieser 
Stelle von IP6 mit dem Begriff „Urteilsvermö-
gen“ eine Kernkategorie der politischen Bildung 
bemüht wird, kann als begriffsstrategische Ver-
wendung im doppelten Sinne gedeutet werden: 
a) Damit wird die Differenz von Information und 
Bildung eingeebnet und b) der formalsprach-
liche Rückgriff auf eine bildungstheoretische 
Kategorie soll den Anschluss an den Bildungs-
diskurs signalisieren – was für die erwähnte 
aktivierungspolitische Instrumentalisierung von 
Bildung spricht.

An dieser Passage wird also deutlich, wie zen-
tral und hegemonial die Figur des Homo oeco-
nomicus beziehungsweise des rationalen Ent-
scheiders nicht nur a) für die Legitimation des 
existierenden kommerziellen Beratungssystems 
ist, sondern auch b) für die Zuschreibung von 
individueller Verantwortung für Entscheidungen 
und c) für die Gleichsetzung von Beratung, Infor-
mation und Bildung:

 „Also die Plattform soll natürlich weiter aus-
gebaut werden, sowohl was die öffentlichen 
Angebote angeht als auch die Einbeziehung 
privater. Und das ist natürlich ein Stück weit 

umstritten. Also wir sind noch dabei, jetzt 
Qualitätsstandards für private Angebote zu 
erarbeiten und auch Systeme, wie wir Quali-
tätssicherung betreiben können. Wir werden 
sicher keinen Vertrieb oder keine Werbung für 
bestimmte Produkte akzeptieren jetzt auf un-
serer Plattform, sondern das muss wirklich in-
formierend sein und genau sicherstellen kön-
nen über Labels oder Selbstverpflichtungen 
oder ähnliche Kriterienkataloge. Das wird zur 
Zeit noch erarbeitet, das muss natürlich dann 
auch gekennzeichnet sein auf der Plattform: 
Ist das jetzt öffentliches oder privates Ange-
bot, aber das ist alles noch work in progress. 
[...] Ich jedenfalls kann nur sagen, wir sind 
noch dabei, für die Privaten die Standards 
auszuarbeiten.“ (IP6)

Nach Ansicht von IP6 bieten sich „Qualitätsstan-
dards“ als Lösung an, um private Anbieter in die 
Plattform zu integrieren und das „verminte Feld“ 
für sie zugänglich zu machen. Bemerkenswert 
ist, dass es sich offensichtlich nicht um inhalt-
liche Standards für Bildungsmaterialien auf 
einer Bildungsplattform handelt, sondern um 
formale Standards für die Akteursgruppe der pri-
vaten kommerziellen Anbieter.

Die genannten angedachten Vorgaben – „kei-
nen Vertrieb oder keine Werbung für bestimmte 
Produkte […] Labels oder Selbstverpflichtungen 
oder ähnliche Kriterien“ – wären nur Minimal-
standards, die lediglich verhindern, dass die 
Plattform kein offener Marktplatz für Angebote 
jeder Art wird. Da die Plattform vom BMF verant-
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wortet und organisiert wird, ist nicht klar, welche 
Bedeutung „Labels und Selbstverpflichtungen“ 
haben sollen, wenn nur das Ministerium ent-
scheiden kann, welche Akteure mit welchen An-
geboten auf die Plattform kommen. Und: Natür-
lich können auch die Angebote und Materialien 
kommerzieller Anbieter „richtig informierend“ 
sein – und dennoch implizit werbende Wirkung 
für den Anbieter beinhalten, ohne dass damit 
explizit geworben wird.

Bei IP3 überwiegt die grundlegende Skepsis ge-
genüber der Finanzbildungsplattform und ihrem 
Nutzen für die Finanzbildung:

 „Bei der Finanzbildungsplattform bin ich 
tatsächlich skeptisch, ob die wirklich einen 
Nutzen hat, um Finanzbildung zu stärken und 
voranzubringen. Und die größte Frage, die 
sich uns bei dieser Finanzbildungsplattform 
tatsächlich stellt, ist die Frage der Qualitäts-
sicherung. Man hat sich da beholfen, weil 
eben im letzten Jahr diese Plattform schon 
starten sollte. So ist es unser Eindruck. Es 
sollte halt schnell gehen. Es sollte schnell 
was starten. Dass man sich darauf geeinigt 
hat, man packt da Materialien der öffentli-
chen, also öffentliche Stellen. Aber nur weil 
es eine öffentliche Stelle ist, bedeutet das 
nicht, dass es ein qualitativ hochwertiges 
Bildungsmaterial ist oder dass es überhaupt 
Bildung ist. Also da findet sich ja sehr viel auf 
der Seite an Informationstexten.“ (IP3)

Die Frage der Qualität der Materialien, die durch 
die Stakeholder eingebracht wird, spielt im ge-

samten politischen Diskurs zur Finanzplattform 
keine oder nur eine sehr untergeordnete Rolle: 
Weder wurde sie in offiziellen Dokumenten von 
BMF/BMBF (Ankündigungen, Tagungsvideos, 
Monatsberichte usw.) thematisiert, noch wurde 
sie auf der Konferenz „Finanzbildung für das Le-
ben“ behandelt. Bei dieser wurde das Pro blem 
vielmehr auf die Frage nach der Reichweite, also 
der Wirkung von Influencer*innen verkürzt. Aber 
auch diese blieb letztlich unbeantwortet. Dass 
die Bildungsqualität der Materialien „öffent-
licher Stellen“ von IP3 in Frage gestellt wird, 
weil es sich vornehmlich um „Informationstexte“ 
handle, zeigt, dass das Plattformprojekt schon 
an diesem Kernkriterium durchaus scheitern 
kann. Die Frage der Qualität ist nicht nur eine 
von sachlich-inhaltlicher Richtigkeit, sondern 
vor allem von didaktischer Angemessenheit für 
(unterschiedliche) Adressat*innen (vgl. Kapi-
tel 3.4). Dies wiederum stellt die Voraussetzung 
für die Akzeptanz des Angebots durch die Multi-
plikator*innen dar. 

Neben der grundlegenden Skepsis bezüglich 
des pädagogischen Nutzens der Plattform wird 
auch noch der Zeitdruck geltend gemacht, der 
das politische Vorgehen im Projekt bestimmt: 
„Es sollte halt schnell gehen. Es sollte schnell 
was starten“. Auch hier stellt sich die Frage, 
warum nicht auf bestehende Materialien öf-
fentlich-zivilgesellschaftlicher Anbieter wie Ver-
braucherschutzorganisationen zurückgegriffen 
wurde. Diese hätten in Abstimmung mit den Or-
ganisationen in die Plattform integriert werden 
können, was bis dato in keiner Weise gesche-
hen ist. 
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Dies lässt zwei Vermutungen zu: Zum einen, dass 
sich das BMF das Heft des Handelns und die 
Steuerungs- und Definitionshoheit über die In-
halte nicht aus der Hand nehmen lassen möchte 
und zum anderen, dass existierende Materialien 
als inhaltlich-konzeptionell unpassend für die 
durchzusetzende Finanzbildungsstrategie er-
achtet wurden, dies aber nicht offiziell kommu-
niziert wird. 

5.2 Aktivierungspolitische Innensichten: 
Aktienrente als Impulsgeber

Im Folgenden wird die Finanzbildungsinitiative 
im Kontext der Rentenpolitik diskutiert. Mehrere 
Interviewpersonen thematisieren den Zusam-
menhang mit diesem Politikfeld, der bereits bei 
der ethnografischen Beobachtung der Konferenz 
deutlich wurde (Kapitel 2).

Aktivierungspolitische Verbraucher-
regulierung: Nudging
Bei der Erörterung der Frage, warum das BMF 
eine Finanzbildungsinitiative initiiert, äußert die 
politisch verantwortliche Interviewperson:

 „Und das BMF hat natürlich auch das Thema fi-
nanzielle Bildung dann vor der Brust, wenn es 
auch um Fragen geht, wie Verbraucherregulie-
rung und ähnliche Dinge, weil es da natürlich 
unterschiedliche Ansätze gibt, Nudging-An-
sätze oder Ansätze, wo bestimmte standardi-

sierte Produkte oder standardisierte Prozesse 
aufgesetzt werden und man sagt, das ist viel 
besser, wenn alle selbst entscheiden und an-
dere, die wiederum sagen, ja Individualität 
und mündiger Anleger, mündiger Bürger, wie 
auch immer, sollte selbstbestimmt sein, auch 
in Finanzfragen und das Leben ist eben auch 
vielfältiger. […] Also wir haben im BMF sehr 
viel, politisch sehr viel, auch mit der Frage, 
wie ist eigentlich das Finanzwissen und wie 
kann man das so organisieren oder Prozesse 
organisieren, dass die Leute informiert, aber 
eben auch eine eigene Entscheidung treffen 
können.“ (IP6)

Bemerkenswert ist in dem Zusammenhang, 
wie von der Interviewperson die Verbindung 
von Bildung und BMF aus der ministeriellen 
Zuständigkeit weitergehend mit dem Neolo-
gismus der „Verbraucherregulierung“27 begrün-
det wird. Damit wird eine Art individualisier-
tes Steuerungsverständnis offenbar(t), das 
gängige gemeinwohlorientierte Kategorien wie 
‚Verbraucherschutz‘ oder ‚Verbraucherbildung‘ 
als Gegenstand von Politik ersetzen soll. Prä-
zisiert wird dies in der Interviewpassage durch 
die vielsagende und bemerkenswerte Verwen-
dung des „Nudging“-Begriffs. Nudging-Ansät-
ze stellen insofern ein aktivierungspolitisches 
Merkmal dar, als auf verhaltensökonomischer 
Grundlage Menschen durch Anreize zu einem 
bestimmten Verhalten gebracht werden sollen 

27 Eine Googlesuche ergab keinen Treffer des Begriffs, stattdessen wurden (wie zu erwarten) nur Vorschläge zu ‚Verbrau-
cher‘ + ‚Regulierung‘, Verbraucherschutz, Verbraucherrechte, Regelungen für Verbraucher usw. angezeigt.
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(siehe Infokasten 17). Der Begriff wird in der 
Passage am Beginn einer Reihe aus Schlagwör-
tern genannt, in welcher „mündiger Anleger“ 
und „Individualität“ mit „mündige[m] Bürger“ 
gleichgesetzt werden, der „selbstbestimmt […] 
informiert eine eigene Entscheidung treffen“ 
könne. Auch hier zeigt sich der instrumentel-
le Rückgriff auf eine bildungstheoretisch an-
schlussfähige Semantik – Mündigkeit, Selbst-
bestimmung, Individualität einschließlich der 
liberalen Übersetzung in den „mündigen An-
leger“, die gleichsam mitgeliefert wird. Mün-
digkeit als reflexive Entscheidung beinhaltet 
jedoch die Möglichkeit, nein zu sagen bezie-
hungsweise ein ‚Anreizangebot‘ zu kritisieren 
und ihm gerade nicht zu folgen, was aber dem 
Nudgingprinzip grundlegend entgegensteht. 
Denn dieses zielt unabdingbar auf die lineare 
(und vorreflexive) Befolgung des Anreizange-
bots im Sinne eines Reiz-Reaktionsmechanis-
mus auf der individuellen Verhaltens ebene, 
worin aktivierungspolitisch die erwartete Wir-
kungssteuerung liegt, jedoch jenseits reflexiver 
Entscheidungen.

 Infokasten 17:
 Nudging als (bildungs-)politisches 
 Steuerungsinstrument?

 Der Terminus „Nudging“ (engl. für ‚Ansto-
ßen‘, ‚Schubsen‘ oder ‚Stupsen‘), wurde 
2008 von den US-Amerikanern Cass R. Sun-
stein (Jurist) und Richard H. Thaler (Verhal-
tensökonom) eingeführt (Thaler/Sunstein 
2008). Er bezeichnet eine in Wirtschaft und 

Politik eingesetzte Strategie der Verhaltens-
steuerung. Analog zu Prinzipien der Wer-
bung geht es um eine vorbewusste Steue-
rung (Anreize) von Entscheidungsverhalten. 
Individuen sollen auf subtile Weise dazu 
gebracht werden, „etwas Bestimmtes ein-
malig oder dauerhaft zu tun oder zu lassen“ 
(Bendler 2024). Eingesetzt werden einfache 
Belohnungs- und Anreizformen wie Bilder, 
spielerische Gegenstände, Werbesprache 
oder andere Formen der „Warenpräsenta-
tionen“. Verstärkt wird diese Form subtiler 
Aufmerksamkeits- und Verhaltenssteuerung 
auch durch soziale Medien, Algorithmen und 
Künstliche Intelligenz (Bendler 2024).

 
 Aufgrund seiner Steuerungslogik wird Nudging 

als „libertärer Paternalismus“ bezeichnet:

 „Die von den libertären Paternalisten vorge-
schlagenen Maßnahmen beruhen auf zwei 
Grundprinzipien: Sie sollen erstens die indi-
viduelle Entscheidungsfreiheit erhalten oder 
sogar vergrößern – das libertäre Moment: 
‚Libertäre Paternalisten wollen es den Men-
schen leichtmachen, ihren eigenen Weg zu 
gehen‘, schreiben Sunstein und Thaler, ‚sie 
möchten niemanden daran hindern, von sei-
nen Freiheitsrechten Gebrauch zu machen.‘ 
Zweitens aber, und darin liegt der paternalis-
tische Impuls, halten sie es für legitim, ‚das 
Verhalten der Menschen zu beeinflussen, 
um ihr Leben länger, gesünder und besser 
zu machen‘. Sie versuchen deshalb, deren 
Entscheidungen ‚so zu lenken, dass sie hin-
terher besser dastehen – und zwar gemes-
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sen an ihren eigenen Maßstäben‘“ (Bröckling 
2015).

 Die Kritik am Nudging hebt unter anderem das 
trivial(isiert)e Menschenbild hervor, das dem 
Ansatz zugrunde liegt. Die behavioristischen 
Grundannahmen implizieren ein triviales Ver-
ständnis des Individuums als vorbewusster 
Reiz-Reaktions-Maschine, die durch entspre-
chende Signale von außen in ihrem Verhalten 
gesteuert werden kann. Auch wird kritisiert, 
dass Nudging „nicht nur zu einer Verhaltens-, 
sondern auch zu einer Bewusstseinsände-
rung und einer Realitätsverschiebung führen“ 
kann (Bendler 2024). Insofern ist Nudging kein 
neutrales, sondern ein machtorientiertes Be-
einflussungsinstrument auf anreizpsychologi-
scher Grundlage.

Wirtschaftsbürger*innen und 
politische Bürger*innen
Diskursanalytisch betrachtet ist die Vorausset-
zung für die erwähnte Instrumentalisierung des 
Mündigkeitsbegriffs durch IP6 seine Funktion 
als Leerformel beziehungsweise „leerer Signifi-
kant“, der mit ganz unterschiedlichen Bedeu-
tungen besetzt werden kann. Dies zeigt sich un-
ter anderem in der Aussage „mündiger Anleger, 
mündiger Bürger“, in der eine (partielle) Gleich-
setzung beider Figuren erfolgt. Dies impliziert 
eine Unmündigkeitsunterstellung all derjenigen, 
denen mangelnde Finanzkompetenz zugeschrie-
ben wird. Zugleich wird im Interview auch eine 
Trennung von Staatsbürger und „individueller 
Sphäre“ (IP6) vorgenommen:

 „Das muss man, glaube ich, sehr trennen. 
Nämlich die staatsbürgerliche Seite. Also 
was muss ich einfach auch wissen und ver-
stehen, um als Staatsbürger, als Wahlbe-
rechtigter, als Teilnehmer der politischen 
Öffentlichkeit Entscheidungen zur Wirt-
schaftspolitik treffen zu müssen […] Und das 
andere ist die individuelle Sphäre. Was sind 
eigentlich die Entscheidungen mit Finanzbe-
zug, die ich in meinem Leben treffen muss 
und das sind in der Regel ja folgenschwere 
Entscheidungen. Wir müssen alle die unter-
schiedlichsten Entscheidungen treffen in 
unserem Leben und meistens sind die, die 
die eigenen Finanzen betreffen allerdings 
grundlegende, sehr wichtige und auch sehr 
folgenschwere, vor allem, wenn sie falsch 
getroffen werden und dementsprechend, 
also diese beiden Sphären sollte man mei-
nes Erachtens trennen in dem Bereich der 
individuellen Finanzen.“ (IP6)

Durch diese Aufspaltung des Individuums in ei-
nen öffentlichen Staatsbürger (Homo politicus) 
und einen privaten Wirtschaftsbürger (Homo oe-
conomicus) werden soziale, politische und in-
dividuelle Verantwortung voneinander getrennt. 
Gerade auch private Finanzentscheidungen sind 
jedoch – wie jede ökonomische Entscheidung – 
niemals nur individuelle Angelegenheiten, son-
dern hängen von gesellschaftlichen, institutio-
nellen, rechtlichen und ökonomischen Rahmen-
bedingungen wie etwa Steuer- oder Geldpolitik 
ab. Die Finanzbildungsinitiative setze ausdrück-
lich „am Bereich der individuellen Finanzen“ an 
und es wird betont: 

Innensichten aus der Finanzbildungsinitiative
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 „Man muss sagen, es ist kein allgemeines 
ökonomisches Erziehungsprogramm, so wün-
schenswert das wäre, dass man diese Zusam-
menhänge in volkswirtschaftlicher Art noch 
stärker verbreitet. Sondern da geht es in der 
Zielrichtung eher darum, dass der Einzelne 
seine persönlichen Finanzentscheidungen 
besser und informierter treffen kann.“ (IP6)

Diese strategische Trennung von öffentlich- 
politischer Sphäre und individuell-privaten Fi-
nanzentscheidungen ermöglicht es nun zu sa-
gen, dass die Finanzbildungsinitiative „kein all-
gemeines ökonomisches Erziehungsprogramm“ 
ist. Ergänzend ließe sich sagen, dass sie grund-
legend mit liberalen Vorstellungen kollidiert, 
weil keine Erziehungsabsicht kollektiver Art 
damit verbunden ist. Bemerkenswert ist, dass 
IP6 dennoch dem Erziehungsgedanken etwas 
abgewinnen kann, denn wie er zugibt, wäre es 
durchaus „wünschenswert, dass man diese Zu-
sammenhänge in volkswirtschaftlicher Art noch 
stärker verbreitet“. Letztlich verbleibt er jedoch 
auf der aktivierungspolitisch-verhaltensökono-
mischen Ebene, auf der der Erziehungsanspruch 
aus liberaler Sicht legitim und mit dem individu-
alistischen Credo individueller Selbstverantwor-
tung vereinbar ist. Als prototypische Beispiele 
werden Altersvorsorge, Überschuldung und Ra-
tenkauf genannt (IP6). Bei Ersterem wird auf die 
Kernkompetenz im BMF verwiesen:  

 „Also natürlich kennen wir im BMF die Alters-
vorsorgeprodukte oder Finanzprodukte, die 
es gibt, besser als das BMBF […] wir haben 
die BaFin in unserem Geschäftsbereich, also 

wir sind natürlich das Ministerium, das am 
nächsten am Finanzmarkt dran ist und auf 
der anderen Seite ist das BMBF eher an den 
Schulen, Universitäten, an anderen Bildungs-
trägern und auch an den Forschungseinrich-
tungen dran und weiß, wie die arbeiten, so ist 
es.“ (IP6)

Die Aktienrente als ein 
aktivierungspolitischer Anlass 
Auch eine weitere Interviewperson unterstreicht 
die Bedeutung der Aktienrente als einen Anlass 
für die Finanzbildungsinitiative und bettet es in 
einen größeren politischen Zusammenhang mit 
unterschiedlichen Aspekten ein, die im Folgen-
den genauer erläutert werden sollen.

Zunächst wird von IP1 das anfängliche Werk-
stattgespräch zur Finanzbildungsinitiative als 
„Legitimationsveranstaltung“ eingeordnet und 
dann die „Aktienrente“ als wichtiger (Hinter-)
Grund beziehungsweise Anlass für die Finanz-
bildungsinitiative ins Spiel gebracht: 

 „Und ansonsten war das [Werkstattgespräch, 
d. Verf.] eher so dem Charakter nach so eine 
Legitima tionsveranstaltung, um einen ers-
ten Aufschlag für die Initiative zur finanzi-
ellen Bildung und dem, was sich damit ver-
knüpft, nämlich der Aktienrente.“ (IP1)

An anderer Stelle kommt die Interviewperson auf 
das Thema zurück und berichtet sinngemäß von 
Aussagen der Abteilungsleiterin „Allgemeine 
und berufliche Bildung und lebensbegleitendes 
Lernen“ im BMBF. Demnach
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 „kam aus dem BMF, dass wir die Aktienrente 
legitimieren wollen, dass wir die Bevölkerung 
aufklären wollen, das ist eigentlich so das 
Kernthema gewesen. Wir müssen Aufklärung 
betreiben, wo die Sozialstaatsarchitektur 
bundesrepublikanische Prägung nicht mehr 
trägt […] Und klar ist, dass die FDP als partei-
programmatisch ja nicht wirklich konsistente 
Vertretung ihrer Wählerinnen und Wähler der 
privaten Altersvorsorge in besonderer Weise 
das Wort redet. Schon allein, weil da große 
[…] Lobby-Inte ressen hinter stecken aus der 
Versicherungs- und Bankenwirtschaft. Das 
heißt, es gibt ein politisches Momentum, was 
unabhängig von bildungspolitischen Fragen 
ist.“ (IP1) 

Für die Finanzbildungsinitiative stellt nach Dar-
stellung der Interviewperson die Aktienrente ein 
wichtiges Motiv dar. Die Rente ist offenbar mit 
der entscheidenden Frage verknüpft, wie sie po-
pularisiert und aktivierungspolitisch der Bevöl-
kerung respektive den ‚vulnerarblen Gruppen‘ 
nahegebracht werden kann. Hierbei wäre die 
Globaladressierung der Plattform an die gesam-
te „Bevölkerung“ also „Transfer“ ein wichtiges 
Instrument der „Popularisierung“ eines liberalen 
Kernprojekts unter dem Deckmantel der Bildung. 
Als ein Grund für die Notwendigkeit besagten 
Transfers wird eine Art Präventionsstrategie er-
wähnt: Dass die Bevölkerung nicht unvorbereitet 
und „blind quasi in die private Altersvorsorge“ 
getrieben würde. 

Dass vor allem in Deutschland mit der privaten 
Vorsorge ein umfangreicher Beratungsmarkt 

mit im Spiel ist, der unabdingbar mit FDP-Platt-
formprojekt und der liberalen Wähler*innenkli-
entel berührt ist, zeigt der Hinweis, dass „da 
große […] Lobby-Interessen hinter stecken aus 
der Versicherungs- und Bankenwirtschaft“. Als 
Indiz für die klare Interessenpositionierung 
des BMF und Christian Lindner in dem Feld, 
lässt sich dessen Einsatz und seine direkte 
Intervention auf EU-Ebene zur Verhinderung 
eines Provisionsverbots werten (siehe Info-
kasten 18). Im Zuge der Umsteuerung und 
der politisch gewünschten und verstärkten 
Privatisierung der Altersvorsorge (3. Säule des 
Altersvorsorgesystems) ist eine Expansion des 
Beratungsmarktes zu erwarten. Mit dieser wird 
sich auch der Geschäftsbereich der klassischen 
Anbieter wie Vermögens- und Anlageberatun-
gen sowie die Versicherungswirtschaft erwart-
bar erweitern.

 Infokasten 18:
 Kampagne gegen Provisionsverbot

 Martin Reyher hat für das Portal abgeord-
netenwatch die Informationen von Pressere-
cherchen über die Kampagne der deutschen 
Finanzlobby gegen das geplante Provisions-
verbot der EU zusammengetragen (Reyher 
2023). Der Gedanke, durch das Provisions-
verbot falschen Anreizen bei Bankberatungen 
vorzubeugen, entstand infolge der Finanz-
krise von 2008. Im November 2022 wurden 
Lobby vertreter*innen in einem Schreiben an 
das BMF vorstellig: 

Innensichten aus der Finanzbildungsinitiative
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 „Interne Unterlagen zeigen, wie die deut-
sche Finanzindustrie ein Provisionsverbot 
für Anlageberater verhinderte. Hilfe bekam 
sie von Finanzminister Christian Lindner und 
einem CSU-Abgeordneten. […] Am 4. Novem-
ber geht bei Lindners Parlamentarischen 
Staatssekretär Florian Toncar ein Hilferuf 
des Lobbyvereins Deutsche Unternehmens-
verband Vermögensberatung ein. In Brüssel 
habe man gehört, dass die EU-Kommission 
ein Provisionsverbot bei Anlageprodukten 
‚wohl ernsthaft‘ in Erwägung ziehe, schreibt 
der Lobbyist. Dann kommt er zur Sache: Sein 
Verband benötige die ‚Unterstützung der Bun-
desregierung‘. Ein halbes Jahr später beerdigt 
die EU-Kommission ihre Pläne vorerst“ (Rey-
her 2023).

 Zur Vorgeschichte schreibt Reyher:
 „Die Finanzbranche ist alarmiert über Plä-

ne von EU-Finanzkommissarin Mairead Mc-
Guinness zum Schutz von Kleinanleger*innen. 
Die Irin erwägt, Provisionen in der Anlage-
beratung komplett zu verbieten. Verbraucher-
schützer applaudieren, für Finanzvermittler 
ist es eine schlechte Nachricht. Sie sehen ihr 
Geschäftsmodell bedroht und aktivieren nun 
ihre politischen Netzwerke […] Auch die Deut-
sche Unternehmensverband Vermögensbera-
tung (DUV) schickt einen Brief ans BMF […] Die 
Bittbriefe verfehlen ihre Wirkung offenkundig 
nicht. Einige Wochen später schaltetet sich 
der Finanzminister persönlich in die Ausei-
nandersetzung mit der EU ein. Vier Tage nach 
Heiligabend schickt Christian Lindner einen 
Brief nach Brüssel. Er sei ,tief besorgt ‘ über 

das geplante Provisionsverbot, lässt Lindner 
die Kommissarin McGuinness wissen. In der 
deutschen Versicherungswirtschaft sei es üb-
lich, dass Abschlussprovisionen für Produkte 
der privaten Altersvorsorge gezahlt würden. 
‚Ich habe die starke Befürchtung, dass ein 
generelles Verbot die Anlageberatung in den 
Fällen behindern würde, in denen sie am 
meisten benötigt wird.‘

 
 Verbraucherschützer sehen das ganz anders. 

Aus ihrer Sicht kommen Provisionen vor al-
lem einem zugute: der Finanz- und Versiche-
rungswirtschaft. ‚Eine Vergütung der Verkäu-
ferinnen und Verkäufer über die Produkte 
ist meistens nur für sie profitabel‘, urteilt 
der Bundesverband der Verbraucherzentra-
len. Provisionen würden zudem die Gefahr 
bergen, Verbraucher*innen ‚zu ungewollten 
Vertragsabschlüssen zu drängen‘. Das kön-
ne ‚großen Schaden‘ anrichten, etwa bei der 
Altersvorsorge‘ […] Große Vorbehalte gegen 
Provisionen gibt es auch innerhalb der Am-
pel-Koalition. Anfang des Jahres sprach sich 
die grüne Bundestagsfraktion für ein Provi-
sionsverbot aus und unterstützte damit die 
Pläne der EU-Kommission“ (ebd.).

5.3 Reiche und arme Zielgruppen

Sowohl Praktiker*innen, die seit langem im Feld 
der Finanzbildung arbeiten, als auch wissen-
schaftliche Akteure unterstreichen übereinstim-
mend die Komplexität und Schwierigkeiten, ‚vul-
nerable‘ Zielgruppen zu erreichen. Sie heben dies 
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in kritischer Kontrastierung zu den simplifizieren-
den Wirkungsvorstellungen politischer Akteure 
hervor und vor allem hinsichtlich der Plattform, 
deren innovative Bedeutung beziehungsweise 
Effekt für das Feld in Frage gestellt wird. 

IP1 hebt die Differenz von sozioökonomischem 
Status der Zielgruppe und der Adressierung des 
(zukünftigen) Angebots auf der Plattform her-
vor. Denn problematisch an der Initiative sei,

 „dass man jetzt künftig denen, die keine 
Möglichkeit gehabt haben, privat für das 
Alter vorzusorgen, auch nun den Vorwurf 
machen kann, ihr habt ja zu aktiven beruf-
lichen Zeiten nichts getan. Wenn man sich 
nur anschaut, wie die Sparquote der unteren 
50 Prozent der bundesrepublikanischen Be-
völkerung aussieht, da kann man feststellen, 
dass bei 40 Prozent gar nichts zu holen ist28, 
weil die alles verkonsumieren müssen, stei-
gende Lebens- und Wohnkosten usw. und 
10 Prozent maximal sparen können, worauf 
sich auch keine auskömmliche Finanzierung 
des Lebens im Alter gründen lässt.“ (IP1)

Insgesamt steigt also der normative Druck auf 
ärmere Zielgruppen, deren materielle Lage 
schlicht eine private Altersvorsorge nicht oder 
nicht in dem Maße zulasse, dass damit präven-

tive Wirkungen zur Vorbeugung von Altersarmut 
entfaltet werden könnten. Aber: Die gesamt-
gesellschaftlichen Erwartungen, mit denen ma-
teriell schlechter gestellte Milieus zunehmend 
konfrontiert sein werden, steigen über die Zeit. 
Das wird hier als das „schlimme pädagogisch 
Moment“ bezeichnet und damit die performative 
Funktion der Plattform unterstrichen. Denn über 
die Plattform werden mit den Angeboten auch 
politische Erwartungen und Anforderungen an 
alle Bürger*innen adressiert, sich zu informie-
ren und die ‚richtigen‘ Entscheidungen für die 
private Altersvorsorge zu treffen. Die verstärk-
te Individualisierung von Verantwortung bei zu 
erwartender verstärkter Prekarisierung der ren-
tenpolitischen Situation ist ein unabdingbarer 
und politisch in Kauf genommener, wenn nicht 
erwünschter Effekt, welcher die beiden Projekte 
der Finanzplattform und Aktienrente miteinan-
der verbindet.

Schließlich werden noch die wichtigen habitu-
ellen Voraussetzungen und Probleme angespro-
chen, welche Entscheidungshandeln genauso 
zugrunde liegen wie unterschiedliche Erreich-
barkeit heterogener sozialer Milieus:

 „Die Prägekraft des Elternhauses für die In-
vestitionswilligkeit oder Bereitschaft ist im-
mens hoch ist. Also als Kind von zwei Beam-

28 Gemäß einer aktuellen Studie zu den Gründen für ein zurückhaltendes Investitionsverhalten in Finanzprodukte geben 
genau die Hälfte, also 50 Prozent der Befragten an, dass sie sich aus ökonomischen Gründen keine Investitionen in 
Finanzprodukte leisten könnten (Treu/Ells 2024: 22). Mit weitem Abstand folgen andere Gründe: 24,7 Prozent wol-
len Risiken vermeiden, 23,6 Prozent fühlen sich nicht ausreichend informiert, 19,2 Prozent haben kein Vertrauen in 
die Finanz branche (ebd.). Möglicherweise wäre, anreizpsychologisch argumentiert, ein Provisionsverbot ein erster 
Schritt, um das Misstrauen gegenüber Banken, Finanzdienstleistern und so weiter zu senken.

Innensichten aus der Finanzbildungsinitiative
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ten oder von der Beamtin oder einem Beam-
ten, ist man immer risikoaverser als jemand, 
der/die Selbstständigkeit zu Hause erfahren 
hat. Oder natürlich ist das Investitionsver-
halten von jemanden, der einer gesicherten 
beruflichen Zukunft entgegensieht, ein ande-
res als das eines prekär Beschäftigten. Also 
wenn ich nicht weiß, ob ich nächstes Jahr 
noch meinen Job habe, schränke ich meine 
Konsumentscheidungen ein oder fahre ich 
die entsprechend zurück. Und das wirkt 
sich auch auf’s Sparverhalten aus. (...) Ich 
will nicht sagen, es geht nur um Aktien, De-
visen und Fonds, bei dem was jetzt BMF und 
BMBF da vorhaben. Aber es ist schon ein sehr 
reduktionistisches Verständnis dessen, was 
finanzielle Bildung kennzeichnet.“ (IP1)

Das „reduktionistische Verständnis“ ist aber 
durchaus anschlussfähig an den Status von 
sozioökonomisch etablierten beziehungswei-
se regulär beschäftigten Erwerbspersonen, die 
ökonomisch unabhängig sind, es sich leisten 
können, risikoaffiner zu sein und autonomer 
entscheiden können. Dies schließt tendenziell 
die offiziell adressierten vulnerablen Zielgrup-
pen aus, wobei erst durch die Globaladressie-
rung (ganze Bevölkerung) das erzieherische 
beziehungsweise erwähnte „pädagogische Mo-
ment“ entsteht, durch das besagte vulnerable 
Gruppen an Finanz bildung und private Vorsorge 
‚herangeführt‘ werden sollen. 

IP2 weist darauf hin, wie schwer in pädagogi-
scher Hinsicht Zielgruppen – zumal als ‚vulne-
rabel‘ definiert – zu erreichen seien:

 „Das können ja auch keine VHS-Kurse sein. 
Da gehen ja auch nur gebildete Leute hin. 
Man kann aber auch nicht zu den Leuten in 
den Block und sagen, wir sind jetzt da, kommt 
mal alle auf den Flur, heute gibt es mal eine 
Stunde Finanzunterricht. Das ist nicht ein-
fach. Man versuchte ja sogar, in Italien Dia-
loge in Seifenopern zu kaufen. Das hat auch 
die Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft 
vor 20  Jahren in Deutschland mal probiert 
und dafür genug Ärger gekriegt, dass sie dann 
beim Marienhof gefakte Dialoge kaufen. Das 
ist unter Bildungsaspekten auch nochmal 
höchst kritisch.“ (IP2)

Zwei Aspekte scheinen hierbei bemerkenswert, 
was die Adressatengruppe betrifft: Zum einen 
wird hier von der IP ironisch die (oben schon 
erwähnte) Indifferenz gegenüber sozialökono-
mischen Problemen und Differenzen deutlich 
gemacht, da lediglich die ‚lebensweltliche‘ Er-
reichbarkeit über Medien, Werbung, Konsum 
usw. als Pro blem zum Ausdruck gebracht wird. 
Demnach fände eine Verschiebung des Fokus 
von unterschiedlichen sozialen Gruppen und 
Ausgangslagen hin zu einem abstrakten Konsu-
mentensubjekt statt. Dieses abstrakte Subjekt 
ist hier generell impliziert: Alle haben ähnliche 
oder die gleichen Konsumbedürfnisse und im 
Konsum sind quasi alle Menschen gleich – und 
nur dort können Sie demnach auch erreicht wer-
den. Es handelt sich im Grunde also um eine 
Werbelogik, nach der die Konsumentensubjek-
te angesprochen und beiläufig (‚en passant‘) 
über die Themen Geld und Finanzen ‚informiert‘ 
werden sollen. Zum anderen wird deutlich, dass 
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damit eine Verschiebung der Verantwortung für 
Aneignung, das Verstehen und Einordnen von 
Informationen auf das Individuum einhergeht. 
Denn eine Wirkungskontrolle beziehungsweise 
Evaluation davon, was bei den Adressat*innen 
ankommt, wird von den politisch Verantwortli-
chen nicht problematisiert.

IP4 von der regionalen Schuldenberatung be-
richtet von Erfahrungen bei der Schwierigkeit, 
Zielgruppen zu erreichen und erklärt diese mit 
dem verfehlten Plattformangebot: 

 „Also ich habe festgestellt, dass einzelne 
Zielgruppen, beispielsweise ältere Perso-
nen, schwierig zu erreichen sind. Das hat si-
cher auch vielschichtige Hintergründe, aber 
da haben wir die Erfahrung gemacht, dass 
wir über Dritte, die etwa vertraut sind, dann 
eher Zugang finden können. Und auch bei 
den Multiplikatorenschulungen. Das haben 
wir im Blick, das nimmt auch zu, die Anfragen 
und die Angebote, die wir machen […] Also 
ich glaube, so Materialien auf einer Finanzbil-
dungsplattform können schon unterstützend 
sein, weil wenn wir jetzt zum Beispiel eine 
Multiplikatorenschulung durchführen, dann 
könnten wir sagen, hier weiterführende Infos 
sind sie auf einer einzigen Seite. Das wäre ei-
gentlich total schön, da was mit an die Hand 
geben zu können. Und das kann man natür-
lich machen, aber wie gesagt, dann braucht 
man wieder trotzdem auch viel finanzielle 
Bildung, um dann selbstständig unterschei-
den zu können. Und ich glaube, das ist so das 
Dilemma. Natürlich ist diese Plattform nicht 

ausreichend. Also es braucht diese Multi-
plikatorInnenschulung, es braucht den per-
sönlichen Kontakt, Workshops an Schulen, 
ältere Menschen und so weiter. Also genau, 
es ersetzt auf jeden Fall nicht die Angebote, 
die es schon gibt oder die es noch bräuchte.“ 
(IP4)

In den Aussagen wird zum einen die unterstützen-
de Funktion des Plattformmaterials und dessen 
Nutzung im Rahmen von Multiplikator*innen-
schulungen beziehungsweise als „weiterführen-
de Infos“ deutlich. Zum anderen hebt IP4 hervor, 
dass es stets eines Bildungskontextes bedarf, 
eben: „finanzieller Bildung, um dann selbststän-
dig entscheiden zu können“. Aus der Erfahrung 
der Schuldnerberatung wird die wichtige Rolle 
intermediärer Akteure zwischen Organisation 
und Schuldner*in für eine gelingende Zielgrup-
penerreichung unterstrichen, beispielsweise die 
lokale Ansprache „über Dritte“ oder vor Ort. Als 
Beispiel wird der Elternabend erwähnt: „So wie 
ich das mache an einem Elternabend anzudo-
cken und in dem Rahmen was zu erzählen. Kei-
ne neuen Strukturen schaffen, das braucht es 
gar nicht, sondern tatsächlich in bestehende 
Strukturen von den Einrichtungen gehen“ (IP4). 
Informationen oder auch nur Hinweise zu beste-
henden lokalen Ansprachemöglichkeiten, Ver-
netzungen und Vermittlungskonzepten bleiben 
bisher bei der Plattform völlig außen vor. Und 
eines macht das Statement klar: Isolierte Mate-
rialien machen aus Sicht von Schuldnerberatun-
gen nur einen begrenzten bis gar keinen Sinn, 
wenn sie nicht institutionell mit Beratung oder 
Bildung verknüpft sind.  

Innensichten aus der Finanzbildungsinitiative



Finanzbildung als politisches Projekt

84

Problematisches Sparverhalten 
der Mittelschicht
IP6 als politisch verantwortliche Person für die 
Finanzbildungsinitiative hebt das Risiko von fi-
nanziellen „Fehlentscheidungen“ mit Blick auf 
‚vulnerable‘ Gruppen hervor:

 „das sind das natürlich die, die ja doch auch 
in besonderer Weise, also erst mal ohnehin 
auch gefährdet sind, finanziell auch knapper 
dran sind und wo die Fehlentscheidungen in 
finanzieller Hinsicht auch noch mal viel exis-
tenzieller sind als bei Gruppen, wo es im End-
effekt dann auch irgendwie verkraftbar ist, 
wenn eine Fehlentscheidung getroffen wird, 
eine finanzielle Fehlentscheidung.“ (IP6) 

Nach ihrer Deutung sind die Fehlentscheidungen 
auf einen Informationsmangel zurückzuführen, 
der schlecht informierte Menschen zu einer Art 
Risikogruppe für sich selbst, also Selbstgefähr-
der*innen werden lässt. Dem soll mit der Finanz-
bildungsinitiative so entgegengewirkt werden, 
„dass der Einzelne seine persönlichen Finanz-
entscheidungen besser und informierter treffen 
kann“ (IP6).

 „Es ist richtig, dass wir bei den vulnerablen 
Gruppen, wo wir ein unterdurchschnittliches 
Finanzwissen haben, natürlich andere Risi-
ken haben. Die haben selten das Problem, 
dass sie nicht wissen, wohin mit ihrem Geld 
oder dass sie irgendwie ihre Überschüsse na-
türlich falsch ansparen. Das hat man in der 
Mittelschicht sehr wohl. [...] aber wir haben 

natürlich das Problem, dass viel Geld auf 
Sparkonten rumliegt und real an Wert verliert. 
Da haben wir ein ungutes Sparverhalten, was 
auch volkswirtschaftlich gar nicht so gut ist, 
weil wir dadurch zum Beispiel auch schlechter 
sind im Bereich Aktienmärkte bis hin zu, aber 
auch bis hin zu Beteiligungskapital. Das ist ein 
Mittelschichtproblem. Wie spare ich klüger 
und ohne reale gewissermaßen Verluste oder 
eine real letzten Endes nur stagnierende Port-
folioentwicklung. Bei den vulnerablen Grup-
pen haben wir natürlich oft das Problem, wie 
behalte ich den Überblick über die eigenen 
Finanzen, wie kann ich einschätzen, was ich 
mir monatlich leisten kann, wie kann ich auch 
korrigierend eingreifen, wenn ich merke, ich 
komme damit nicht hin, was sind Faktoren, 
auch Risiken, die dazu kommen und auch an 
wen kann ich mich wenden, wenn ich Proble-
me habe, von Schuldnerberatung bis ande-
ren.“ (IP6)

Diese Differenzierung der spezifischen Probleme 
von „vulnerablen Gruppen“ und „Mittelschicht“ 
impliziert zwei Annahmen: 

 Zum einen, dass es eine Normalverteilung 
unterschiedlicher Problemlagen relativ zum 
Gruppenstatus gibt und dies zugleich auch 
als ‚normal‘ beziehungsweise „natürlich“ gilt 
(„haben natürlich das Problem“). Auch die 
salopp-ironische Formulierung „Die haben 
selten das Problem, dass sie nicht wissen, 
wohin mit ihrem Geld“ verrät im Kern die im-
plizite normativ-normalisierende Distanzie-
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rung beziehungsweise Indifferenz gegenüber 
Armut und prekären Lebensverhältnissen als 
Strukturproblem.  

 
 Damit ist zum anderen impliziert, dass die 

ganz unterschiedlichen Problemlagen als 
‚gleichwertig‘ anerkannt werden mit dem 
Effekt, dass die Statushierarchie ‚egalisiert‘ 
und soziale Unterschiede ausgeklammert 
werden. So werden Unterschiede auf Hal-
tungs- oder Einstellungsprobleme reduziert, 
die Relevanz haben, weil sie letztlich vulne-
rable Gruppen und Mittelschicht miteinander 
verbinden. 

Angesichts dieser Differenzierungen stellt sich 
die Frage, ob Initiative und Plattform nicht vor 
allem an die ‚problematische‘ Mittelschicht mit 
einem „unguten“ und volkwirtschaftlich nach-
teiligen „Sparverhalten“ adressiert sind und 
weniger an vulnerable Gruppen29, die aber aus 
Legitimationsgründen auch ‚mitgenommen‘ 
werden müssen, um sich nicht dem Vorwurf 
der Klientelpolitik auszusetzen. Zumal diese 
im Feld der Schuldnerberatungen, Präventi-
onsnetzwerke und Verbraucherzentralen ‚ihre‘ 
Anlaufstellen haben und mit Beratung und In-
formationen dort versorgt werden. Inwieweit 
„vulnerable Gruppen“ dann durch das Projekt 

und mit der Plattform ‚abgeholt‘ oder ‚mitge-
nommen‘ werden können, muss sich also erst 
noch erweisen. 

In dieser Aufspaltung, Reduktion und symbo-
lischen Egalisierung der Problemlagen steckt 
insofern ein hohes ideologisches Potential un-
terschiedlicher Verantwortungszuschreibung, 
als über die einen als Problemgruppe geredet 
und Anpassungsdruck erzeugt wird, während 
die anderen mit ihrem „Bedarf“ an Information 
gemeint sind. Hierin verbindet sich arbeitsteilig 
die caritative Linie der klassischen Schuldner-
beratung und -hilfe, die seit dem 19. Jahrhundert 
besteht und sich bis auf die Armenpflege in der 
frühen Neuzeit zurückführen lässt (vgl. Infokas-
ten 9, Kapitel 3.3), mit der liberalen klientilis-
tische Perspektive, die sich auf die Mittelklas-
sen-Probleme fokussiert und die Leistungsträger 
der Mittelschicht im Blick behält.  

Wie diese unterschiedliche Adressierung funk-
tioniert, verdeutlicht IP6 noch in seiner Zwei- 
Welten-Theorie der Schulden-/Investitionsöko-
nomie einer guten/schlechten Information und 
falschen/richtigen Wahlentscheidungen. IP6 
differenziert nach „Abstufungen“ zwischen dem 
„Bildungsproblem“ vulnerabler Gruppen und 
dem „Informationsbedarf“ der Mittelschicht: 

29 Diese werden zwar offiziell als wesentliche Zielgruppe benannt, aber wenn man die bisher veröffentlichten Materi-
alien betrachtet, so wird schnell sichtbar, dass diese vor allem an ein bildungsnahes, mit viel kulturellem Kapital 
und ökonomischen Kompetenzen und Interessen ausgestattetes Publikum adressiert sind – und weniger an die 
Klient*innen von Schuldnerberatungen, was auch die Interviewpersonen aus diesem Bereich deutlich gemacht ha-
ben.    
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 Also insofern, ja, natürlich gibt es Abstufun-
gen. Die einen haben eher ein Bildungspro-
blem, die anderen haben eher einen Informa-
tionsbedarf. Aber jedenfalls finde ich, dass 
wir auch die Mittelschicht nicht vergessen 
dürfen, weil auch die in Situationen kommen 
kann, wo sie dann doch vielleicht mit ‚unter-
legenem‘30 Wissen auch falsche Entscheidun-
gen trifft oder jedenfalls Zufallsentscheidun-
gen trifft, wo man gar nicht weiß, was gerade 
entschieden wird.“ (IP6)

Die „Bildungsprobleme“ vulnerabler Gruppen, 
so lässt sich weiterführen, sind biographisch 
und habituell tiefer im Individuum verankert 
und lassen sich schwerer pädagogisch bearbei-
ten als Informationsdefizite beziehungsweise 
der „Informationsbedarf“, dem man schneller 
nachkommen kann. Diese holzschnittartige Dif-
ferenzkonstruktion von IP6 nach unterschied-
lichen Problemen und Bedarfen enthält starke 
normative und fixe Annahmen über Wissen und 
Kompetenzen „der Mittelschicht“. Denn deren 
Angehörige können „auch in Situationen kom-
men, wo sie dann doch vielleicht mit ‚unterle-
genem‘ Wissen auch falsche Entscheidungen“ 
oder nur „Zufallsentscheidungen treffen, wo 
man gar nicht weiß, was gerade entschieden 
wird“. Was unter dem Begriff „unterlegenen Wis-
sens“ genau zu verstehen ist, wird nicht ausge-
führt, aber es kann vermutet werden, dass kein 
‚informations- oder entscheidungsadäquates‘ 
Wissen ist – der homo oeconomicus sitzt also 

potentiell auch der Mittelschicht im Nacken, 
die seit vielen Jahren von Abstiegsdynamiken 
erfasst wird (Nachtwey 2016).

5.4 Bildungstheoretische Kritik an der 
liberalen Finanzbildungsinitiative

 

Aus bildungstheoretischer Sicht zeichnen ver-
schiedene Interviewpartner*innen einen sich 
rasch verengenden Pfad der Entwicklung, der 
Akteurs auswahl und Perspektivenreduzierung 
im Projekt nach. Eigene Einschätzung und Erfah-
rungen der Akteure – etwa in Form ignorierter 
Kooperationsangebote – bezeugen aus der In-
nensicht, wie hochgradig selektiv der gesamte 
Prozess durch die politisch Verantwortlichen ge-
steuert und strategisch kanalisiert wurde. Ins-
gesamt zeigt sich aus unterschiedlichen Quellen 
ein Bild der schrittweisen Schließung des Ent-
wicklungsprozesses, die im widersprüchlichen 
Kontrast zur Öffnung hin zu Stakeholdern und 
Partizipation auf Augenhöhe steht. Artikuliert 
werden hierbei grundlegende bildungstheo-
retische Kritikpunkte, was die Vermittlung von 
Wissen, die Erreichung von Zielgruppen, den pä-
dagogischen Impact und die Eignung der Mate-
rialien auf der Plattform betrifft.

Ausschluss sozialwissenschaftlicher 
Perspektiven
Die erste Interviewperson (IP1) äußert in ihrer 
Einschätzung des Werkstattgesprächs, das am 
1. Februar 2023 im BMBF unter dem Titel „Ökono-

30 IP6 macht setzt hier symbolisch mit der entsprechenden Handgestik Anführungszeichen.
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mische Bildung in Zeiten gesellschaftlicher Um-
brüche“ stattfand, zunächst ihre Überraschung 
zur Zahl der eingeladenen Stakeholder: 

 „Ich hatte mit einem sehr viel größeren Kreis 
gerechnet […] Ich glaube es war so eine Einhe-
gungsstrategie, weil von Seiten verschiede-
ner Akteure wie der Bundeszentrale für poli-
tische Bildung, dem Deutschen Kinder- und 
Jugendinstitut und dem Bundesverband der 
Verbraucherzentralen sehr deutlich eine so-
zialwissenschaftlich-integrative Perspektive 
stark gemacht und deutlich gemacht wurde, 
wie wichtig das Erziehungswissenschaftliche 
ist.“ (IP1)

Was die Kriterien für die Auswahl der Personen 
von Seiten des BMBF waren, hat sich IP1 nicht 
erschlossen. Wie IP1 und IP5 unabhängig von-
einander berichteten, führte die durchaus kon-
troverse Diskussion unter anderem dazu, dass 
Akteure, welche explizit die erwähnte „sozial-
wissenschaftlich-integrative Perspektive stark 
gemacht“ haben, keine weitere Einladung mehr 
vom BMBF zu den Folgegesprächen erhielten. 
Bemerkenswert erscheint dabei: Das Thema des 
Werkstattgesprächs war gemäß des Titels ökono-
mische und nicht nur finanzielle Bildung. Annah-
men darüber, wie es im späteren Verlauf zu einer 
thematischen Verengung auf finanzielle Bildung 
kam, erklärt IP2. Die Interviewperson erfährt 
über eine Twitter-Nachricht von der geplanten 
Forschungsförderung und wird erst auf Nachfra-
ge zum Werkstattgespräch eingeladen. IP1 schil-
dert, wie es ihrer Ansicht nach zur thematischen 
Verengung auf finanzielle Bildung kam:

 „Und dann auf einmal habe ich die Info be-
kommen von der Kollegin, dass es wohl offen-
sichtlich so sei, dass es jetzt finanzielle Bil-
dung sein soll, weil das BMF sich mit in dem 
Spiel gebracht hat. Das BMBF hätte lieber an 
diesem allgemeinen Begriff ökonomische 
Bildung, glaube ich, ursprünglich gehangen 
und das BMF hat dann für finanzielle Bildung 
plädiert […] weil es in Europa auch in ande-
ren Ländern über die OECD gesteuert, viele 
Initiativen und auch nationale Strategien für 
Financial Literacy gibt. Also hatten wir diese 
Terminologie. Ich war nicht so glücklich, weil 
es war für mich eine Verengung des Ganzen, 
auf nur diesen Finanzbereich. Aber es ist viel-
leicht das, was man am besten kommunizie-
ren konnte. Ich habe keine Ahnung, warum 
diese Verengung da war.“ (IP2)

Hier wird die Ansicht vertreten, dass beide Minis-
terien ursprünglich eine unterschiedliche Strate-
gie verfolgten, die jedoch aufgrund der Entschei-
dungs- und Definitionsmacht für das BMF ent-
schieden wurde. Das wirft erneut ein bemerkens-
wertes Licht auf das Zusammenspiel und Hierar-
chieverhältnis beider Ministerien und den damit 
einhergehenden Widersprüchen angesichts der 
Frage, warum ein Finanzministerium explizit eine 
Bildungsplattform betreibt und dies nicht einfach 
dem sehr viel passenderen Bildungsministerium 
überlässt. Zudem legt die Darstellung von IP2 
nahe, dass die Entscheidung für „Finanzbildung“ 
statt „ökonomischer Bildung“ vor allem politik-
strategischer Natur und nicht inhaltlich-konzep-
tioneller Art war und dazu diente, unter anderem 
den Anschluss an die OECD zu gewährleisten.
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Dass ökonomische und finanzielle Bildung in 
den ursprünglichen Erwartungen der Stakehol-
der offenbar gar nicht getrennt wurden, macht 
IP3 deutlich. Die Interviewperson ist für eine 
überregionale Verbraucherschutz- und Schul-
denberatungsinstitution tätig und klärt das 
Missverständnis auf, das anfänglich zur Finanz-
bildungsinitiative herrschte:

 „Wir hatten das tatsächlich eher so unter die-
sem Dach ökonomische Bildung gesehen. Nie 
so ganz klar geworden, ob das jetzt in einer 
Linie steht. Wir haben das ehrlicherweise 
erst losgelöst, tatsächlich in dieser Finanz-
bildungsgeschichte dann wahrgenommen.“ 
(IP3)

IP5, tätig in einer Einrichtung zur politischen 
Bildung, weist bezüglich ökonomischer Bil-
dung auf zwei Kritikpunkte hin: Zum einen auf 
die Frage, ob und inwieweit ökonomische Bil-
dung politische Bildung beinhaltet und grund-
legende Prinzipien der politischen Bildung 
(Beutelsbacher Konsens, siehe Infokasten 10) 
auch für ökonomische Bildung maßgebend 
sind: Ökonomischen Bildung, „als reflexiver, 
kritischer Teil von politischer Bildung und nicht 
als Substitut von politischer Bildung“ (IP5). 
Zum anderen hebt IP5 Auseinandersetzungen 
um eine enge Variante ökonomischer Bildung 
und ein weites Konzept sozioökonomischer 
Bildung hervor. Insofern stellt der Fokus auf 
Finanzbildung ohne Bezug zur ökonomischen 
Bildung eine weitere Reduktion des themati-
schen Sichtfeldes dar.

Mangelndes Bildungsverständnis
IP2 berücksichtigt eine erweiterte Perspektive 
ökonomischer Bildung und verweist positiv auf 
den grünen Wirtschaftsminister Robert Habeck. 
Dieser hätte auf einem Kongress des Netzwerks 
Bündnis Ökonomische Bildung 2020 „die beste 
Rede zur ökonomischen Bildung gehalten hat, 
die je ein Politiker für mich gehalten hat, weil 
er es genau in diese ganzen gesellschaftlichen 
Kontexte eingebettet hat“ (IP2), also für eine 
sozioökonomische Perspektive eintrat. Moniert 
wird demgegenüber grundlegend die Unterkom-
plexität der BMF-Perspektive:

 „Es gibt so zwei, finde ich, zwei Dinge, die am 
Anfang unterkomplex waren. Wir werden mal 
sehen, wie das weitergeht. Das eine ist eben 
diese Verengung auf eine Verbraucherper-
spektive, dann auf eine Taschengeldkunde. 
Das ist sehr stark an instrumentellem Wissen 
ansetzt, Lebensbewältigung, Ertüchtigung 
oder so. Aber wenn man einen weiteren Be-
griff hat von Mündigkeit, der Teilhabe mitein-
schließt, der Reflexion, ethische Betrachtung 
miteinschließt, dann ist es eine etwas kom-
plexere Geschichte. Und ich habe dort dafür 
plädiert, dass man die drei Rollen Verbrau-
cher, Erwerbstätige, Wirtschaftsbürger mit 
einzieht, dass man die drei Ebenen Individu-
um, Interaktion und System berücksichtigt 
und dass man diese drei Wissensbereiche, 
also instrumentelles Wissen, Strukturen, 
Funktionen, Wissen und Werte, Wissen über 
Werte, Wertebildung, mit reinbringt, weil das 
sich aus dem allgemeinen Bildungsbegriff 
ergibt und hab gesagt, dann wird es einfach 
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ein bisschen komplexer. Das war so der eine 
Teil, den ich sozusagen dort vertreten habe. 
Der zweite ist, dass in dieser Diskussion im-
mer wieder drei Dinge durcheinander gehen: 
Information, Beratung und Bildung. Die tun 
alle so, als würden sie über dasselbe reden, 
aber von einem echten Bildungsbegriff hat 
kaum jemand ein Verständnis und vor allem 
auch nicht, was dafür erforderlich ist, um 
wirklich Bildung zu erwerben, sondern dann 
ist die Idee teilweise, war dann zumindest zu 
Beginn eher sehr kampagnenartig und eher 
so Informationskampagne oder Beratungs-
möglichkeiten, das ist dann etwa Verbrau-
cherschutz. Aber wenn man es finanzielle 
Bildung nennt, dann muss man Bildung auch 
machen.“ (IP2)

IP2 benennt hier ausführlich die Kritikpunkte 
einer engen Finanzbildung aus bildungstheore-
tischer Sicht: 

a) Die funktionalistische Einschränkung von Fi-
nanzbildung auf den bloßen Umgang mit Geld 
(„Taschengeldkunde“), welche die Komplexi-
tät von Finanzentscheidungen trivialisiert. 

b) Die Verwechselung beziehungsweise unzu-
lässige Gleichsetzung von „Information, Be-
ratung und Bildung“, die bereits in Kapitel 3.4 
kritisch reflektiert wurde. 

c) Die emanzipatorischen und partizipativen 
Dimensionen ökonomischer und finanzieller 
Bildung, die einerseits unabdingbar mit dem 
Konzept der Allgemeinbildung einhergehen, 
andererseits Grundlage für ein kritisch- 
reflexives Entscheidungshandeln sind.

Die funktionalistisch-individualistisch redu-
zierte Perspektive wird auch auf Verbraucher-
schutzseite kritisch gesehen. So macht IP3 
deutlich, dass es sich um eine Priorisierung 
des BMF beziehungsweise des Finanzministers 
handelt:

 „Also es ist sehr vage, was für ein Bildungs-
verständnis haben wir da? Was sind auch die 
Inhalte, die mit der Finanzbildung vermittelt 
werden sollen? Wenn man sich anguckt, was 
Christian Lindner zum Beispiel dazu gesagt 
hat, warum wir das brauchen, so finde ich, ist 
es eine sehr funktionalistische Herangehens-
weise. Wir geben ein bisschen Wissen rein, 
Leute, die Geld haben, wissen dann wie sie 
kluge Anlageentscheidungen treffen. Aber es 
wird sozusagen auch so praktisches Wissen, 
bestimmte Informationen, die ich brauche, 
so reduziert und es geht, ist mein Eindruck, 
in vielen Gesprächen auch weniger darum, 
welche grundlegenden Kompetenzen müssen 
wir vermitteln und greift es nicht eigentlich 
auch zu kurz. Also es ist jetzt eben eine Fi-
nanzbildung, die sich eben mit finanziellen 
Entscheidungen auch sehr stark auf einer in-
dividuellen Ebene, finde ich, beschäftigt. Wir 
präferieren da in der Verbraucherbildung ein 
anderes Bild, sozusagen auch, also Finanzbil-
dung als Teil einer ökonomischen Bildung.“ 
(IP3)

Die bildungstheoretischen, zielgruppendiffe-
renzierenden und praktisch-pädagogischen 
Ansprüche lassen sich – so ist herauszule-
sen – nur erreichen, wenn Finanzbildung als 
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integraler Teil einer ökonomischen Bildung 
verstanden wird. Die eher elitäre Zielgrup-
penorientierung, die hier ironisch mit dem 
‚Dreiklang‘ „ein bisschen Wissen […] Leute die 
Geld haben […] kluge Anlage entscheidung“ 
zum Ausdruck gebracht wird, impliziert die 
Befürchtungen einer Verbraucherschutzposi-
tion, dass sich mit der Plattform eine solche 
Etabliertenperspektive auf Finanzbildung über 
kurz oder lang hegemonial im gesamten Feld 
durchsetzen könnte. 

Diese reduzierte Perspektive, wie sie von Lindner 
und der OECD repräsentiert wird, zeitigt, so die 
weitergehende Kritik, nachhaltige Wirkungen auf 
die gesellschaftspolitische Thematisierung von 
und Diskurse über Finanzbildung. Denn Pro-
bleme der Verteilung sowie die strukturellen Be-
dingungen von Armut/Reichtum geraten immer 
mehr aus dem Blick:

 „Aber es geht weniger darum, wie ist Geld ei-
gentlich verteilt in unserer Gesellschaft. Wie 
kommt es, dass wir mal weniger haben. Wel-
che strukturellen Bedingungen führen dazu? 
Also das größere Ganze in den Blick zu neh-
men. Und das sind so Punkte, die mir auch 
immer wieder aufgefallen sind. Ich glaube, 
wenn ich mir jetzt angucke, was die OECD vo-
ranstellt als ihre Definition von Finanzbildung, 
ist das eine sehr enge Sichtweise. Was dann, 
ja, wenn man dann eben auch mit Blick auf 
die vulnerablen Gruppen, finde ich, kommt 
man nicht umhin, sozusagen eigentlich ein 
größeres Bild einzunehmen.“ (IP3)

Homo oeconomicus und/oder 
Homo sociologicus?
Eine weitere wichtige Frage, die in den Interviews 
oft bezüglich heterogener Adressat*innengrup-
pen auftaucht, ist die nach dem Umgang mit den 
Wissensdefiziten und den unterschiedlichen 
Kompetenzen in der ökonomischen und finan-
ziellen Bildung:

 „Mehr als die Hälfte der Kinder- und Jugendli-
chen haben sich noch nie mit den Problemen 
der Schulden auseinandergesetzt. Diese Wis-
sensdefizite existieren natürlich, aber ohne 
das zu relationieren, zu anderen Wissensbe-
ständen, die nicht existieren, ist das ja keine 
bildungspolitisch belastbare oder schulbe-
lastbare Aussage. Wenn jemand fragt, was 
die Französische Revolution war, oder wie ist 
die binomische Formel herzuleiten, welche 
bekanntesten Werke stammen von Sokra-
tes […] Dann würden wir [...] wahrscheinlich 
der Meinung sein, ja da gibt es ein Wissens-
defizit. Ich bestreite nicht, dass es dieses 
Wissensdefizit im Bereich der ökonomischen 
und finanziellen Bildung gibt. Die Frage ist, es 
gibt mittlerweile 86 Schulfächer, die gefordert 
werden. Von so obskuren Fächern wie Reiten 
und Golfen angefangen bis hin zur ernstzu-
nehmenden, wie Kommunikation, Rhetorik, 
Informatik, Technik – als Pflichtfächer wohl-
gemerkt.“ (IP1)

Die Forderung von IP1, Wissensbestände „zu 
relationieren“ und Zusammenhänge etwa über 
Fächerverbünde herzustellen, ist lern- und bil-
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dungstheoretisch zentral und richtet sich gegen 
Formen der Segmentierung von Wissen und Ler-
nen – also gegen die erwähnte enge Variante der 
Finanzbildung. 

Damit ist diskursiv eine Hauptkonfliktlinie in den 
unterschiedlichen Sichtweisen der Akteure auf 
ökonomische und finanzielle Bildung beschrie-
ben, die letztlich eine ideologische Scheidelinie 
darstellen. Sie manifestieren sich in den unter-
schiedlichen Menschenbildern und Subjektvor-
stellungen, die sich idealtypisch in den beiden 
normativen Leitbildern von Homo oeconomicus 
und Homo sociologicus31 darstellen: Motive der 
Nutzenmaximierung nach individuellen Präferen-
zen dominieren im Wesentlichen das als rational 
betrachtete Entscheidungsverhalten des Homo 
oeconomicus, während die Handlungslogik des 
Homo sociologicus sich primär durch Solidarver-
halten (intrinsisch motiviert) beziehungsweise 
gesellschaftlich internalisierte Normen- und Re-
gelkontrolle (extern motiviert) auszeichnet (sie-
he Germ 2021).

IP2 hebt noch einmal die Differenzen beider 
Subjektvorstellungen auch als konstitutiv für 
die unterschiedlichen Sichtweisen beider Mi-
nisterien auf ökonomische beziehungsweise 
finanzielle Bildung hervor. In dem Zusammen-
hang betont sie vor allem die Schnittstelle zwi-

schen BMF und der OECD Finanzbildungsstra-
tegie, die beide

 „eine sehr starke Verbraucherperspektive 
haben, rationaler Umgang mit Finanzen. Das 
ist ja auch ein bisschen die OECD-Definition. 
Rational Decision Making. Da sind sie ja auch 
an internationale Debatten. Da vermisst man 
diese kritische, reaktive Geschichte bei der 
OECD auch, muss man sagen. Vor allem Well-
being und Rational Decision Making. Beim 
BMBF ist es dezidiert anders.“ (IP2)

Diese normativen individualistisch-rationalisti-
schen Vorstellungen von menschlichem Handeln 
und Entscheiden einschließlich der Verantwor-
tung machen verständlich, warum in liberaler 
Perspektive letztlich kein Unterschied zwischen 
Information und Bildung bestehen kann (sie-
he auch Kapitel 4.2). Danach ist jede Form von 
Lernen und Bildung letztlich immer individuell 
geprägt und von individuellen Kompetenzen der 
Informa tionsverarbeitung abhängig.32 Dieses 
Bild des Menschen als eine unterkomplexe in-
formationsverarbeitende Maschine bleibt den 
Modellvorstellungen früher Kommunikations-
theorien der 1950er Jahren beziehungsweise 
der Kognitionswissenschaften der 1970er Jahre 
verhaftet, nach der menschliches Handeln primär 
von der Art der rationalen Informationsverar-

31 Die Homo sociologicus-Figur stammt ursprünglich vom Soziologen Ralph Dahrendorf, der in den 1960er Jahren die 
Vielfalt gesellschaftlicher Rollen, Normen und Erwartungen an das Individuum damit beschrieben hat (Dahrendorf 
1958/2010).

32 Hier kommt die Maschinenmetapher der Kognitionswissenschaften der 1970er Jahre zur Geltung, nach der mensch
liches Handeln primär von der Art der Informationsverarbeitung abhängt (Zielke 2004: 29 f.). 
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beitung abhängt (Zielke 2004: 29 f.). Danach 
werden Menschen als „Trivialmaschinen“33 be-
trachtet und die Komplexität von Urteilsformen 
nicht erfasst, die im Übrigen auch jedem Ent-
scheidungshandeln zugrunde liegen.

IP2 schildert im Interview seine Bemühun-
gen, dem BMBF „im Nachgang zum Werkstatt- 
Gespräch“ die gegenständliche Komplexität von 
ökonomischer beziehungsweise finanzieller Bil-
dung sowie den umfangreichen und langjährig 
erarbeitete Forschungsstand zu vermitteln:

 „(...) mit einem Überblick über konzeptionel-
le Ansätze ökonomischer Allgemeinbildung, 
Situationsansätze, kategoriale Ansätze, ins-
titutionentheoretische Ansätze und darüber, 
was die mit Finanzbildung zu tun haben kön-
nen.“ (IP2)

Die Interviewperson unterstreicht die Ziel-
richtung ihres Vorschlags, mit dem deutlich 
gemacht werden sollte, dass „seit über 50 Jah-
ren dort geforscht“ würde, denn es gäbe „bil-
dungstheoretische Konzepte, auf die man zu-

rückgreifen kann“. Schließlich fügt sie hinzu, 
dass sie auf ihren Vorschlag keine Antwort 
erhalten habe. Zu erklären ist diese mangeln-
de Responsivität beziehungsweise Ignoranz 
des Ministeriums der Interviewperson gegen-
über  – die ja zunächst ein grundlegendes In-
teresse an einem weiten konzeptionellen Ver-
ständnis von ökonomischer Bildung bescheinig-
te – vermutlich durch eine politisch motivierte 
Entscheidung für eine enge Fokussierung auf 
Finanzbildung, für die sich eine komplexe(re) 
bildungstheoretischer Perspektive offensicht-
lich als irrelevant erwiesen hat. Wann diese 
politische Entscheidung für die beschränkte 
Variante der Finanzbildung getroffen wurde, ob 
diese vor dem Werkstattgespräch bereits fest-
stand und dieses nur als eine Art Probelauf für 
mögliche anschlussfähige Kooperationspart-
ner*innen fungierte beziehungsweise besagter 
Vorentscheidung nachträglich legitimieren soll-
te, lässt sich nicht genau bestimmen. Tatsache 
ist, dass nach Januar eine spezifische Auswahl 
von Stakeholdern stattfand, die wesentliche Re-
präsentant*innen einer weiten Konzeption von 
ökonomischer/finanzieller Bildung ausschloss. 

33 Heinz von Foerster unterscheidet die einfachen linearen Formen der Informationsverarbeitung von Maschinen von 
den komplexen, nicht-linearen menschlichen Urteilens und Entscheidungshandelns. Er hat stets kritisiert, „dass in 
der Bildung schulische Institutionen leider oft zu Trivialisationsanstalten degradiert werden – und Lernende zu trivia-
len Maschinen –, indem man sich vor allem damit beschäftigt, auf einen bestimmten Input einen bestimmten Output 
zu erreichen“ (Foerster/Pörksen 2019: 65 f.).
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6 Fazit

Im Verlauf der Studie haben sich verschiedene 
Indizien für die Ausgangsthese erhärtet, nach 
der es sich bei der Finanzbildungsinitiative der 
beiden Ministerien BMF und BMBF nicht originär 
um ein Bildungsprojekt handelt, sondern um ein 
aktivierungspolitisches Projekt mit dem Ziel, die 
private Investitionsbereitschaft beziehungsweise 
Investitionstätigkeit in der Bevölkerung zu erhö-
hen. In diesem Rahmen wird (Finanz-)Bildung 
als Mittel eingesetzt, um den genannten Zweck 
zu erreichen. 

Die teilnehmende Beobachtung auf der Konfe-
renz „Finanzbildung für das Leben“ im Dezem-
ber 2023 (Kapitel 2.2) sowie die Rekonstruktion 
von Diskursen und Ereignissen wie dem Werk-
statt-Gespräch (2/2023), der Auftaktveranstal-
tung (3/2023) und den Stakeholder-Workshops 
(8/2023) haben deutliche Hinweise geliefert, die 
die Ausgangshypothese bestätigen. Zusammen-
fassend kann der Eindruck aus den offiziellen 
Veranstaltungen zur Finanzbildungsinitiative wie 
folgt beschrieben werden:  

a) Eine individualisierende und stereotype Dis-
kussion zu ‚vulnerablen Gruppen‘, wobei die 
sozialen Kontexte, Bedingungen und Struktu-
ren von Finanzbildung ausgeblendet wurden. 

b) Die diskursive Dominanz des neoklassischen 
Homo- oeconomicus-Paradigmas (rationaler 

individueller Entscheider, vollständige Infor-
mation, individuelle Verantwortung).

c) Eine starke Fokussierung auf die OECD, die 
als zentrale wissenschaftliche ‚Autorität‘ prä-
sentiert wurde und deren (neo-)liberale bil-
dungspolitische Programmatik das gesamte 
FDP-Finanzbildungsprojekt als ‚nationale Bil-
dungsstrategie‘ legitimatorisch rahmt.

d) Die Auslagerung und Neutralisierung von Kri-
tik beziehungsweise kritischen Stimmen auf 
der Konferenz (‚Hinterbühne‘), die zu einem 
homogenisierten Mainstream-Diskurs über 
Finanzbildung auf der sichtbaren ‚Vorderbüh-
ne‘ führte, wodurch weder kontroverse Posi-
tionen noch plurale Perspektiven ermöglicht 
wurden.

e) Eine bis dato fehlende Bildungsdimension 
beziehungsweise eine Instrumentalisierung 
von Bildung: Auf Bildung wurde nur formal 
Bezug genommen und vor allem dann, wenn 
es darum ging, die aktivierungspolitische 
Stoßrichtung der Initiative zu legitimieren. 

f ) Die Stigmatisierung von risikoaversem ‚fal-
schem‘ Sparverhalten und von Verschuldung 
als Folgen individueller Entscheidungen, 
die im liberalen Finanzbildungsdiskurs vom 
nachteiligen Handyvertrag über die selbst 
verantwortete Schuldenfalle bis hin zur dro-
hende Altersarmut über die gesamte Biogra-
phie konstruiert wurden.
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g) Eine Fokussierung auf sozialökonomisch star-
ke Milieus als Leitbild rationaler Finanzent-
scheidungen. Damit wurde politisch normativ 
die Erwartung zum Ausdruck gebracht, dass 
sich schwächere Milieus in ihren Finanzent-
scheidungen an diesem ‚Vorbild‘ orientieren 
sollten.

Diese Kritikpunkte wurden auch in den Inter-
views von Stakeholdern, die aus der Innenper-
spektive Einschätzungen und Perspektiven auf 
die FDP-Initiative einbrachten, bestätigt (Kapi-
tel 5). Dazu gehörte an erster Stelle die Verein-
seitigung von Diskurs, Adressierung, Perspekti-
ven und Positionen, die sich auf Grundlage der 
Rekonstruktion ergab, bei welcher die primär 
parteipolitisch-legitimierende Funktion der libe-
ralen Finanzbildungsinitiative als FDP-Projekt 
deutlich wurde. Damit eng verbunden ist die In-
strumentalisierung von Bildung für das primär 
aktivierungspolitisch ausgerichtete Projekt des 
BMF, das die konzeptionell-organisatorische Fe-
derführung von Projekt und Lernplattform gegen-
über dem BMBF hat.

Schon in der Frühphase des Projekts hatten 
wichtige Stakeholder aus dem Feld der Finanz-
bildung grundlegende Kritik an der Finanzbil-
dungsinitiative geäußert (Kapitel 3.3). So wird 
kritisiert, die Initiative sei für die Adressierung 
der vulnerablen Gruppen nicht geeignet. Außer-
dem wird richtigerweise darauf hingewiesen, 
dass die Frage der Qualitätskontrolle der ange-
kündigten Bildungsmaterialien völlig ungeklärt 
ist. Eine Gefahr wird zudem darin gesehen, dass 
gewachsene Strukturen und zivilgesellschaft-

liche Akteure im existierenden Feld der Finanz-
bildung marginalisiert werden könnten. Schließ-
lich wurde die Befürchtung artikuliert, dass die 
Finanzbildung einseitig politisiert wird und 
dadurch ihre Unabhängigkeit gegenüber der 
Politik und finanzstarken, marketingaffinen 
Akteuren verlieren könnte. Letzteres bestätigt 
sich durch die mehrfach und öffentlich von BMF 
und BMBF bekräftigte Absicht, private Akteure 
mit ihren Angeboten in die geplante Bildungs-
plattform zu integrieren. Damit wird die klare 
Absicht zur Vermarktlichung der Finanzbildung 
deutlich, die ministeriumsseitig im Interview 
zwar als „politisch extrem vermintes Terrain“ 
(Kapitel 5.1) bezeichnet, aber als Ziel dennoch 
bestätigt wird. 

Insofern würde die vom BMF organisierte ‚Fi-
nanzbildungsplattform‘ mitgeldundverstand.de 
eher als digitaler Marktplatz mit verschiedenen 
Angeboten fungieren, auf dem unter anderem 
auch Bildungsmaterialien zu finden sind, die ge-
genwärtig aber nur 8 Prozent der 449 Angebote 
ausmachen. Die bisherigen Materialien lassen 
jeden didaktischen und inhaltlichen Zusammen-
hang vermissen, wie die Analyse ergab (Kapi-
tel 4.1). 

Vergleicht man das Angebot der beiden FDP-Mi-
nisterien mit den gängigen Ansprüchen an eine 
Bildungsplattform, so zeigt sich schnell, wie 
wenig sie diesen gerecht wird (Kapitel 4.2). 
Legt man etwa den pädagogisch anerkannten 
Beutelsbacher Konsens zugrunde, so wird deut-
lich, dass die meisten der dort zur Verfügung 
gestellten Materialien für Bildungszwecke ohne 
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Kontextualisierung und Adressat*innenbezug 
völlig ungeeignet sind. Gesellschaftliche und 
politische Aspekte bleiben aufgrund des funk-
tionalistisch-ökonomischen Zuschnitts unterbe-
lichtet oder ganz außen vor. Außerdem herrscht 
eine neoklassisch-ökonomistische Darstellung 
vor, was den bildungstheoretischen Prinzipien 
des Beutelsbacher Konsenses – kontroverse Per-
spektiven, keine einseitige Überwältigung und 
Berücksichtigung der Interessen von Lerner*in-
nen – widerspricht. 

Ein Grund für die Falschdeklaration als Bildungs-
plattform liegt sicherlich in der mangelnden 
Unterscheidung von Information und Bildung 
auf Seiten der politisch Verantwortlichen (Kapi-
tel 4.2), denn die Finanzbildungsplattform ent-
hält überwiegend reine Informationsmaterialien, 
die lediglich auf eine individuelle Informations-
aneignung zielen, aber keine Bildungsprozesse 
ermöglichen können. Damit erfüllt sie ihre akti-
vierungspolitische Funktion als marktaffine In-
formations- und Angebotsplattform, die an den 
rationalen Entscheider adressiert ist.

Problematische Mechanismen der Diskurs- und 
Wissenskonstruktion konnten auch bei der ex-
emplarischen Analyse eines Erklärvideos zur 
Schuldenbremse aus der Reihe „#Finanzisch“ 
des BMF identifiziert werden, das prominent auf 
der ersten Seite der Finanzbildungsplattform als 
Bildungsmaterial erscheint (Kapitel 4.3). Durch 
Auslassung/Dethematisierung wird darin die 
Schuldenbremse als alternativlos präsentiert, 
abweichende Sichtweisen werden nicht darge-
stellt. Die Schuldenbremse wird als politisch 

notwendiges, wirtschaftlich unumgängliches 
und moralisch legitimes Handeln präsentiert. 
Eine Infragestellung der Schuldenbremse er-
scheint durch dieses Framing als nicht legitim. 
Auch hier werden die genannten bildungs- und 
lerntheoretischen Prinzipien verletzt. Angesichts 
dessen, dass das Video vom Charakter her einer 
Werbung für parteipolitische Positionen ähnelt, 
stellt sich die Frage, ob dadurch nicht auch das 
Überwältigungsverbot des Beutelsbacher Kon-
senses unterlaufen wird.

Ein zusätzlicher Einblick in den Innenraum 
der Finanzbildungsinitiative konnte durch die 
Experteninterviews gewonnen werden (Kapi-
tel 5). In den Interviews wurde insbesondere die 
Arbeitsteilung der Ministerien, die Intransparenz 
des Prozesses, die Nicht-Berücksichtigung kri-
tischer und alternativer Perspektiven sowie die 
politische Selektivität in der Kooperation mit ex-
ternen Akteuren thematisiert. 

Die oftmals geäußerte Irritation der Interview-
partner*innen, dass der Bildungsaspekt gar 
nicht auftauche oder nur randständig in der Fi-
nanzbildungsinitiative erscheine, wird durch 
die aktivierungspolitische Dimension erklärbar: 
Es geht nicht um Bildung als sozialer Prozess, 
sondern um eine Aktivierung eines individuellen 
und risikofreudigen Finanz- und Investitionsver-
haltens, das tendenziell an die gesamte Bevöl-
kerung adressiert ist. Damit werden in der Spra-
che der Bildung politische Erwartungen zweier 
liberaler Ministerien an das Spar- und Finanzver-
halten der identifizierten Problemgruppen (kon-
servative Sparer*innen, vulnerable Gruppen) 
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adressiert, die für sozioökonomisch schwächere 
Milieus aber kaum oder nicht zu erfüllen sind.
 
Diese aktivierungspolitische Dimension macht 
schließlich auch ein Gutachten des BMF-Bei-
rats zur kapitalgedeckten Rente im Vorfeld der 
Finanzbildungsinitiative deutlich (Wissenschaft-
licher Beirat beim Bundesministerium der Finan-
zen 2022). Darin werden verhaltensökonomisch 
Aspekte einer bevölkerungsweiten Aktivierungs-
politik für eine kapitalgedeckte Rente und ent-
sprechender Vermögensbildung durchgespielt, 
bei der dem Faktor aktivierungspolitische Infor-
mations- und Wissensvermittlung ein zen traler 
Stellenwert eingeräumt wird (Kapitel 2.3). Es wird 
zwar über Bildung gesprochen, aber letztlich ist 
stets die politische Aktivierung der Einzelnen in-
tendiert. Es kann davon ausgegangen werden, 
dass von diesem Gutachten Impulse für die Fi-

nanzbildungsinitiative ausgingen, zumal die pri-
vate Altersvorsorge auf der Finanzbildungskonfe-
renz als ein Paradebeispiel für die Notwendigkeit 
von Finanzbildung thematisiert wurde. 

Besonders die Breite dieser finanzpolitischen 
„Generalmobilmachung“ (Kocyba 2004) zeigt 
die aktivierungspolitische Dimension der Initia-
tive: Es geht um generelle Einstellungs- und Ver-
haltensänderung (‚Mentalitäten‘) und nicht um 
eine kontingente Bildungserfahrung. Daher lässt 
sich die politische Stoßrichtung in Anlehnung an 
die Aussage Ulrich Bröck lings, dass der Homo 
oeconomicus auch ein „Bildungsprogramm“ sei 
(Bröckling 2007: 95), analog so formulieren: Un-
ter dem Strich wird das ‚Investoren-Selbst‘ in der 
Finanzbildungsinitiative zum Gegenstand eines 
aktivierungspolitischen (Bildungs-)Programms 
gemacht.
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